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I. EINLEITUNG 

 

1. Thema und Forschungsstand 

 

 In den fünfziger und sechziger Jahren gerieten Mädchen und junge Frauen, 

die von ihrer Umgebung als "auffällig", "verwahrlost", "sittlich gefährdet" 

oder "schwererziehbar" wahrgenommen wurden, rasch in den Fokus der 

Jugendfürsorge. Wenn die Jugendbehörden nachweisen konnten, dass die 

Minderjährigen "verwahrlost"1 waren, wurde es möglich, sie im Rahmen der 

Öffentlichen Erziehung2 in ein geschlossenes Heim einzuweisen. In den 

meisten Fällen wurde die richterliche Anordnung der Fürsorgeerziehung bis 

in die siebziger Jahre mit der Gefahr weiterer Verwahrlosung und eines 

sittlichen "Abgleitens" der Mädchen begründet. Im geschlossenen Heim 

sollten sozial auffällige Mädchen durch "straffe Erziehung und 

Beaufsichtigung" diszipliniert und an ein "geordnetes Leben gewöhnt" wer-

den.3 

 

 In der britischen Zone waren im Jahre 1949 5102 weibliche Minderjährige 

in der Öffentlichen Erziehung untergebracht, davon 4029 in Fürsorge-

erziehung (FE) und 1073 in Freiwilliger Erziehungshilfe (FEH).4 Insgesamt 

ging in den Jahren 1954 bis 1975 die Zahl der FE-Zöglinge von 7223 auf 992 

zurück und die Zahl der FEH-Schützlinge sank von 3983 auf 2237. Während 

                                                
1Die "Verwahrlosung" wurde in sozialwissenschaftlichen Disziplinen, wie auch in 
benachbarten Bereichen (Medizin, Rechtswissenschaft), als Vorstufe zur Kriminalität 
betrachtet. (Vgl. Schwarzmann 1971, S. 79) In der Literatur wurden Verwahrlosung und 
Kriminalität begrifflich getrennt voneinander verwendet. Während Kriminalität als jenes 
abweichende Verhalten definiert wurde, das vom Strafrecht mit besonderen Sanktionen 
belegt wurde, blieb der Begriff der Verwahrlosung nicht eindeutig feststehend. 
"Verwahrlosung" wurde zum Sammelbegriff für sämtliche Störungen im Sozial- und 
Leistungsverhalten und gerade bei Mädchen für Auffälligkeiten im sexuellen Bereich. 
2Fürsorgeerziehung (FE) und Freiwillige Erziehungshilfe (FEH) wurden unter dem 
Oberbegriff "öffentliche Erziehung" zusammengefasst. 
3Vgl. Beschluss der vorl. FE 1962, Monika (Jg. 1945), Einzelfallakte LVR. Obwohl auch 
die Familienpflege als weitere Variante der außerfamilialen Unterbringung zur Verfügung 
stand, blieb die Heimunterbringung bis weit in die siebziger Jahre gängige Praxis. 
Familienpflege umfasste neben der Unterbringung (meist jüngerer Kinder) in 
Pflegefamilien auch die "Indienstgabe" älterer, schulentlassener Jugendlicher bei 
Lehrherrn. Zahlenmäßig blieb die Öffentliche Erziehung im Rheinland im wesentlichen 
Heimerziehung. (Vgl. LVR in Zahlen 1959-1969, 1970, S. 121) 
4ALVR 38666, Statistik FE in der britischen Zone, Stand 31.03.1949, aus: Mitglieder-
Rundbrief des AFET, September 1950. 
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der Anteil der Mädchen im Jahr 1954 bei 44,2% (FE) bzw. 46,8% (FEH) 

lag, sank er bis 1975 auf 36,7% (FE) bzw. 32,4% (FEH).5  

 

 Trotz unterschiedlicher Lebenssituationen, Verhaltensäußerungen und Ein-

weisungsgründe konstruierten die Jugendbehörden durch stereotype Zu-

schreibungen in den Akten ein bestimmtes Bild "verwahrloster" Mädchen. 

Das behördliche Eingreifen und Handeln schien fast ausnahmslos auf re-

pressive Strategien zurückzugreifen, die zur Stigmatisierung und Kriminali-

sierung jugendlicher und auch jugendkultureller Lebensäußerungen führten. 

 

 Bis heute liegt keine umfassende historische Aufarbeitung der Öffentlichen 

Erziehung für Mädchen nach 1945 vor. Besonders die fünfziger und sech-

ziger Jahre sind in der Forschung zur Geschichte der Fürsorge- und Heim-

erziehung vernachlässigte Epochen.6 Der Zeitraum der Nachkriegszeit bis in 

die sechziger Jahre wurde in zahlreichen Publikationen ausgeklammert oder 

in Gesamtdarstellungen als unerheblich erachtet, vor allem, weil es während 

dieser Phase zu keinen bahnbrechenden gesetzlichen Änderungen oder 

Umbrüchen innerhalb der Jugendhilfe kam.7  

 Wie wechselhaft sich der Umgang mit kriminellen, verwahrlosten und ver-

haltensauffälligen Kindern und Jugendlichen gestaltete, lässt sich auch an den 

unterschiedlichen thematischen Schwerpunkten und methodischen Zugängen 

der Veröffentlichungen nach 1945 ablesen: Zwischen Nachkriegswirren, 

Wiederaufbau und Wirtschaftswunder war auch die Öffentlichkeit am 

Schicksal der Zöglinge wenig interessiert. In den fünfziger und sechziger 

Jahren sollte in empirischen Untersuchungen vor allem die "Wirksamkeit" der 

Öffentlichen Erziehung anhand der Lebensführung ehemaliger Zöglinge nach 

der Entlassung nachgewiesen werden. Im Mittelpunkt dieser Untersuchungen 

stand die Frage, ob durch die Öffentliche Erziehung Verwahrlosung und 

                                                
5Vgl. Statistiken aus LVR in Zahlen. Die vorliegende Arbeit befasst sich in erster Linie 
mit der Heimerziehung des Rheinlandes, d.h. dem Bereich des heutigen 
Landschaftsverbandes Rheinland. 
6Wenn man von einigen zeitgenössischen Untersuchungen zur Wirksamkeit der 
Fürsorgeerziehung (wie Düchting 1952, Pongratz/Hübner 1959) absieht, die allerdings 
keine umfassende historische Aufarbeitung leisten. 
7Beispielsweise beschrieb Hanns Eyferth im sozialpädagogischen 
Standardnachschlagewerk, dem "Wörterbuch für Sozialarbeit/Sozialpädagogik" die 
Geschichte der Heimerziehung von den Ursprüngen bis heute, wobei seine Darstellung in 
den zwanziger Jahren abbricht und erst 1969 wieder einsetzt. (Vgl. Kuhlmann 1989, S. 
18) 
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Kriminalität - mit dem Ziel der gesellschaftlichen Wiedereingliederung 

auffälliger Minderjähriger- vermieden werden konnten. Da diese 

Untersuchungen vor allem die Funktion erfüllten, die herkömmliche 

Heimerziehung als Ausdruck repressiver, ordnungspolitischer Bestrebungen 

zu bestätigen, ging es hier selten um Einzelschicksale von Zöglingen oder gar 

eine kritische Analyse der Bedingungen, unter denen sich Heimerziehung im 

gesellschaftlichen Rahmen vollzog. 

 Zu den bekanntesten Untersuchungen der fünfziger Jahre zählte die sozial-

pädagogische Arbeit von Otti Düchting (1952) über den "Lebenserfolg ehe-

maliger schulentlassener weiblicher Fürsorgezöglinge". Die Arbeit 

"Lebensbewährung nach öffentlicher Erziehung" (1959) von Hübner und 

Pongratz untersuchte ebenfalls, ob sich aus der Öffentlichen Erziehung ent-

lassene Jugendliche "gebessert" hatten, wobei drei Bewährungsbereiche - a) 

sozialer Raum, b) Arbeitswelt, c) Gesetz und Recht - betrachtet wurden.8 

 

 Die gesellschaftlichen Umbrüche der späten sechziger Jahre bewirkten eine 

zunehmende Sensibilisierung für soziale Missstände und Machtstrukturen, 

und auch die Literatur zur Heimerziehung wurde zunehmend politischer: 

Neben der Aufdeckung eines repressiven, oftmals menschenverachtenden 

Systems der Heimerziehung begann man das "Fehlverhalten" der Zöglinge 

zunehmend als Folge sozialer Missstände zu interpretieren und suchte nach 

gesellschaftlichen Ursachen für Verhaltensauffälligkeiten von Kindern und 

Jugendlichen. Anhand von Fallbeispielen jugendlicher Fürsorgezöglinge und 

einer Interpretation von Fürsorgeakten versuchte man, Zusammenhänge 

zwischen der Diagnose "Verwahrlosung" und ihren stigmatisierenden 

Auswirkungen nachzuweisen.9 Mit Hilfe des "labeling-approach-Ansatzes", 

der die bis in die sechziger Jahre bestimmenden Anlage-Umwelt-Theorien10 

                                                
8In einer juristischen Dissertation untersuchte Helga Kindt (1962) ebenfalls, ob sich 
ehemalige weibliche Fürsorgezöglinge nach ihrer Entlassung im Leben "bewährt" hatten. 
Kindt untersuchte weibliche Fürsorgezöglinge, die in den Jahren 1950 und 1951 aus der 
Öffentlichen Erziehung entlassen wurden. Dissertationen über die Kriminalität weiblicher 
Jugendlicher stammten überwiegend aus dem medizinischen und juristischen Bereich. 
9Bonstedt (1972) und Steinvorth (1973) versuchten, anhand einer psychologischen 
Analyse von Jugendamtsakten Zusammenhänge zwischen der Diagnose "Verwahrlosung" 
und den stigmatisierenden Auswirkungen auf das Verhalten von Zöglingen nachzuweisen.  
10Vgl. Wolff/Egelkamp/Mulot 1997, S. 44. 
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ablöste, wurden auch 'Heimkarrieren' als Folge behördlicher Zuschreibungs-

prozesse interpretiert.11 In "Ausschuß" (1970) und "Aufbruch"  

(1975) dokumentierten Gothe und Kippe als Mitinitiatoren der rheinischen 

"Heimkampagnen" den Versuch, entflohenen Zöglingen durch 

Wohnkollektive eine Alternative zur herkömmlichen Heimerziehung 

anzubieten. Aus Erzählungen von Jungen und Mädchen zeichneten sie 

'Heimkarrieren' nach und gaben Einblicke in die autoritäre Praxis einiger 

(Mädchen)Erziehungsheime im Rheinland der späten sechziger Jahre. 

Auch wenn die Darstellungen kritischer Gruppen aus heutiger Sicht z.T. 

etwas überzeichnet wirken, spiegeln sie die politisch aufgeheizte Stimmung 

im Heimbereich der späten sechziger und frühen siebziger Jahre wider. Im 

Schauspiel "Bambule - Fürsorge für wen?" (1971) verarbeitete die dort tätige 

Ulrike Meinhof ihre Erfahrungen und Recherchen in einem Berliner 

Mädchenerziehungsheim über die alltägliche Unterdrückung weiblicher Zög-

linge und die Willkür der Erzieherinnen.  

 Obwohl die Heimerziehung zu Beginn der siebziger Jahre umfassend re-

formiert werden sollte, zogen sich durchgreifende Veränderungen in den 

Mädchenheimen fast ein Jahrzehnt hin, und auch die soziale Randgruppe der 

Zöglinge verschwand bald nach Beendigung der Heimkampagnen aus dem 

Bewusstsein der Öffentlichkeit. Die Fachliteratur der achtziger Jahre belegte, 

dass gerade in der Mädchenheimerziehung ein großer Nachholbedarf an 

Informationen über die Lebenssituationen weiblicher Zöglinge bestand, um 

den Mädchen im Rahmen einer Heimerziehung bessere Hilfen geben zu 

können.12 Die Literatur zur Geschichte der Jugendhilfe der achtziger Jahre 

widmete sich - im Rahmen der Frauenforschung- vermehrt der "weiblichen 

Sichtweise" und versuchte aus dieser bislang vernachlässigten 

geschlechtsspezifischen Perspektive heraus Mädchen und Frauen in der 

Jugendhilfe "sichtbar" zu machen.13 

                                                
11Ebenfalls anhand von Jugendamtsakten interpretierte R. Aich in "Da weitere 
Verwahrlosung droht ..." (1973) die Lebensgeschichten von sechs männlichen und vier 
weiblichen Fürsorgezöglingen. 
12Im Jahr 1978 deckten König und Pelster Missstände in einem westfälischen 
Mädchenheim auf und prangerten ein völlig unzeitgemäßes pädagogisches Konzept an. 
1980 rekonstruierte Kieper die "Lebenswelten verwahrloster Mädchen", indem sie 
qualitative Interviews mit betroffenen Mädchen führte. 
13Bis zu diesem Zeitpunkt wurden geschlechtsspezifische Unterschiede in Hinblick auf 
Verhalten und Erziehung weitestgehend unter geschlechtsneutralen Begriffen wie 
"Kindern" und "Jugendliche" subsumiert. 
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In einer aus dem Jahre 1997 stammenden Untersuchung von Sabine Pankofer 

"Freiheit hinter Gittern" werden gegenwärtige Erziehungsziele und -

methoden vorgestellt und die Mädchen einer geschlossenen Einrichtung über 

ihre Heimerfahrungen befragt.14 

 

 Zum jetzigen Zeitpunkt kann nicht auf aktuelle Forschungsarbeiten über die 

zu untersuchenden Jahrzehnte zurückgegriffen werden. Die Publikationen 

der letzten Jahre beschäftigten sich vor allem mit der Jugendfürsorge 

zwischen Kaiserreich und Nationalsozialismus. Daher erschien es sinnvoll, 

neue Forschungen zur Jugendfürsorge vor 1945 miteinzubeziehen, da ihre 

Ergebnisse verdeutlichen können, welche Traditionen und Vorstellungen 

innerhalb der Fürsorgeerziehung zwischen 1945 und 1975 aus 

vorangegangenen Zeiten weitergeführt wurden, aber auch, wo sich Brüche 

und Widersprüche finden lassen. 

Einige Forschungsarbeiten zur Geschichte der Jugendfürsorge setzen am 

Ende des 20. Jahrhunderts thematisch durchaus differenzierte und nennens-

werte Akzente: So untersuchte Marcus Gräser (1995) in seiner Arbeit "Der 

blockierte Wohlfahrtsstaat" die Jugendfürsorge während der Weimarer 

Republik und wies nach, dass sich die moderne Jugendfürsorge seit ihren 

Anfängen Ende des 19. Jahrhunderts stets in einem wohlfahrtspolitischen 

Machtgefüge zwischen Staat, Kommunen und der privaten (vor allem 

konfessionellen) Wohlfahrtspflege bewegte. Die beiden nachfolgenden 

Arbeiten beziehen sich ausschließlich auf die Fürsorge- und 

Anstaltserziehung von Mädchen in den Anfängen der modernen 

Jugendfürsorge: Im Aufsatz "Ich war ihm zu Willen, trotzdem sträubte ich 

mich" aus dem Jahre 1999 analysierte Kerstin Kohtz die Sexualität 

"verwahrloster" Mädchen und den Umgang der Jugendfürsorge mit weib-

licher Sexualität während der Weimarer Republik. Am Beispiel der Stadt 

Berlin wertete die Autorin zahlreiche Fürsorge- und Gerichtsakten 

"verwahrloster" weiblicher Jugendlicher aus. Für die Zeit der Kaiserzeit und 

der Weimarer Republik zeichnete Heike Schmidt im Aufsatz " ... vom ganzen 

Elend einer trüben allzu früh entfachten Sinnlichkeit" am Beispiel der Ham-

                                                
14Pankofer führte ihre Untersuchung als Längsschnitt-Untersuchung durch, indem sie die 
Mädchen zu zwei unterschiedlichen Zeitpunkten (kurz vor der Entlassung und einige 
Monate danach) befragte. 
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burger Anstaltserziehung die Methoden und Erziehungspraxis für 

"verwahrloste" Mädchen nach. 

Im Aufsatz "Am Ende der 'Erziehungsweisheit'" aus dem Jahre 2001 geht 

Gabriele Kremer der Frage nach, wie sich die "Psychopathenfürsorge" in der 

Weimarer Republik alltagsgeschichtlich darstellte. Am Beispiel des 

Hadamarer Heims für weibliche Psychopathen, einer Einrichtung für junge 

Mädchen und Frauen mit abweichendem Sozialverhalten, untersucht sie die 

pädagogisch-psychiatrischen Behandlungsmethoden anhand von 290 

Krankenakten ehemaliger Insassinnen. Kremer stellt in ihrer Untersuchung 

die Bedeutung der psychiatrischen und medizinischen Theoriebildung für den 

gesamten Bereich der Öffentlichen Erziehung heraus und zeigt zugleich 

Alltag und Selbstverständnis der Hadamarer Einrichtung auf. 

Zur Jugendfürsorge im "Dritten Reich" wurden seit Beginn der neunziger 

Jahre zahlreiche - vor allem regionale - Studien veröffentlicht: In ihrer Arbeit 

"Erbkrank oder erziehbar? Jugendhilfe als Vorsorge und Aussonderung in 

der Fürsorgeerziehung in Westfalen von 1933-1945" (1989) analysierte 

Carola Kuhlmann am Beispiel Westfalens den sozialen Rassismus in Theorie 

und Praxis der Fürsorgeerziehung, wobei sie bereits Kontinuitäten für die 

Jugendhilfe nach 1945 andeutete. Alfons Kenkmann skizzierte in "Gertrud - 

ein Fürsorgebericht" (1992) anhand von Aktenberichten das Bild eines von 

den Jugendbehörden während der NS-Zeit als "sittlich verwahrlost" 

stigmatisierten Mädchens. In "Wilde Jugend" (1996) untersuchte Kenkmann 

die Kontinuität abweichenden Jugendverhaltens und historisch gewachsener 

Jugendsubkulturen (am Beispiel von Edelweißpiraten und bündischen 

Jugend) zwischen den dreißiger und späten vierziger Jahren der Rhein-Ruhr-

Region. In beiden Arbeiten ging Kenkmann der Frage nach, wie sich der 

behördliche Umgang mit "abweichenden" und "auffälligen" Jugendlichen 

während des Nationalsozialismus gestaltete. Uwe Kaminsky (1995) legte mit 

"Zwangssterilisation und 'Euthanasie' im Rheinland" eine Untersuchung über 

nationalsozialistische Sterilisations- und Tötungsmaßnahmen an psychisch 

Kranken und Geistigbehinderten vor. Vor allem seine Ergebnisse über 

Zwangssterilisationen weiblicher Zöglinge in evangelischen 

Erziehungsheimen des Rheinlandes lassen sich hier miteinbeziehen. 

Volker van der Locht gelang es in seiner quellenreichen Arbeit "Von der ka-

ritativen Fürsorge zum ärztlichen Selektionsblick" (1997) erstmalig, die Ge-

schichte einer katholischen Einrichtung der Behindertenfürsorge - am Bei-
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spiel einer Essener Erziehungsanstalt für geistig und seelisch behinderte 

Kinder und Jugendliche beiderlei Geschlechts - vom 19. Jahrhundert bis 1945 

aufzuarbeiten und eine Verschiebung von der karitativ-pädagogischen Orien-

tierung hin zur medizinischen Selektion innerhalb der Fürsorge exemplarisch 

nachzuweisen. Diese Arbeit zeigt, dass entgegen bisheriger Meinungen der 

katholische Widerstand gegen die Selektionspolitik des "Dritten Reiches" 

weitaus geringer ausfiel und oftmals erst stigmatisierende Beschreibungen 

katholischer Erzieherinnen zur Grundlage für die spätere Vernichtung von 

Heiminsassen wurden. Bei der Erarbeitung des Bereiches "Erziehung, Aus-

sonderung und Vernichtung im sozialen Rassismus während des National-

sozialismus" stützt sich van der Locht auf umfangreiches Quellenmaterial, 

wie Einzelfallakten von Patienten und Zöglingen. 

 Die vorliegende Arbeit will an den Forschungsstand der erwähnten Studien 

zur Erziehungspraxis der modernen Jugendfürsorge in der ersten Hälfte des 

20. Jahrhunderts anknüpfen und kann aufgrund umfangreichen Quellen-

materials die Lücke von der Nachkriegszeit bis in die frühen siebziger Jahre 

innerhalb der Forschung zur Jugendhilfe schließen.15  

 

2. Fragestellungen und Darstellungsmethode 

 

 Die Untersuchung thematisiert am Beispiel des Rheinlandes die Fürsorge-

erziehung und Heimunterbringung für Mädchen und junge Frauen. Im Rah-

men der vorliegenden Dissertation soll anhand einer empirischen Unter-

suchung und Interpretation zahlreicher Fürsorgeakten, sowie einiger Zeit-

zeugeninterviews die Geschichte der Öffentlichen Erziehung zwischen 1945 

und 1975 - wobei der Schwerpunkt der Untersuchung deutlich in den fünf-

                                                
15Anmerkung zur Verwendung von Begriffen/Formulierungen in dieser Arbeit: Es wird 
nicht immer gelingen, sich in der nötigen Weise von den verwendeten, stigmatisierenden - 
und teilweise aus dem Sprachgebrauch der Nationalsozialisten stammenden - Begriffen 
wie "Minderwertigkeit" und "Erbkrankheit" zu distanzieren, da diese Begriffe auch nach 
1945 in unreflektierter Weise innerhalb der Jugendfürsorge zur Berichterstattung 
verwendet wurden. Ich bitte die LeserInnen daher, sich bei diesen und ähnlichen 
Begriffen, wie "Zögling", "Verwahrlosung", "Unerziehbarkeit" oder Bewahrung die 
Anführungszeichen, sofern sie nicht vorhanden sind, stets mitzudenken. Gleiches gilt für 
Begriffe wie "Arbeitsbummelant", "sittlich verwahrlost" oder "Herumstreunen", die 
moralische Abqualifizierungen oder Wertungen implizieren, die die Verfasserin 
ausdrücklich nicht teilt. 
Anmerkung zur unterschiedlichen Rechtschreibung in dieser Arbeit: Während meine 
Ausführungen an die neue Rechtschreibung angepasst wurden, habe ich alle 
wiedergegebenen Quellen in ihrer ursprünglichen Form und Rechtschreibung belassen. 
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ziger und sechziger Jahren liegt - aufgearbeitet werden. Neben der 

(quantitativen und qualitativen) Auswertung des Quellenmaterials ist es 

erstmalig möglich, die heutige Sichtweise ehemaliger weiblicher Zöglinge als 

weitere Ebene der Darstellung miteinzubeziehen. 

 

 Die Arbeit verbindet in den einzelnen Kapiteln unterschiedliche Ebenen der 

Betrachtung, des methodischen Zugangs und differenzierte Fragestellungen: 

 

Kapitel I soll einen geschichtlichen Rückblick über die Jugendfürsorge und 

Formen der Heimerziehung seit dem 18./19. Jahrhundert bis 1945 geben und 

die Grundlagen für einen Vergleich von Kontinuitäten und Diskontinuitäten 

in diesem Bereich schaffen. 

In Kapitel II wird die Öffentliche Erziehung zwischen 1945 und 1975 näher 

dargestellt: 

Bei einer ersten Sichtung der behördlichen Akten16 ergaben sich bereits the-

matische Schwerpunkte, die sich durch die verschiedenen Zeitphasen17 hin-

durch verfolgen lassen: Zu diesen Schwerpunkten gehören gesellschaftliche 

Rahmenbedingungen, rechtliche und organisatorische Voraussetzungen, die 

das Wesen und die Inhalte der Heimerziehung nachhaltig mitbestimmten, 

ebenso wie die Beteiligung der Medien, sowie Diskurse und Debatten von 

Experten aus der Jugendhilfe und benachbarten wissenschaftlichen Dis-

ziplinen (wie Pädagogik, Soziologie, Medizin und Psychiatrie).  

 In den verschiedenen Zeitphasen sind die thematischen Schwerpunkte von 

unterschiedlicher Gewichtung, so überwiegen in der Nachkriegszeit deutlich 

die äußeren, gesellschaftlichen Rahmenbedingungen. Ein rascher Wieder-

aufbau und die versuchte Herstellung von Normalität drängten eine frucht-

bare pädagogische Diskussion um neue Ziele und Prinzipien der Heim-

erziehung in den fünfziger Jahren in den Hintergrund. Erst Ende der sech-

ziger Jahre wurde - angeregt durch die '68er Bewegung' - die öffentliche 

                                                
16Neben Akten mit allgemeinen Inhalten zur Öffentlichen Erziehung standen vor allem 
Heimaufsichtsakten zur Auswertung zur Verfügung. Diese Akten beinhalten den 
Schriftverkehr und Informationsaustausch zwischen dem LJA und den Erziehungsheimen. 
17Hierbei lassen sich auch im Hinblick auf die Heimerziehung bestimmte Zeitphasen 
skizzieren: die Wirren der Nachkriegszeit bis zur allmählichen Stabilisierung der 
Verhältnisse in den Jahren 1948/49, die fünfziger und frühen sechziger Jahre als relativ 
'stabile' Phase ohne wesentliche Veränderungen und die späten sechziger und 
beginnenden siebziger Jahre als eine Phase des Umbruchs und angestrebter Reformen in 
der Heimerziehung. 
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Kritik lauter und drängte auf umfassende Reformen innerhalb der Öffent-

lichen Erziehung. 

In diesem Kapitel sollen vor allem folgende Fragen im Mittelpunkt stehen: 

Unter welchen gesellschaftlichen und organisatorischen Bedingungen vollzog 

sich Heimerziehung? Welche äußeren Einflüsse wirkten sich auf die Heim-

erziehung aus? Wie sah der Alltag der weiblichen Zöglinge im geschlossenen 

Heim aus? Was änderte sich in drei Jahrzehnten, ergaben sich Veränderungen 

oder lassen sich Kontinuitäten in Zielsetzung und Erziehungsmethoden der 

Heimerziehung für Mädchen erkennen? 

 

 Grundlage des III. Kapitels ist die empirische Untersuchung und Interpre-

tation der Fürsorgeakten: Für eine quantitative und qualitative Untersuchung 

zahlreicher Einzelfallakten wurden Akten aus einem Erziehungsheim für 

schulentlassene Mädchen (Dorotheenheim) und Akten der übergeordneten 

Fürsorgeerziehungsbehörde - des Landesjugendamtes (LJA) Rheinland - her-

angezogen und ausgewertet. Hier geht es um folgende Fragen: Unter 

welchen Lebensbedingungen wuchsen die Mädchen vor der Heimeinweisung 

auf? Welche objektiven Gegebenheiten (Alter, Beruf der Eltern, 

Familiengröße etc.) bestimmten das Aufwachsen der Mädchen vor der An-

ordnung der Öffentlichen Erziehung? Wie wurden weibliche Zöglinge und 

ihre Familien in den Akten dargestellt? Welche stereotypen und vorurteils-

geleiteten Sichtweisen lassen sich während des Untersuchungszeitraums in 

behördlichen Anordnungen und Berichten festellen? 

 

 Im Mittelpunkt des Kapitels IV stehen biographische Fallstudien, in denen 

sowohl Aktenauszüge, als auch Ausschnitte aus einem Interview mit den be-

troffenen Frauen, die in Kindheit oder Jugend in ein Erziehungsheim einge-

wiesen wurden, zu einem chronologischen Lebensverlauf verknüpft werden. 

In der Retrospektive beschreiben die Frauen, wie sie den Heimaufenthalt als 

einschneidendes und krisenhaftes Ereignis in ihrer Biographie erlebt und ihre 

Erinnerungen und Erlebnisse inzwischen bewältigt haben. 

Schließlich sollen die Lebensgeschichten ehemaliger weiblicher "Zöglinge" 

Aufschluss darüber geben, ob sich trotz aller unterschiedlicher Bedingungen 

des Aufwachsens und verschiedener Einweisungsgründe auch 

Gemeinsamkeiten im Erleben und in der Bewältigung ihrer persönlichen 

Lebenssituation finden lassen. 
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Nach Lamnek ist es ein wichtiges Anliegen der Biographieforschung Aus-

sagen zu machen, die über den Einzelfall hinausgehen. (Vgl. Drees 1998, S. 

131) 

 
"Aufgrund von Gemeinsamkeiten von Einzelschicksalen im Mikrobereich 
können so allgemeine Aussagen über sozialstrukturelle Erkenntnisse im 
Makrobereich gemacht werden." (Lamnek 1995, S. 367) 
 

 Hierzu führte ich neun Interviews mit Frauen aus den Jahrgängen 1941 bis 

1955, zu denen eine Fürsorgeakte vorlag. Die erste Kontaktaufnahme 

erfolgte in den meisten Fällen über Verwandte oder ehemalige Betreuerinnen. 

Die Frauen, die Interesse an einem Interview bekundeten, meldeten sich 

daraufhin bei mir und wir führten ein erstes telefonisches Gespräch über mein 

Vorhaben und das geplante Interview.18 Die Interviews wurden zwischen 

Januar und Mai 1999 durchgeführt und fanden - bis auf eine Ausnahme19 - 

bei den Befragten zuhause statt. Die Gespräche fanden in der Regel mit einer 

Interviewpartnerin statt, lediglich in einem Fall war eine Schwester der Be-

fragten anwesend, die in ihrer Jugend ebenfalls in Heimerziehung war.20 In 

diesem Fall entwickelte sich eine besonders rege Diskussion, so dass eine 

intensive Gesprächsführung seitens der Interviewerin unnötig wurde. Die 

Interviews dauerten zwischen einer und zweieinhalb Stunden und wurden mit 

einem Diktaphon vollständig aufgezeichnet und anschließend transkribiert.21 

An den Anfang jedes Interviews habe ich einige allgemeine Fragen gestellt, 

um die Angaben der Befragten mit denen der behördlichen Perspektive 

abzugleichen und einen Einstieg ins Gespräch zu finden. Hierbei handelt es 

sich in erster Linie um sozialstatistische Angaben wie Alter, Beruf des Vaters 

etc. Da die Interviews mit den Frauen nur anhand eines grob strukturierten 

Schemas (Leitfaden) geführt wurden und mir daher mehr Raum gaben, auf 

                                                
18In einer Vielzahl der Fälle lehnten die Zeitzeuginnen ein Gespräch ab. Die Zahl der 
Frauen, die über ihre Erlebnisse während des Heimaufenthaltes und ihre Biographie offen 
sprechen wollten, ist gering und diese massive Ablehnung zeigt, dass viele Frauen ihre 
Heimzeit auch heute noch als Stigma empfinden, an das sie ungern erinnert werden 
wollen. 
19Mit Gaby (Jg. 1952), die inzwischen in Heidelberg wohnt, traf ich mich in einer 
Gaststätte in Essen. 
20Siehe Lebensgeschichte Hildegard E. (Jg. 1941). 
21Die Interviewpartnerinnen wurden vorher darüber aufgeklärt, dass ihre Daten nur in 
anonymisierter Form erfasst und nur zu wissenschaftlichen Zwecken verwendet wurden, 
um Datenschutzbestimmungen nicht zu verletzen. Mit ihrer Zustimmung konnte ich die 
Gespräche per Diktaphon aufzeichnen. 

Lex
ilo

g-S
uch

pool



-11- 

die Befragten einzugehen, lassen sie sich methodisch gesehen zu den quali-

tativen Interviews zählen. (Vgl. Friedrichs 1990, S. 224) 

Interviews dieser Art lassen sich nach Friedrichs als explorative, Intensiv- 

oder Tiefeninterviews bezeichnen, ebenso werden Termini wie "Gespräch" 

oder "qualitatives Interview" angegeben. (Vgl. Friedrichs 1990, S. 224)22 

Zum näheren Aufbau der Interviews lässt sich sagen, dass es sich um Inter-

views mit geringer Standardisierung und Strukturierung handelt, d.h. sowohl 

Frageformulierung, als auch Themen und Anordnung der Fragen sind nicht 

rigide festgelegt, das Interview wird lediglich anhand eines grob struk-

turierten Schemas geführt, wobei verschiedene Themenbereiche wie Kindheit 

und Jugend, Heimaufenthalt und weiterer Lebensweg im Mittelpunkt meiner 

Befragung standen. Die Interviewerin hatte somit die Gelegenheit, stärker 

auf die Befragten einzugehen und einen wesentlich größeren Spielraum zu 

schaffen, um Fragen zu formulieren, anzuordnen und gegebenenfalls inten-

siver nachzufragen. Dass das Interview lediglich anhand eines Leitfadens 

durchgeführt wurde, bedeutet keine Planungslosigkeit. Wie bei jeder anderen 

Methode ging auch hier die Überlegung voraus, welche Inhalte, Ziele und 

Stellenwerte berücksichtigt werden müssen. Zwei Arten von Fragen können 

grundsätzlich unterschieden werden: sogenannte Schlüsselfragen (Fragen, die 

in jedem Fall gestellt werden sollen), wie z.B. nach der Lebenssituation vor 

der Heimeinweisung und den Heimaufenthalt und Eventualfragen (Fragen, 

die nur gestellt werden sollten, wenn es der Gesprächsverlauf erlaubt). Die 

Fragen wurden möglichst offen formuliert, beim Nachfragen hingegen boten 

sich geschlossene Fragen an.23  

 

 Die Auszüge von Interviews mit einer ehemaligen Fürsorgerin24 der Ar-

beiterwohlfahrt und zwei Ordensschwestern25, die im katholischen Mädchen-

erziehungsheim St. Agnes-Stift in Bonn tätig waren, ergänzen die historische 

Aufarbeitung zur Heimerziehung und wurden stärker strukturiert, da es hier 

nicht so sehr um die persönlichen Empfindungen der Befragten ging, sondern 

vor allem um einen Informationsgewinn über die damalige Erziehungspraxis 

aus der Perspektive ehemaliger Fürsorgerinnen und Heimerzieherinnen. 

                                                
22Vgl. Friedrichs, J.: Methoden empirischer Sozialforschung. Opladen 1990, S. 208 und 
S. 224. 
23Vgl. ebd. S. 227. 
24Frau S. (Jg. 1924). 
25Schwester Antonie und Schwester Eugenda. 

Lex
ilo

g-S
uch

pool



-12- 

 Bei dieser Arbeit, die im wesentlichen auf Aktenanalysen basiert, muss bei 

der Auswertung berücksichtigt werden, aus welcher Perspektive die Akten 

erstellt wurden: Die auszuwertenden Akten implizieren die Sichtweise der 

Jugendbehörden und beschreiben die Vorgänge aus der sogenannten 

Makroebene.  

Der Umgang mit Behördenakten wird in der Forschung zwar als proble-

matisch eingeschätzt, erscheint allerdings unerlässlich, um Strategien und 

Methoden der Behörden und Heime zu erfassen und Rückschlüsse auf das 

Verhalten und die Perspektive der Mädchen zu ziehen.26 

Die Interviews mit ehemals professionell tätigen Kräften in der Heim-

erziehung (Fürsorgerin und Ordensschwestern) repräsentieren - neben per-

sönlichen Erfahrungen - ebenfalls vor allem die Perspektive der Jugend-

behörden bzw. des Erziehungsheims, wohingegen die Interviewauszüge in 

den Lebensgeschichten ehemaliger weiblicher Zöglinge in erster Linie sub-

jektive Sichtweisen und Empfindungen widerspiegeln.27  

 

3. Auswahl von Quellenmaterialien 

 

 Für die thematische Erarbeitung und als Basis der empirischen Unter-

suchungen war eine Auswahl von entsprechenden Quellenmaterialien aus 

dem Bereich der Fürsorgeerziehung im Rheinland von 1945 bis 1975 erfor-

derlich. Nach ersten Überlegungen kamen für eine weitere Quellensichtung 

Institutionen wie Jugendämter, Stadtarchive, das Nordrhein-Westfälische 

Hauptstaatsarchiv Düsseldorf, kirchliche Archive, sowie das Archiv des 

Landschaftsverbandes Rheinland und ehemalige Erziehungsheime für 

Mädchen in Frage. Weitere Nachfragen ergaben allerdings, dass Akten aus 

den meisten Jugendämtern inzwischen vernichtet wurden.28 In Stadtarchiven 

waren Akten zur Fürsorge- und Heimerziehung nach 1945 in den Beständen 

                                                
26Wie Kenkmann 1996 (36) ausführt, besagt ein weiterer Einwand, dass diese 
Quellenauswahl zu einer Überbetonung der "Sicht 'von oben'" führe. 
27Die Zeitzeugenbefragung - Interview in der Retrospektive - ist ebenfalls nicht 
unproblematisch, da die Ereignisse der Vergangenheit inzwischen verzerrt oder partiell 
widergegeben werden können. Doch gleichzeitig ist es möglich, aufgrund dieser 
Ausblendungen individuelle Deutungs- und Verarbeitungsmuster der historischen Realität 
zu erkennen. 
28 Vgl. Schreiben des Jugendamtes Oberhausen vom 16.02.1998: "... Akten, die länger als 
fünf Jahre nicht bearbeitet  werden, liegen hier nicht mehr vor, da sie vernichtet werden." 
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der Jugend- und Wohlfahrtsämter selten zu finden.29 Dagegen ließen sich im 

Nordrhein-Westfälischen Hauptstaatsarchiv Düsseldorf vereinzelt Akten 

staatlicher Behörden zur Fürsorgeerziehung in der Nachkriegszeit finden. 

Das Archiv des Diakonischen Werkes in Düsseldorf verwahrte zahlreiche 

Akten über evangelische Heimerziehung und Erziehungsheime für Mädchen 

im Rheinland nach 1945. 

 Von großer Relevanz waren vor allem die Einzelfallakten der Fürsorge-

erziehung und Heimaufsichtsakten aus dem Bestand des Landesjugendamtes, 

die derzeit im Archiv des Landschaftsverbandes Rheinland30 in Brauweiler 

verwahrt werden. Lediglich aufgrund einer vom Sozialministerium NRW er-

teilten Sondergenehmigung gelang es, Einsicht in personenbezogene Einzel-

fallakten zu wissenschaftlichen Zwecken zu erhalten. Darüber hinaus sollten 

auch einige Einzelfallakten über weibliche Zöglinge aus einem Erziehungs-

heim in die Untersuchung miteinbezogen werden. Als schwierig erwies es 

sich, eine heutige Jugendhilfeeinrichtung zu finden, die bereits nach 1945 

Erziehungsanstalt für (schulentlassene) Mädchen war, und mir Einsicht in 

vorhandene Einzelfallakten gewährte. 

 Zur Zeit existieren im Einzugsgebiet des Landschaftsverbandes Rheinland 

noch fünf Einrichtungen der Jugendhilfe, die im für meine Arbeit relevanten 

Zeitraum als Träger von Erziehungsheimen die Betreuung weiblicher Für-

sorgezöglinge übernommen haben: die Bergische Diakonie Aprath, das 

Dorotheenheim in Düsseldorf (jetzt Hilden), der Neukirchen-Vluyner Er-

ziehungsverein, das Diakoniewerk Kaiserswerth und die Graf-Recke-Stiftung 

in Düsseldorf. Die Heime der Bergischen Diakonie Aprath und die Graf-

Recke-Stiftung teilten auf meine Anfrage hin mit, dass sämtliche Heimakten 

aus der Zeit zwischen 1945 und 1975 inzwischen vernichtet worden seien. 

Das Diakoniewerk Kaiserswerth gab an, dass Akten aus diesem Zeitraum 

noch nicht erschlossen und in die Bestände eingegliedert seien, zudem 

ständen einer Einsicht in Akten betreuter Personen rechtliche und moralische 

Bedenken entgegen.31 Der Neukirchener Erziehungsverein als Träger des 

                                                
29 Im Schreiben vom 10.2.1998 teilte das Stadtarchiv Moers mit, dass keine 
entsprechenden Unterlagen vorhanden  seien. In einigen Stadtarchiven, z.B. der Städte 
Duisburg und Düsseldorf, fanden sich vereinzelte Unterlagen, die  allerdings nicht als 
Quellen genutzt wurden. 
30Der Landschaftsverband Rheinland wurde 1953 gegründet, Vorgänger dieser 
Organisationsform war die Rheinische Provinzialverwaltung. 
31 Siehe Schreiben des Diakoniewerkes Kaiserswerth vom 23.02.1998. 
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Mädchenheims "Haus Elim" bewahrte zwar einige Akten aus diesem 

Zeitraum auf, äußerte jedoch ebenfalls moralische Bedenken bezüglich einer 

Auswertung personenbezogener Daten. Schließlich zeigte der Leiter der 

Kinder- und Jugendhilfe des heutigen Dorotheenheims großes Interesse an 

Themenstellung und Aufarbeitung der eigenen Heimgeschichte und gewährte 

mir unter Wahrung des Datenschutzes32 Akteneinsicht. 

 Die Grundlage der statistischen Untersuchungen bilden die Einzelfallakten 

aus dem Dorotheenheim33 und aus dem Bestand des Landesjugendamtes 

Rheinland: Im Archiv des Dorotheenheims finden sich sogenannte 

Handakten, die von der Aufnahme bis zur Entlassung oder Verlegung in ein 

anderes Heim über jedes Mädchen angelegt wurden. In den Akten werden 

Angaben zu familiären Verhältnissen, zum Vorleben des Mädchens, sowie 

zur persönlichen Entwicklung und Führung im Heim dokumentiert. 

Während die Handakten des Dorotheenheims lediglich den Zeitraum des 

Heimaufenthaltes dokumentieren können, umfassen die Akten des Landes-

jugendamtes den gesamten Zeitraum von der Antragstellung bis zur Been-

digung der Öffentlichen Erziehung. In den Akten des Dorotheenheims 

werden zudem heiminterne Notizen, Zensuren, Taschengeldzuteilungen, 

handschriftliche Eintragungen der Erzieherinnen über den Heimalltag und 

vereinzelt auch Selbstzeugnisse der Zöglinge, wie Briefe oder Aufsätze, ge-

sammelt. Die Akten früherer Zöglinge sind im Archiv des Dorotheenheims 

nach Geburtsjahrgängen geordnet und (erst) ab Jahrgang 1938 verfügbar. 

Akten früherer Jahrgänge, die Aufschluss über die Heimerziehung im 

Nationalsozialismus und in der frühen Nachkriegszeit geben könnten, 

befinden sich nicht mehr im Bestand des Heimarchivs, über ihren Verbleib ist 

nichts bekannt. Da ich keine direkte Einsicht in das hauseigene Archiv hatte 

und eine Sichtung oder Vorauswahl des Materials nicht möglich war, habe 

ich das von mir gewünschte Geburtsjahr und die Anzahl der Akten 

angegeben. 

 

                                                
32 Akten mit 'allgemeinen' Inhalten unterliegen im Regelfall einer 30-jährigen Sperrfrist. 
Akten des Landschaftsverbandes Rheinland, die dieser Sperrfrist unterlagen, konnten 
ebenso wie personenbezogene Einzelfallakten mit einer Sondergenehmigung des 
Sozialministeriums eingesehen werden. Alle personenbezogenen Daten wurden 
anonymisiert bzw. verfremdet. 
33Das Dorotheenheim wurde im Jahre 1907/09 als Erziehungsanstalt für schulentlassene 
evangelische Mädchen gegründet und bis in die achtziger Jahre von Diakonissen geleitet. 
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Im LJA Rheinland als aktenführende überörtliche Behörde wurden Einzel-

fallakten der Fürsorgeerziehung als Hauptakte mit allen persönlichen An-

gaben und Berichten aus den Erziehungsheimen gesammelt, aufbewahrt und 

nach Jahrgängen geordnet. Nach einem Zufallsprinzip wurde jede 40. bis 50. 

Akte nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist archiviert, alle weiteren Akten 

wurden vollständig vernichtet. Die archivierten Einzelfallakten des Landes-

jugendamtes sind in einer nach Geburtsjahrgängen geordneten Liste zu-

sammengefasst. Die Liste enthält die Namen der Zöglinge, die Art der Er-

ziehungsmaßnahme (FE/FEH) und das damalige Aktenzeichen. Weitere An-

gaben, die etwas über den zu erwartenden Inhalt der Akte aussagen könnten, 

sind nicht vorhanden. Diese Liste umfasst weit über 1000 Akten von 

Fürsorgezöglingen und "Schützlingen" der FEH aus den Geburtsjahrgängen 

1929, 1930 und 1939 bis 1959. Ebenso wie im Dorotheenheim sind Akten 

der in den frühen dreißiger Jahren Geborenen nicht mehr vorhanden. 

 Zur besseren Vergleichbarkeit beider Bestände (Dorotheenheim und LJA), 

erschien es sinnvoll, für die Aktenanalyse des Landesjugendamtes den Zeit-

raum von Jg. 1939 bis 1957 zu wählen und die Jg. 1929 und 1930 nicht in 

die sozialstatistische Deskription miteinzubeziehen.34 Nach dieser bewussten 

Vorauswahl in Hinblick auf Geschlecht, Geburtsjahrgang und Anzahl pro 

Jahrgang habe ich mir entsprechende Akten im Archiv vorlegen lassen. Auf-

grund dieser Kriterien sollte eine gewisse Kontinuität des darzustellenden 

Zeitraums gewährleistet werden und eine zahlenmäßig ungleiche Verteilung 

der Akten auf die verschiedenen Jahrgänge vermieden werden. 

 Die Akten des Dorotheenheims und des LJA wurden in der statistischen 

Untersuchung getrennt voneinander ausgewertet. Aus arbeitsökonomischen 

Gründen umfassen die Darstellungen der sozialstatistischen Analyse 40 

Akten der Jg. 1938-1957 aus dem Dorotheenheim (jeweils zwei Akten pro 

Jahrgang) und 133 Akten der Jg. 1939-1957 aus dem LJA Rheinland (jeweils 

sieben Akten pro Jahrgang).35 

 Inwieweit sich die Resultate der empirischen Untersuchungen generali-

sieren lassen, muss differenziert betrachtet werden: In der mir zur Verfügung 

                                                
34Einige Akten der Jg. 1929 und 1930 werden allerdings in der qualitativen Interpretation 
berücksichtigt. 
35Obwohl die Anzahl der Akten aus dem Dorotheenheim weitaus geringer ist als die des 
LJA, ist es durchaus möglich, Einblick in Aktenführung und Heimalltag der fünfziger und 
sechziger Jahre zu erhalten. 

Lex
ilo

g-S
uch

pool



-16- 

stehenden Liste des LJA variiert die Zahl der aufgeführten Akten in den Ge-

burtsjahrgängen stark und nimmt in den letzten Jahrgängen rapide ab (in den 

Jg. 1958/59 finden sich jeweils weniger als sieben Akten von weiblichen 

Zöglingen). Erklärlich ist der zurückgehende Aktenbestand vor allem mit 

einer sinkenden Zahl an Überweisungen in Fürsorgeerziehung und Freiwillige 

Erziehungshilfe seit Beginn der siebziger Jahre. Die gegebenen Bedingungen 

erschweren eine zufällige Stichprobenauswahl. Die Durchführung einer em-

pirisch abgesicherten Stichprobe (z.B. durch eine vorher festgelegte Stich-

probe, wie eine Auswahl jeder fünften oder siebten 'weiblichen' Akte der 

Liste) war in diesem Fall nicht möglich, und daher kann diese quantitative 

Datenauswertung im engeren Sinne keine Repräsentativität beanspruchen. 

Da die Auswertung allerdings ergibt, dass die Aussagen beider 

Untersuchungen (aus Dorotheenheim und LJA) unabhängig voneinander in 

den meisten Punkten übereinstimmen, kann man davon ausgehen, dass die 

vorliegenden Ergebnisse über den Untersuchungsrahmen hinaus Gültigkeit 

besitzen, und damit den Anspruch verwirklichen können, generelle 

Entwicklungen und Tendenzen in der Fürsorgeerziehung von Mädchen in 

den fünfziger und sechziger Jahre zu skizzieren. 

 Für die empirische Auswertung (Kapitel III) wurde nicht die gesamte Akte, 

sondern - soweit vorhanden - der Antrag auf Anordnung der Öffentlichen 

Erziehung, die sogenannte Erziehungsliste, sowie die Beschlüsse des Vor-

mundschaftsgerichts zur vorläufigen bzw. endgültigen FE ausgewertet.  

Der Antrag zur Fürsorgeerziehung wurde vom zuständigen Jugendamt ge-

stellt und zur Genehmigung an das Vormundschaftsgericht weitergeleitet. In 

diesem Antrag wurden Angaben zu persönlichen Daten und Lebens-

verhältnissen der Minderjährigen erhoben.36  

 Die zu untersuchenden Merkmale (wie Alter bei Anordnung der Maß-

nahme, Einweisungsgründe usw.) wurden von mir im Vorfeld - nach einer 

ersten Aktensichtung - ausgewählt und entsprechende, eigene Kategorien zur 

Auszählung von Häufigkeiten erstellt. Zur besseren Übersichtlichkeit werden 

die wesentlichen Ergebnisse beider statistischen Untersuchungen in den Text 

integriert, während detaillierte Ergebnisse im Anhang zu finden sind.37  

                                                
36Hierzu gehörten Angaben über die Persönlichkeit, die Familien- und Hausgemeinschaft 
und die bisherige Entwicklung der Minderjährigen, sowie eine Begründung (mit 
Beweismitteln wie Berichten der Wohlfahrtsverbände, Schule oder Polizei) des Antrages. 
37Die statistischen Auswertungen werden im Anhang in Tabellen (Auszählung der 
Häufigkeiten und Darstellung prozentualer Angaben) dargestellt. 
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4. Jugendfürsorge und Heimerziehung38 bis 1945 - ein geschichtlicher 

Rückblick 

 

4.1 Grundsätzliche Überlegungen 

 

 In der Geschichtsschreibung der Jugendfürsorge waren bis in die achtziger 

Jahre vor allem zwei Interpretationsansätze vorherrschend: Entweder wurde 

Jugendfürsorge als Ergebnis einer gradlinigen Verbesserung sozialer und 

pädagogischer Versorgung oder als "Fessel" proletarischer Jugendlicher 

verstanden. (Vgl. Kuhlmann 1989, S. 15)39  

 Im geschichtlichen Rückblick lassen sich aus behördlicher Perspektive stets 

zwei unterschiedliche Motive für eine Einweisung in die Öffentliche Er-

ziehung erkennen: Während das Motiv der "Hilfe" von einer individuellen 

(psychischen) Schädigung des Minderjährigen ausging, ihn als "gefährdet" 

begriff und Verständnis für seine individuelle Problematik und Umwelt-Be-

dingtheit aufbrachte, ging der zweite Ansatz - das Motiv der "Strafe" - von 

einer sozialen Schädlichkeit und "Gefährlichkeit" des Minderjährigen aus. 

Seine äußere Anpassung sollte durch Zwang, Strafe und Kontrolle er-

zwungen werden. Im Gegensatz zum Hilfe-Motiv wurde einer individuellen 

Problematik grundsätzlich wenig Verständnis entgegengebracht und die Er-
                                                
38Nach einer Definition Münstermanns (1986) konstituiert sich Heimerziehung darin, 
dass a) Kinder und Jugendliche mit einer als defizitär definierten Sozialisation an einem 
anderen Ort als in der Herkunftsfamilie zeitweilig oder längerfristig erzogen werden 
sollen und diese Erziehung aus organisatorischen und pädagogischen Überlegungen im 
Kontext der Betreuung mehrerer Kinder und Jugendlicher geschehen soll und, dass b) 
mehr als eine professionelle Betreuungsperson mit einem sozialpädagogischen Auftrag zur 
Erziehung zur Verfügung steht. (Vgl. Blandow 1989a, S. 277) 
39Für die Moderne, die Peukert als "janusköpfig" bezeichnet, scheint ein Schwanken 
zwischen Fort- und Rückschritt charakteristisch zu sein. (Vgl. Blandow 1993, S. 16) 
Darüberhinaus hob Peukert - im Gegensatz zur marxistischen Auslegung des 
Autorenkollektives aus dem Jahre 1971 - den Doppelcharakter der Jugendfürsorge hervor. 
Danach sah er zwar auch, dass bisherige Erfahrungszusammenhänge und 
Handlungskompetenzen der Betroffenen durch pädagogische Eingriffe zerstört und 
verändert wurden, andererseits "enttarnt" er die "Idealisierung vormoderner oder 
unterschichtsspezifischer Lebenswelten", die vor dem Eingriff keineswegs intakt seien. 
(Vgl. Kuhlmann 1989, S. 17) In allen Epochen wurde die Heimerziehung und ihre 
Ausrichtungen von gesellschaftlichen Entwicklungen erfasst und von wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Veränderungen beeinflusst. Es wäre jedoch verfehlt, nun zu 
folgern, dass sich im Bereich der Jugendfürsorge eine linear fortschreitende und auch 
fortschrittliche Entwicklung vollzogen habe. Vgl. die Position von Philippe Aries, konträr 
dazu die Position von Lloyd de Mausse, der von einem kontinuierlichen Fortschritt im 
Fürsorgebereich ausging. 
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wartungshaltung war triebfeindlich und negativ. (Vgl. Steinvorth 1973, S. 

18) 

 

 Die Wurzeln der modernen Fürsorgeerziehung, für die ein Zusammenspiel 

von kirchlichen Trägern, Kommunen und (Sozial)staat charakteristisch war, 

gehen sowohl auf die karitative Versorgung von Waisen- und Findelkindern, 

als auch auf die staatliche Zwangserziehung von straffälligen und 

verwahrlosten Kindern und Jugendlichen zurück.40 Die Anfänge einer 

modernen Jugendfürsorge41 und einer entsprechenden Anstaltserziehung 

lassen sich auf Mitte des 19. Jahrhunderts datieren.42 Bis zu diesem 

Zeitpunkt verliefen alle Bemühungen um hilfsbedürftige Kinder und 

Jugendliche eher uneinheitlich und regionalspezifisch.  

 

4.2 Die Rettungshausbewegung des 19. Jahrhunderts 

 

 Das Ende der Napoleonischen Kriege (1813-1815) bedeutete einen wesent-

lichen Einschnitt in die Kinder- und Jugendfürsorge. Die Ansätze einer ein-

heitlichen öffentlichen Kinder- und Jugendfürsorge, die sich seit der Auf-

klärungszeit herauszubilden begannen, waren verschwunden. Vor allem prä-

ventive Bestrebungen wie Industrieschulen verloren an Bedeutung. Die Be-

völkerung war verarmt und zahlreiche Einrichtungen waren durch den Krieg 

völlig zerstört. Ein Eingreifen des Staates - als bisheriger Hauptträger öffent-

licher Fürsorgeleistungen - galt im Zuge eines politischen und ökonomischen 

Liberalismus43 jedoch als überflüssig und verfehlt. Um die Not hilfs-

bedürftiger Kinder und Jugendlicher zu lindern, bildeten sich nun zahlreiche 

private, meist religiöse Hilfsorganisationen. Bürgerliche Privatpersonen und 

Vereine gründeten zahlreiche neue Erziehungsanstalten. 

                                                
40Vgl. zur Geschichte der Jugendfürsorge und Heimerziehung von den Anfängen bis ins 
18./19. Jahrhundert: Blandow 1989 a, Aries 1996, Röper 1974 und Hecker/Schrapper 
1988. 
41 Der Begriff "Jugendfürsorge" wurde bis in die sechziger Jahre verwendet und vom 
Begriff "Jugendhilfe" abgelöst. 
42"Jugendfürsorge ist der Versuch der Neuordnung oder Umordnung der Erziehung für 
ein ganz bestimmtes Kind, das in Gefahr steht, eine Fehlentwicklung einzuschlagen." 
(Scherpner 1966, S. 11) Die erste wissenschaftliche Darstellung der Geschichte der 
Jugendfürsorge erschien im Jahre 1966 von Hans Scherpner. 
43Beeinflusst wurden diese liberalistischen Tendenzen u.a. durch die Bevölkerungstheorie 
von Thomas Robert Malthus (1798). (Vgl. Sauer 1979, S. 38) 
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Getragen von der pietistisch geprägten Erweckungsbewegung44 entstanden 

Rettungshäuser, die "leidende, entwurzelte und unerzogene Kinder" auf-

nahmen. Im Unterschied zu früheren Einrichtungen war die Aufnahme frei-

willig. Im Mittelpunkt der pädagogischen Bestrebungen stand die Seelen-

rettung der Kinder und ihre Heranbildung zu tüchtigen und gläubigen 

Menschen. Ähnlich wie in der pietistischen Zeit stand in der Rettungshaus-

bewegung die praktische Betätigung der christlichen Liebe als Motiv im 

Vordergrund. 

 Die Rettungshäuser waren keine einheitliche Bewegung, sondern ver-

folgten unterschiedliche Ansätze. Sie besaßen Modellcharakter und finan-

zierten sich aus Spenden und Beiträgen von Eltern. Straffällige Kinder und 

Jugendliche wurden nicht aufgenommen, sie wurden zur Disziplinierung und 

Sanktionierung weiterhin in staatlichen Einrichtungen wie Besserungs-

anstalten oder Gefängnisse überwiesen. 

 Die Anstaltserziehung gelangte zu neuer Blüte. Während es auf evange-

lischer Seite zu zahlreichen Anstaltsgründungen kam, lag der Schwerpunkt 

katholischer Fürsorge zunächst auf örtlichen Hilfen.45 Aber auch die 

Familienpflege wurde aufgegriffen und weiterentwickelt, wie die Gründung 

von zahlreichen Erziehungsvereinen zeigte. 

 Die bekanntesten und wichtigsten Rettungshäuser waren der "Lutherhof" in 

Weimar von Johannes Falk (1813), die "Freywillige Armenschullehrer- und 

Armenkinderanstalt" in Beuggen unter Leitung von Christian H. Zeller 

(1820), das "Rauhe Haus" bei Hamburg von Johann Heinrich Wichern 

(1833), sowie die Rettungsanstalten des Grafen von der Recke-Vollmerstein 

"Overdyk" bei Bochum (1819) und "Düsselthal" (1822) bei Düsseldorf. 

Der "Lutherhof" war Vorbild für die Erziehungsvereine, wo die Zöglinge 

nach einer angemessenen Beobachtungszeit im Heim in Pflegefamilien ge-

geben wurden. Das "Rauhe Haus" repräsentierte eine "offene und familien-

ähnlich strukturierte Anstalt", während in den Anstalten des Graf von der 

Recke das Prinzip der geschlossenen Unterbringung, strengen Zucht und 

Ordnung vorherrschte. (Vgl. Röper 1974, S. 198) Seine Erziehungs-
                                                
44Eine Bewegung, die sich gegen die religiöse Verflachung der Aufklärung, 
Rationalisierung und einsetzende Industrialisierung wandte. 
45Insgesamt entwickelte sich das Heimsystem regional- und trägerspezifisch. Im Jahre 
1848 schlossen sich, auf Wirken von Wichern hin, alle evangelischen Einrichtungen 
freiwillig zum "Centralausschuss für die Innere Mission der Evangelischen Kirchen" 
zusammen. Auf katholischer Seite kam es zu einem ähnlichen Zusammenschluss - der 
Gründung des Deutschen Caritasverband - erst im Jahre 1895/97. 
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methoden wurden von evangelischer Seite sehr gelobt, waren aber aus welt-

licher, und auch katholischer Sicht als "militärischer Drill" verpönt. (Vgl. 

Salzmann 1985, S. 75) 

 Im Rheinland gehörten neben dem Niederrhein vor allem Wuppertal mit 

dem Bergischen Raum und das Gebiet um Neuwied zu den Zentren der 

Rettungshausbewegungen. (Vgl. Kaminsky 1995, S. 20) Die 

"Rettungsanstalt für Waisen- und Verbrecherkinder" des Graf von der 

Recke-Volmerstein (1822) war die erste Anstalt im Rheinland. Die zweit-

älteste Anstaltsgründung im Rheinland war diejenige Theodor Fliedners in 

Kaiserswerth im Jahre 1826. Im Jahre 1833 eröffnete er das "Asyl für ent-

lassene weibliche Strafgefangene", das, da es darüber hinaus auch "gefallene 

Mädchen" aufnahm, im Jahre 1851 den Namen "Asyl und Magdalenenstift" 

erhielt. (Vgl. Kaminsky 1995, S. 21 ff) 1855 wurde das "Magdalenenasyl" 

Bethesda in Boppard eröffnet, in diesem Heim fanden gefährdete und 

"gefallene" Mädchen Aufnahme.  

 

 Die Jahre bis 1849 waren in Deutschland vor allem durch soziale Miss-

stände geprägt. Der Pauperismus mit seinen Begleiterscheinungen wie Ar-

mut, Krankheit, Verwahrlosung und religiöser Bindungslosigkeit setzte sich 

zunehmend durch. Die Verwahrlosung als materielle Not in Verbindung mit 

dem Verlust traditioneller Werte, Normen und Religiösität "bedurfte kom-

pensatorischer Eingriffe zur Seelen- und Gewissensbildung beim Einzelnen." 

(Kaminsky 1995, S. 19) 

 
"Angesichts der Erschütterung der sozialen Verhältnisse im Umfeld der 
1848er Revolution und der damit einhergehenden Jugendkriminalität kam es 
in ganz Deutschland zu einer Welle der Gründungen von Rettungshäusern; 
zwischen 1849 und 1852 sollen es über 100 gewesen sein." (Kaminsky 1995, 
S. 27) 

 

 Da ab Mitte des 19. Jahrhunderts der Bedarf an ausgebildeten Erziehern 

ständig stieg, wurden zahlreiche Orden eigens zum Zwecke der Betreuung 

verwahrloster Kinder gegründet.46 Ebenso entstanden zahlreiche Brüder- und 

Diakonissenanstalten nach dem Vorbild des Rauhen Hauses. 

                                                
46Z.B. die Orden der Barmherzigen Brüder bzw. Schwestern. 
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Im Jahre 1840 nahm die Ordensgemeinschaft des Guten Hirten47 in Aachen 

ihre Arbeit auf und widmete sich der Erziehung sittlich gefährdeter und "ver-

wahrloster" Mädchen, die in klosterartiger Abgeschlossenheit in Anstalten 

erzogen und hauswirtschaftlich ausgebildet wurden. 

Auf evangelischer Seite gründete Pastor Theodor Fliedner im Jahre 1844 die 

erste Diakonissenanstalt in Kaiserswerth, wo Frauen in der Kinder- und 

Krankenpflege, später auch in der Mädchenerziehungsarbeit ausgebildet 

wurden. Während das Konzept von Wichern für die damalige Zeit durch sein 

Familienprinzip und eigens geschultes Personal fortschrittlich war, ent-

wickelten sich die katholischen Einrichtungen von Jean Baptist von Hirscher 

eher zu "Zuchthäuser für Kinder" (Röper 1974, S. 211) und die von den 

Schwesternkongregationen geführten Einrichtungen zu streng religiös-

reglementierten klosterähnlichen Anstalten, die wie später auch die evan-

gelischen Anstalten, nahtlos in die Zwangserziehungsanstalten des be-

ginnenden 20. Jahrhunderts übergingen. (Vgl. Blandow 1989 a, S. 280)  

Die Schwesterngemeinschaften waren "voller Mißtrauen gegenüber den 

Zöglingen". (Röper 1974, S. 211) Der Zögling galt als verdorben und be-

durfte daher ständiger Beaufsichtigung. Durch Strenge, Disziplin und Härte 

sollten Charakterfehler "ausgemerzt" und insbesondere Mädchen moralisch 

und sittlich gefestigt werden. Neben Ordensschwestern und Diakonissen 

engagierten sich auch zahlreiche Frauen aus der Bürgerschaft in Vereinen 

(z.B. Jungfrauenvereine) für die Belange sittlich gefährdeter, "verwahrloster" 

und straffälliger Mädchen und Frauen.48 

 

 Im Jahre 1880 regte Andreas Bräm in Neukirchen-Vlyun die Gründung 

einer Anstalt für ältere Mädchen - Haus Elim - an, die nicht mehr in Familien 

untergebracht werden konnten. Haus Elim wurde im Jahre 1881 als erstes 

preußisches Mädchenheim anerkannt. Am 23.1.1882 gründete der 

Elberfelder Gefängnisseelsorger Karl Heinersdorff zusammen mit "Damen 

aus guten Kreisen" das Rettungs- und Zufluchtshaus für hilfsbedürftige, 

alleinstehende Frauen und Mädchen. (Vgl. Wittmütz 1982, S. 9) Ebenso wie 

andere Rettungshäuser basierte das Zufluchtshaus auf dem Prinzip der 

                                                
47 Ausführliche Bezeichnung: Kongregation „Unserer Frau von der Liebe des Guten 
Hirten“. 
48Bis zu Beginn des 19. Jahrhunderts wurde die Mitarbeit von Frauen im sozialen Bereich 
generell abgelehnt. Erst die Leistungen der Frauenvereine im Krieg 1813/14 und ihre 
Tätigkeit in der Armenpflege änderten diese Einstellung. (Vgl. Scherpner 1966, S. 149) 
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Freiwilligkeit, Ziel war die Wiedereingliederung von Mädchen und Frauen in 

die bürgerliche Gesellschaft. Daher wurden den Frauen Arbeitsstellen 

außerhalb der Anstalten angeboten, zumeist als Dienst-

mädchen/Hausgehilfinnen. (Vgl. Wittmütz 11982, S. 8) Im Elberfelder 

Zufluchtshaus herrschte "ein zwar liebevoller, aber streng patriarchalischer 

Geist", der Anstaltsvorsteher "behandelte seine weiblichen Zöglinge wie 

große, zwar zum Arbeiten fähige, aber unmündige und unselbständige 

Kinder". (Wittmütz 1982, S. 20) Zur Bestrafung der Zöglinge wurde ein 

ausgeklügeltes System von Strafmöglichkeiten eingesetzt, wie Essensentzug, 

Absonderung aus der Gemeinschaft usw.  
 

"Immerhin wurde im Elberfelder Zufluchtshaus die gefährdete wie die ge-
fallene Frau wie ein unmündiges Kind behandelt und nicht als verlorene und 
verderbte Sünderin angesehen wie sonst in der bürgerlichen Gesellschaft." 
(Wittmütz 1982, S. 20)  

 

Die Sünde der Prostitution wurde als ein Mangel an Einsicht, Vernunft und 

Mündigkeit interpretiert, wobei es nur möglich erschien, Mädchen und 

Frauen durch Erziehung von ihrer Sündenhaftigkeit zu befreien. 
 

"In Abgrenzung von der äußeren Disziplinierung in den Armen- und Ar-
beitshäusern des 17. und 18. Jahrhunderts legte die Rettungshauspädagogik 
mehr Wert auf innere Resozialisierung, Christianisierung und 
Sittlichkeitserziehung der Individuen. Nicht nur Gewöhnung, sondern 
Verinnerlichung der Normen der bürgerlichen Gesellschaft war das Ziel." 
(Kaminsky 1995, S. 28) 

 

Für die evangelischen Anstaltspädagogen galt neben der objektiven Verwahr-

losung aufgrund des Milieus, aus dem die Zöglinge stammten, auch das sub-

jektive Verschulden des Zöglings als Einweisungsgrund in die Fürsorge-

erziehung. Abgeleitet wurde diese Vorstellung vor allem aus dem christlichen 

Glauben von der allgemeinen Sündenverfallenheit des Menschen, wonach 

Zöglinge lediglich durch strenge Disziplin und christliche Erziehung auf den 

rechten Weg gebracht werden konnten.  
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4.3 Öffentliche Fürsorge und Gesetzgebung - auf dem Weg ins 20. 

Jahrhundert 

 

 Erste Anzeichen einer erneuten Zuwendung der staatlichen Organe im Für-

sorgebereich waren bereits in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts sichtbar, 

allerdings handelte es sich eher um polizeilich, als um fürsorgerisch 

motivierte Bemühungen, wie z.B. Bekämpfung gesundheitsschädlicher Ar-

beit von Kindern in Fabriken und Aufdeckung von Missständen im Pflege-

kinderwesen. 

 

4.3.1 Das Zwangserziehungsgesetz von 1878 

 

 Erst nach der Gründung des Deutschen Reiches im Jahre 1871 erlebte die 

Kinder- und Jugendfürsorge einem Umschwung: Vor allem im rechtlichen 

Bereich kam es zu zahlreichen Entwicklungen und gesetzlichen Ver-

ankerungen: Der §55 des Reichsstrafgesetzbuches von 1871 legte erstmalig 

eine Strafmündigkeitsgrenze fest. Danach waren Kinder unter zwölf Jahren 

noch nicht strafmündig. Kriminelle Kinder unter zwölf Jahren wurden nicht 

mehr in Gefängnisse überwiesen, sondern in Obhut staatlicher Erziehung 

gegeben. 

Das Strafgesetzbuch des Deutschen Reiches im Jahre 1871 mit der Novelle 

von 1876 war die Basis für entsprechende Landesgesetzgebungen auf dem 

Gebiet der außerfamiliären Erziehung. In §56 StGB wurde darüberhinaus 

festgelegt, dass auch strafmündige Kinder und Jugendliche im Alter von 

zwölf bis 18 Jahren bei Begehung einer Straftat wegen mangelnder Einsicht 

freigesprochen und aufgrund einer richterlichen Entscheidung in eine 

Erziehungs-/Besserungsanstalt eingewiesen werden konnten. 

 Das preußische Gesetz zur Unterbringung verwahrloster Kinder vom 

13.3.1878 mit Ergänzungstexten aus den Jahren 1881 und 1884 sah eine 

Unterbringung in eine Erziehungsanstalt auch bei straffälligen Kindern 

zwischen dem sechsten und zwölften Lebensjahr vor, zudem galt §1, d.h.  

 
"wenn die Unterbringung mit Rücksicht auf die Beschaffenheit der straf-
baren Handlung, auf die Persönlichkeit der Eltern oder sonstiger Erzieher 

Lex
ilo

g-S
uch

pool



-24- 

des Kindes und auf dessen übrige Lebensverhältnisse zur Verhütung 
weiterer sittlicher Verwahrlosung erforderlich ist."49 

 

Im Gegensatz zum StGB, dem Vorläufer des Zwangserziehungsgesetzes, 

prüfte hier das Vormundschaftsgericht - nicht der Strafrichter - die Gegeben-

heiten und entschied über die weitere Unterbringung von Kindern und Ju-

gendlichen. 

 Die Ausführung dieser Erziehung wurde der Provinzialverwaltung über-

tragen. Die Erziehung konnte zunächst bis zum 16. Lebensjahr, nach der No-

velle von 1884 bis zum vollendeten 18. Lebensjahr und unter Umständen bis 

zur Volljährigkeit, durchgeführt werden, wenn sie nicht zuvor wegen Er-

reichung des Zweckes von der Provinzialverwaltung aufgehoben wurde.  

 Das Zwangserziehungsgesetz von 1878 war insofern von großer Be-

deutung, als es die Provinzialverbände als spezifische Erziehungsbehörden 

vorsah, die Fürsorgeerziehung außerhalb der Armenpflege ansiedelte und die 

strafrechtliche Beurteilung strafunmündiger Kinder zumindest teilweise aus 

dem allgemeinen Strafrecht auslagerte.  

Nachdem die Zwangserziehung gesetzlich verankert worden war, waren die 

staatlichen Organe bei der Betreuung von verwahrlosten Kindern und Ju-

gendlichen auf private Anstalten angewiesen, die sich bereit erklärten, den 

staatlichen Erziehungsauftrag auszuführen. Die Ausführung des Gesetzes 

erfolgte in Zusammenarbeit mit kirchlichen Einrichtungen in der Heim-

erziehung und in der Familienerziehung. Durch die Zwangserziehungsgesetze 

wurde die Aufgabenteilung zwischen Staat - Anordnung und Finanzierung - 

und Kirchen - Übernahme von sozialpolitischen und sozialpädagogischen 

Aufgaben und Durchführung der Öffentlichen Erziehung - geregelt. 

Viele Einrichtungen waren allein schon räumlich dieser "zweiten Blütezeit" 

des Anstaltswesens nicht gewachsen. In ihren baulichen und pädagogischen 

Konzepten orientierten sich die meisten Anstalten weitgehend an der ge-

schlossenen Unterbringungsform des Grafen von der Recke. 

 

 Die Zwangserziehung gewann in der Rheinprovinz zahlenmäßig nicht an 

Bedeutung. Die Überweisungen begannen langsam. Die Zahl der weiblichen 

                                                
49Peukert 1986, S. 67 ff. 
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Jugendlichen lag weit unter der der männlichen Jugendlichen, ihr Anteil 

machte ca. 10-20% aller Zöglinge aus.50 

Der engausgelegte kriminalpolitische Ansatzpunkt der Gesetze reichte nicht 

aus, um allen Kindern, die aus elterlichem Versagen nicht genügend betreut 

werden konnten, eine angemessene Erziehung zu sichern. Obwohl zahlreiche 

Einrichtungen der Kirchen zur freiwilligen Inanspruchnahme durch die Er-

ziehungsberechtigten zur Verfügung standen, wurden diese Angebote un-

zureichender in Anspruch genommen, als es aufgrund der Jugendgefährdung 

in den 1890er Jahren erforderlich gewesen wäre. Der Jugendliche geriet zu-

nehmend in den Blickpunkt fürsorgerischer Betrachtungen:  
 
"Die Industriegesellschaft produzierte aber einen neuen, aus der Sicht der 
Pädagogen mannigfachen Gefährdungen ausgesetzten Typ Unmündiger. 
Neben das verwaiste Kind trat der zügellose Jugendliche." (Peukert 1986, 
S. 54) 

 

Fortan ging es - auch in öffentlichen Diskussionen - um die Bekämpfung von 

Verwahrlosungserscheinungen der 14-18/21 jährigen Unterschicht-

angehörigen.51  

 

4.3.2 Das Preußische Fürsorgeerziehungsgesetz von 1900 

 

 Auf der Grundlage des Einführungsgesetzes (Artikel 135) zum Bürger-

lichen Gesetzbuch, das im Jahr 1900 in Kraft trat, erging am 2. Juli desselben 

Jahres in Preußen das Gesetz über die Fürsorgeerziehung Minderjähriger:52  

 
"Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften über die Zwangs-
erziehung Minderjähriger. Die Zwangserziehung ist jedoch unbeschadet der 
Vorschriften der §§ 55,56 des StGB nur zulässig, wenn sie vom Vormund-

                                                
50Im Jahre 1883 gab es in der Rheinprovinz 191 Überweisungen in die Zwangserziehung, 
davon waren 158 = 82,7% männlich und 33 = 17,3% weiblich. Im Jahre 1900 wurden 177 
Minderjährige überwiesen, davon 156 = 88,1% männliche und 21 = 11,9% weibliche. 
(Vgl. Tabelle Jans/Beurmann 1963, S. 14) 
51Zahlenmäßig handelte es vor allem um männliche Arbeiter. 
52§1 Ziffer 1 des Preußischen Fürsorgegesetzes umfasste die vorbeugende FE unter den 
Voraussetzungen des §1666 und §1838 BGB, §1Ziffer 2 die FE für Minderjährige, die 
eine strafbare Handlung begangen, aber aufgrund ihres jugendlichen Alters strafrechtlich 
nicht verfolgt werden konnten und §1Ziffer 3 ermöglichte die FE außer in diesen Fällen 
wegen "Unzulänglichkeit der erzieherischen Einwirkung der Eltern oder sonstiger 
Erzieher oder der Schule" zur Verhütung "eines völligen sittlichen Verderbens der 
Minderjährigen". 
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schaftsgericht angeordnet wird. Die Anordnung kann außer in den Fällen 
der §§ 1666 (Missbrauch des Sorgerechts durch den Vater, A.L.), 1838 
(bei einem bevormundeten Minderjährigen, A.L.) BGB nur erfolgen, wenn 
die Zwangserziehung zur Verhütung des völligen sittlichen Verderbens not-
wendig ist." (Saurbier 1999, S. 22) 

 

Damit wurde das Fürsorgeerziehungsgesetz auf die Gruppe der Kinder und 

Jugendlichen, die als "nur" verwahrlost oder als von der Verwahrlosung be-

droht galten, aber nicht straffällig wurden, ausgeweitet, und damit der Ge-

danke der Prävention gesetzlich festgeschrieben. 

Eine wesentliche Änderung bestand darin, dass Minderjährige bis zum voll-

endeten 18. Lebensjahr überwiesen und die Maßnahme bis zum 21. Lebens-

jahr (Volljährigkeit) durchgeführt werden konnte. Obwohl das Preußische 

Fürsorgeerziehungsgesetz seinerzeit als pädagogischer Fortschritt gewertet 

wurde, blieb der Geist der Zwangserziehung lebendig. Ausdrücke wie 

"Zwangserziehung" und "Besserungsanstalt" blieben im Sprachgebrauch der 

Bevölkerung lebendig, obwohl diese Bezeichnungen seit 1901 offiziell nicht 

mehr galten. Der Begriffswechsel von Zwangserziehung zur 

Fürsorgeerziehung deutete einen Wandel im pädagogischen Denken an, 

"Erziehung statt Bestrafung" hieß die neue Devise, um verhaltensauffällige, 

verwahrloste und kriminelle Kinder und Jugendliche wieder auf den rechten 

Weg zu bringen.  

 Am Heimalltag änderte sich hingegen wenig: Nach wie vor mussten Kinder 

und Jugendliche in den Anstalten schwere Arbeiten verrichten.53 Jungen 

wurden überwiegend in der Landwirtschaft eingesetzt, während Mädchen im 

hauswirtschaftlichen Bereich der Anstalt beschäftigt wurden.  

Die harte körperliche Arbeit, eine strenge Hausordnung, religiöse Unter-

weisungen und wenig Freizeit sollten die Zöglinge an lebensnotwendige Ge-

wohnheiten und Sitten gewöhnen. 
 

"Dies gilt vor allem für Mädchen, die in vielen Fällen wegen 'sittlicher Ge-
fährdung' oder 'Unzucht' in die Fürsorgeerziehung überwiesen werden, 
während bei Jungen hauptsächlich Bettelei und Landstreicherei Ein-
weisungsgründe sind." (Pankofer 1997, S. 35) 

 

                                                
53Das Jugendschutzgesetz von 1903 galt nicht für die Fürsorgeerziehungsanstalten. 
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 Der Zustrom an Überweisungen in die Fürsorgeerziehung war unerwartet 

hoch und stieg jährlich an.54 Die Zahl der älteren, schwererziehbaren Minder-

jährigen stieg sprunghaft an. Der Schwerpunkt lag deutlich bei der Gruppe 

der zur "Verhütung völligen sittlichen Verderbens" eingewiesenen Minder-

jährigen. Da der prozentuale Anteil weiblicher Fürsorgezöglinge zunahm, 

wurden nach 1900 zahlreiche Mädchenheime neu eröffnet oder baulich 

erweitert, wie das Dorotheenheim in Düsseldorf (1910), das Notburgahaus in 

Neuss (1910), das Gertrudisheim in Düseldorf (1912), das Evangelische 

Mädchenheim in Ratingen (1912), die Gründung der ersten Häuser des Ber-

gischen Diakonissen-Mutterhauses in Oberdüssel bei Aprath, der Bau des St. 

Josefs-Heim der Dominikanerinnen in Düsseldorf-Heerdt. 

 Zu dieser Zeit war die bauliche Gestaltung der Heime auch Ausdruck der 

pädagogischen Bemühungen: ein neuer Baustil, das Pavillionsystem, wurde 

gewählt und sollte die anstaltsmäßige Massenunterbringung ablösen. Die 

Minderjährigen wurden in Gruppen von 20 bis 25 Zöglingen eingeteilt. Für 

jede Gruppe waren Schlafsaal, sanitäre Einrichtungen, Nebenräume, 

Tagesraum, Spülküche, Vorratsraum und Erzieherwohnschlafzimmer zu 

einer Wohneinheit zusammengefasst. Werkstätten, Verwaltungs- und 

Gemeinschaftsräume wurden in gesonderten Bauten untergebracht. Zu 

Beginn des 20. Jahrhunderts waren einige Heime weit über die Grenzen der 

Rheinprovinz als Zeugnis fortschrittlicher moderner pädagogischer 

Bestrebungen anerkannt. Neuartig war auch die Pflege der Verbindung von 

Mutter und Kind in der Heimerziehung, wie sie in der gleichzeitigen 

Betreuung von schwangeren Mädchen und jungen Müttern mit ihren Kindern 

im Gertrudisheim, Dorotheenheim und Josefshaus durchgeführt wurde. 

Ebenso nahmen Spezialeinrichtungen erzieherische Sonderaufgaben für kör-

perlich, geistige oder psychisch behinderte Minderjährige wahr. Die auf An-

regung des Provinzialverbandes errichteten Mädchenheime Notburgahaus 

Neuss für katholische schulentlassene Mädchen und das Mädchenheim 

Ratingen für evangelische schulentlassene Mädchen waren als Spezialheime 

für Minderjährige mit geistigen, vor allem "charakterlichen Abartigkeiten", 

damals als "Psychopathien" bezeichnet, eingerichtet. Nach 1933 verloren 

                                                
541901 wurden 757 = 61,4% männliche und 476 = 38,6% weibliche Minderjährige in die 
Fürsorgeerziehung überwiesen. Im Jahre 1910 waren es 1248 = 63,7% männliche und 710 
= 36,3% weibliche Minderjährige. 1923 waren es 1397 = 58,2% männliche und 1003 = 
41,8% weibliche Minderjährige. (Vgl. Tabelle Jans/Beurmann 1963, S. 21) 
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diese Heime ihre ursprüngliche Bedeutung. Nach 1945 wurden sie - nicht 

zuletzt wegen der Heimplatznot - nicht mehr als Spezialheime weitergeführt. 

 Trotz einiger moderner pädagogischer Tendenzen in "Vorzeigeheimen" der 

Rheinprovinz war die Fürsorgeerziehung noch weitgehend an bestehende 

Erziehungsformen gebunden. Wie auch die sonstige Heimerziehung - Inter-

natserziehung oder vormilitärische Ausbildungsstätten - blieb Fürsorge-

erziehung in erster Linie Massenerziehung in großen Schlafsälen, gemein-

samen Speisesälen, karge Ausstattung der Räume, uniforme Anstalts-

kleidung, sowie die Betonung der Arbeitserziehung und religiösen Erziehung 

nach dem Leitsatz "ora et labora". Für individuelle Betreuung und Freizeit-

gestaltung blieb kaum Raum. 

 Zu den größeren Heimen, die zu Beginn des 20. Jahrhunderts weibliche 

Fürsorgezöglinge aufnahmen, gehörten das Waisenhaus Probsthof der 

Kaiserswerther Diakonie in Niederdollendorf (gegründet 1908), das Doro-

theenheim in Düsseldorf (gegründet 1907) und das Fürsorgeheim in Ratingen 

(gegründet 1912). Daneben existierten in Gummersbach (seit 1901) und in 

Niederseßmar (seit 1908) evangelische Fürsorgeheime, die in Verbindung mit 

einer Strickgarnspinnerei den Gedanken der "Fabrikarbeit als Erziehungs-

mittel" verfolgten. Darüberhinaus bauten die bestehenden Heime und Ein-

richtungen wie die Bergische Diakonie in Aprath, das Kaiserswerther 

Mädchenheim oder das 1891 in Wolf an der Mosel gegründete Waisenhaus 

ihre Häuser aus bzw. stellten sie auf die Aufnahme von FE-Zöglingen um. 

(Vgl. Kaminsky 1995, S. 32) Für ältere, bereits schulentlassene Mädchen (ab 

dem 14. Lebensjahr) standen auf evangelischer Seite die Häuser der 

Diakonissenanstalt Kaiserswerth (Fürsorgehaus 1897, Asyl und 

Magdalenenstift 1902, Eben-Ezer 1910), der Bergischen Diakonie in Aprath, 

die Anstalt Elim in Neukirchen, das Zufluchtshaus Zoar des Nieder-

rheinischen Diakonissenhause in Duisburg, die Erziehungsanstalt Bethesda in 

Boppard, das Magdalenenasyl in Köln-Lindenthal, das Dorotheenheim in 

Düsseldorf, das Klaraheim in Mülheim/Ruhr, das Mädchenheim in Ratingen, 

die evangelischen Fabrikheime in Gummersbach und Niedersessmar, sowie 

die Anstalt des evangelischen Mädchenschutzes in Essen zur Verfügung. 

(Vgl. Kaminsky 1995, S. 70) Das Evangelische Mädchenheim Ratingen, das 

im Jahre 1972 in den Verbund der Düsselthaler Anstalten aufgenommen 

wurde, kann als Einrichtung für Mädchen ebenfalls auf eine lange Tradition 

zurückblicken: Das Mädchenheim wurde im Jahre 1912 vom "Evangelischen 
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Verein für Mädchenschutz" als "Evangelisches Fürsorgeheim für sittlich 

gefallene Mädchen" gegründet.55  

 In der Zeit vor und nach dem Ersten Weltkrieg wandelte sich als Folge ge-

samtgesellschaftlicher Veränderungen auch das Bild der Jugend. Jugend 

wurde als eigenständige Lebensphase zwischen Kindheit und Erwachsenen-

alter anerkannt. Jugendlichen wurde ein gewisser Freiraum eingeräumt, wo-

durch auf der anderen Seite auch Verwahrlosungserscheinungen der Jugend, 

d.h. das Nichteinhalten von bürgerlichen Wert- und Lebensstandards, und 

Jugendkriminalität vermehrt in der Öffentlichkeit diskutiert wurden.56  

Neue Formen moderner (jugendlicher) Subkulturen wurden in zahlreichen 

pädagogischen Schriften, wie in "Der Halbstarke" von Clemens Schultz aus 

dem Jahre 1912, thematisiert. 

 Der Erste Weltkrieg brachte für die Fürsorgeerziehung im Rheinland starke 

Belastungen. Neben einer verstärkten Jugendgefährdung und dem Zerfall 

vieler Familien wurden zahlreiche Heime als Lazarette zweckentfremdet und 

in der Nachkriegszeit von Besatzungstruppen beschlagnahmt. In diesen Jah-

ren musste die Erziehung unter personell und räumlich unzulänglichen Be-

dingungen durchgeführt werden. Wegen der steigenden Gefährdung der 

weiblichen Jugend sah sich die Provinzialverwaltung genötigt, eine 

erzieherische Hilfe für spätverwahrloste, über 18 Jahre alte Mädchen (über 

die Altersgrenze der FE hinaus) zu schaffen. Ab 1918 wurde unter der 

Bezeichnung "Gefährdetenfürsorge" durch die Provinzialverwaltung, später 

durch das LJA eine in der Regel ein Jahr nicht überschreitende 

Heimerziehung für "spät-sexuell-verwahrloste" Mädchen eingerichtet. 

Voraussetzung dieser Maßnahme war die Zustimmung der 

Erziehungsberechtigten und der Minderjährigen. Die Minderjährigen wurden 

in Heimen der Fürsorgeerziehung, allerdings in gesonderten Gruppen, 

untergebracht. 

 

                                                
55Als Ende der zwanziger Jahre die Belegzahlen der Heime allgemein zurückgingen, 
wurden vorübergehend auch 'Schwachsinnige' aufgenommen, deren Angehörige die 
Umbenennung in 'Evangelisches Mädchenheim' forderten. Von Anfang an leiteten die 
Zehlendorfer Diakonieschwestern die Erziehungsarbeit der Mädchen. Die Gründung ihres 
Schwesternverbandes ging auf den Theologen Friedrich Zimmer zurück, der 1894 die 
fortschrittliche Meinung vertrat, dass es notwendig sei, "der Frau in der werdenden 
Industriegesellschaft Wege zu persönlicher Freiheit und zu beruflicher Eigenständigkeit 
zu erschließen." (Salzmann 1985, S. 88) 
56Vgl. eine ähnliche Diskussion bereits in den 1890er Jahren. 
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4.3.3 Das Reichsjugendwohlfahrtsgesetz und Anstaltserziehung in den 

zwanziger Jahren 

 

 In der Weimarer Republik hatte sich ein Wandel im Erziehungsverständnis 

vollzogen: Jedes deutsche Kind hatte nun "ein Recht auf Erziehung zur leib-

lichen, seelischen und gesellschaftlichen Tüchtigkeit", das in §1 des RJWG 

(1922) gesetzlich verankert wurde. Unter dem Oberbegriff Jugendhilfe 

wurden Jugendpflege und Jugendfürsorge für alle Altersgruppen 

zusammengefasst. Das RJWG regelte unter Mitwirkung des Jugendamtes die 

"Fürsorge für gefährdete Kinder und Jugendliche" (Schutzaufsicht, 

Jugendgerichtshilfe, Fürsorgeerziehung). Das RJWG galt als erste 

reichseinheitliche gesetzliche Regelung zur Fürsorgeerziehung und trat im 

Jahre 1924 in Kraft. 
 

"Als Organisationen sah es die Schaffung von Jugendämtern vor, die Amts-
vormundschaften, die Durchführung der Fürsorgeerziehung, jugend-
pflegerische Tätigkeiten und die Jugendgerichtshilfe behandelten." 
(Kaminsky 1999, S. 34 ff) 

 

Zudem wurde neben den örtlichen Jugendämtern der Kommunen im Jahre 

1924 ein Landesjugendamt für die Rheinprovinz in Köln eingerichtet. 

 

 Im Bereich der Fürsorgeerziehung wurden durch das RJWG die bisherigen 

Eingriffsmöglichkeiten des preußischen Fürsorgeerziehungsgesetzes über-

nommen, wobei die ursprüngliche Formulierung des Einführungsgesetzes 

zum BGB - "Verhütung des völligen sittlichen Verderbens" - durch die all-

gemeine Beschreibung "zur Beseitigung der Verwahrlosung wegen Unzu-

länglichkeit der Erziehung" ersetzt wurde. Das Fürsorgeerziehungsgesetz 

galt ausschließlich für "verwahrloste" Kinder und Jugendliche. Zudem führte 

das Reichs-Jugendgerichts-Gesetz von 1923 die richterliche Verurteilung zur 

Fürsorgeerziehung wieder ein, wodurch die FE nach wie vor als Straf-

maßnahme - wenn auch im pädagogischen Sinne - verstanden werden 

konnte. (Vgl. Kaminsky 1995, S. 35)57 

                                                
57Erst 1923 trat das JGG in Kraft, das neben der Anhebung des Strafunmündigkeitsalters 
auf 14 Jahre vor allem die Verankerung des Erziehungsgedankens auch im 
Jugendstrafvollzug vorsah. 
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 Die Kinder- und Jugendfürsorge wurde zunehmend von den Disziplinen 

Medizin, Psychologie und Justiz durchdrungen und beeinflusst: Bei der An-

ordnung der Fürsorgeerziehung musste aufgrund des §63 Abs. 2 RJWG an-

hand eines psychologischen Gutachtens durch den Richter geprüft werden, 

ob überhaupt ein "erzieherischer Erfolg" zu erwarten war, oder ob medi-

zinische oder pädagogische "Unerziehbarkeit" vorlag. "Unerziehbare" Kinder 

und Jugendliche wurden in psychiatrische Anstalten überwiesen. 

Aufgrund der Ergebnisse aus Medizin und Psychiatrie wurden zunehmend 

Kategorien zur "psychischen Gesundheit" erstellt und Kinder und Jugend-

liche in normale, psychisch Minderwertige und psychisch Abnorme unterteilt. 

Sie wurden als "Gefährdete" - aufgrund von Erziehungsmängeln - und als 

"Gefährliche" - aufgrund "degenerativer Anomalien" - psychiatrisch klassi-

fiziert. Um Minderjährige einzuordnen und sie dementsprechend zu fördern, 

wurden in einigen Heimen Aufnahmegruppen eingeführt und mehrwöchige 

Erstbeobachtungen durchgeführt. Das Ergebnis wurde in der, etwa im Jahre 

1927, für alle Zöglinge eingeführten "Erziehungsliste" festgehalten. 

 Da sich die Behandlung vor allem auf Kinder und Jugendliche aus der Ar-

beiterklasse erstreckte, wurde die Fürsorgeerziehung in den zwanziger Jah-

ren vor allem von sozialistischen Pädagogen heftig kritisiert und als 

"Zwangsmaßregel gegen den Nachwuchs der Armen" abgelehnt. (Sauer 

1979, S. 66) Fürsorgeerziehung führe als "politische Drangsalierung" zu 

einer "immer besseren, immer organisierteren Unterdrückung der Massen". 

(Sauer 1979, S. 66) Seit Mitte der zwanziger Jahre häuften sich die Berichte 

über Heimskandale. Durch das Theaterstück "Revolte im Erziehungshaus" 

von Peter Martin Lampel, das auf wahren Tatsachen beruhte, wurden die 

Missstände in Fürsorgeerziehungsheimen für Jungen angeprangert und 

öffentlich gemacht. Obwohl somit Heimerziehung zum ersten Mal zum 

Gegenstand einer gesellschaftspolitischen Diskussion wurde, wirkten sich die 

politischen Kämpfe um die Fürsorgeerziehung Ende der zwanziger Jahre auf 

die Heime im Rheinland kaum aus, sie blieben von Revolten und Aufständen 

der Zöglinge verschont. Die von der Jugendbewegung beeinflusste 

"sozialpädagogische Bewegung" entwickelte alternative Modelle wie 

Kleinheime und therapeutische Heime, an die erst Jahre später - nach dem 

Zweiten Weltkrieg - wieder angeknüpft wurde.  
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 Im Rheinland wurde im Jahre 1927 vom Provinzialverband eine weitere 

überörtliche Erziehungsmaßnahme, die Freiwillige Erziehungshilfe (FEH), 

eingeführt. Die FEH ermöglichte die Durchführung der Öffentlichen Er-

ziehung - ohne richterliche Mitwirkung - mit Einwilligung der Erziehungs-

berechtigten. Ziel der FEH war es, die durch die in der Rechtssprechung en-

ger gefassten Verwahrlosungskriterien ausgeblendeten Kinder und Jugend-

lichen vorbeugend zu erfassen. (Vgl. Kaminsky 1995, S. 74) Das LJA ließ 

sich ermächtigen, die Rechte der Personensorge auszuüben und trug bis zu 

zwei Drittel der Kosten. Während 1927 die Maßnahme noch auf die 14 bis 

18 Jährigen beschränkt war, wurde sie 1928 auf alle Minderjährigen aus-

geweitet, sofern anzunehmen war, dass die Gefährdung oder Schädigung - 

nach der erweiterten Auslegung des §63 Ziff. 2 durch das LJA - behoben 

werden konnte. Die FEH sollte die FE zwar nicht ersetzen, dennoch stellte 

man fest, dass sich eine freiwillige Zusammenarbeit mit Eltern weitaus posi-

tiver auf den Erziehungserfolg der Minderjährigen auswirkte.  

 Aufgrund der Weltwirtschaftskrise war in den Jahren 1927-1932 ein An-

stieg der billigeren Unterbringungsform in Familienpflege - Pflegefamilien, 

wie auch Dienst- und Arbeitsstellen - zu verzeichnen. (Vgl. Kaminsky 1995, 

S. 69) Diese Tendenz wurde erst in den dreißiger Jahren durch die 

Bewahrungspflicht für "erbkrankverdächtige" Zöglinge - nach dem Zwangs-

sterilisationsgesetz von 1933 - zeitweise umgekehrt. 

 

 In der Rheinprovinz gab es für die Aufnahme von Mädchen ausschließlich 

konfessionelle Heime. Insgesamt hatten evangelische Heime an der Unter-

bringung von Fürsorgezöglingen einen Anteil von fast einem Viertel, katho-

lische Einrichtungen einen Anteil von fast 50 Prozent und staatliche einen 

Anteil von fast 20 Prozent. Das Verhältnis der evangelischen zu den 

katholischen Einrichtungen von 1:2 entsprach der konfessionellen 

Aufgliederung der rheinischen Bevölkerung. (Vgl. Kaminsky 1995, S. 70) 

Im Rheinland wiesen die geschlossenen Mädchenheime zu dieser Zeit wie-

derholt auf ihre Existenzberechtigung hin:  
 

"Das Bestehen auf der Unverzichtbarkeit der geschlossenen Anstalts-
fürsorge kam nicht nur aus einem Selbsterhaltungstrieb der Heimleiterinnen 
sondern entsprach auch ganz der Tendenz in der Inneren Mission zu einer 
repressiven Sittlichkeitserziehung." (Kaminsky 1995, S. 82) 
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Die Verwahrlosungserscheinungen weiblicher Jugendlicher standen im 

Mittelpunkt fachlicher Diskussionen: 

 
"'Nun besteht aber die Verwahrlosung der weiblichen Jugend eben darin', 
führte die Düsseldorfer Landesverwaltungsrätin Emmy Hopmann auf dem 
Allgemeinen Fürsorgeerziehungstag 1927 in Hamburg aus, 'daß sie nicht 
arbeitet, nicht auf rechtmäßige Weise das Brot verdient, sondern sich 
nichtstuend umhertreibt, Toilette macht auf Kosten des Verführers oder 
des Verführten, dem Genuß statt der Arbeit nachgeht'." (Gräser 1995, S. 
79)  

 

Die Bindung der Jugendfürsorge an das Paradigma von Arbeit und Wirt-

schaftlichkeit machten Verwahrlosung weiterhin zu einem Phänomen der 

Unterschicht. (Vgl. Gräser 1995, S. 93) 

 

 In den späten zwanziger und frühen dreißiger Jahren stand die Fürsorge-

erziehung unter dem Vorzeichen der Weltwirtschaftskrise. Während der In-

flation erlitt die FE aus wirtschaftlichen Gründen erhebliche Einbußen. Von 

nun an hieß es im Fürsorgebereich sparen und kürzen, mit Schreiben vom 

19.3.1932 und 7.4.1932 wurden die freien Heime und Provinzial-

erziehungsheime angehalten, die Zahl der in Heimerziehung befindlichen 

Minderjährigen um rund 30 Prozent zu senken. (Vgl. Jans/Beurmann 1963, 

S. 42) Durch die Notverordnung vom 4.11.1932 sah sich die Rheinische 

Provinzialverwaltung aus finanziellen Gründen gezwungen, eine 

Gesetzeslage zu schaffen, die im wesentlichen den erwähnten 

Entlassungsmaßnahmen entsprach.58 

 

4.4 Fürsorgeerziehung im "Dritten Reich" (1933-1945) 

 

 Das Gesetz "Zur Verhütung erbkranken Nachwuchses" vom 14.7.1933 war 

als eines der ersten Gesetze zur "Rassenpflege" auch für die Fürsorge-

erziehung bedeutend. Eine Selektion aufgrund arischer Rassenideologien 

setzte ein: "Mit Machtantritt der Nationalsozialisten radikalisierte sich die 

                                                
58Die automatische Beendigung der FE wurde vom 21. auf das 19. Lebensjahr vorverlegt, 
über eine Fortführung über das 19. Lebensjahr hinaus musste ein Richter entscheiden, 
welches einen Antrag der FEB und die Feststellung einer 'Erfolgsaussicht' voraussetzte. 
Die "Verhütung lediglich körperlicher Verwahrlosung" wurde als Überweisungsgrund 
ausgeschlossen und lediglich bei Erfolgsaussicht gewährt. "Unerziehbare" Minderjährige 
wurden aus der Fürsorgeerziehung entlassen. (Vgl. Kahlfeld 1994, S. IV)  
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'Aussonderung der ungeeigneten Elemente' aus der Fürsorgeerziehung." 

(Kaminsky 1995, S. 207).  

 

 Obwohl ab 1933 die Forderung "Entkonfessionalisierung der Heim-

erziehung" hieß, blieb die Zusammenarbeit des Rheinischen Provinzial-

verbandes mit den kirchlichen Heimen im wesentlichen aufrecht erhalten, 

wenn auch die Belegzahlen durch die Hinzunahme anderer Heime sanken.  

Da die kirchlichen Träger bis zu diesem Zeitpunkt den gesamten Bestand an 

Erziehungsheimen für Mädchen in dieser Region stellten, konnte der 

Provinzialverband nicht vollständig auf die kirchlichen Heime verzichten. 

Dennoch erwarb der Rheinische Provinzialverband das katholische 

Notburgahaus und das Evangelische Mädchenheim Ratingen durch Kauf, 

wobei es nicht gelang, diese Heime zu "entkonfessionalisieren", da nicht 

genügend "nationalsozialistisch geschultes Personal" zur Verfügung stand, so 

dass man den Schwesternschaften durch Pachtverträge die weitere Er-

ziehungsarbeit ermöglichte. Ab 1939 wurden drei Provinzial-Mädchenheime 

eingerichtet, in Karthaus bei Trier ein Mädchenheim mit 80 Plätzen, in 

Füssenich bei Düren ein Heim mit 75 Plätzen und in Burgbrohl ein weiteres 

Erziehungsheim mit 45 Plätzen. Alle Heime - auch die konfessionellen - 

waren der nationalistischen Erziehung verpflichtet. 

Radikaler waren die Veränderungen in der Familienpflege: hier trat die NSV 

ein. Die NSV erhielt die "erbgesunden", "normalbegabten" Minderjährigen 

zur Betreuung. Die privaten Heime und die Provinzialerziehungsheime be-

hielten in eigener Fürsorge die Minderjährigen, die dem Auslesesystem des 

NSV nicht entsprachen.  

 
"Die Fürsorgeerziehung hingegen wurde zunächst pauschal als 
'Minderwertigenfürsorge' stigmatisiert; erst seit 1935 begann die partei-
amtliche Wohlfahrtsorganisation dann mit dem Aufbau sogenannter NS-
Jugendheimstätten, die freilich 'erbgesunden', 'leichtverwahrlosten' Minder-
jährigen vorbehalten blieben." (Köster 1999, S. 17 ff) 

 

Obwohl die Zahl der in FE und FEH befindlichen Minderjährigen wieder an-

stieg, erreichte sie am 31.3.1939 mit 10229 Minderjährigen noch nicht den 

Stand vom 31.3.1932 (11354). (Vgl. Jans/Beurmann 1963, S. 47) 

 Der Großteil der Anstalten - soweit nicht gleichgeschaltet oder verboten - 

zeigte sich willfährig gegenüber jener der Heimerziehung zugedachten Rolle 
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in der "Erbgesundheitspflege". (Vgl. Blandow 1989 a, S. 281) Gerade kirch-

liche Heime übernahmen die Aufgabe einer "armseligen und massenhaften 

Bewahrung der 'erbgeschädigten', verwahrlosten und minderwertigen' 

Kinder." (Sauer 1979, S. 82)  
 

"Für den rheinischen Fürsorgedezernenten Walther Hecker waren die 
Gruppen der ohnehin wegen 'Erfolglosigkeit' aus der Fürsorgeerziehung 
auszuscheidenden Jugendlichen identisch mit den vermeintlich 
'Erbgeschädigten'." (Kaminsky 1999, S. 27) 

 

 Das Gesetz zur "Verhütung erbkranken Nachwuchses" von 1933 sah vor, 

dass Menschen ab dem 14. Lebensjahr bei vermeintlicher Erbkrankheit auch 

gegen ihren Willen sterilisiert werden konnten. Die Sozialdiagnostik des 

Sterilisationsgesetzes erstellte bestimmte Kategorien "unwerten Lebens" und 

psychiatrische Einordnungen wie "unerziehbar", "erbgeschädigt", 

"schwachsinnig" und "psychopathisch" bestimmten das weitere Schicksal der 

Zöglinge. 

Nach Kuhlmann waren die konfessionellen Verbände für folgende Minder-

jährige zuständig: "einwandfrei erbbiologisch minderwertige Fälle", Zöglinge, 

die aus einer "schwer asozialen" Familie stammten, Zöglinge mit einem 

"Erbschaden" (Gebrechen) oder sonstige "Schwererbgeschädigte". Neben 

Fällen, die unter das sogenannte Sterilisationsgesetz59 fielen, gab es eine 

Reihe von zweifelhaften und willkürlichen Einordnungen, wie 

"verbrecherische" Jugendliche, Hilfsschüler, unehelich geborene Kinder und 

"Zöglinge, die an geistigen oder seelischen Regelwidrigkeiten litten" und als 

"Psychopathen" eingestuft wurden. (Vgl. Kuhlmann 1989, S. 69) 

 

 Nach Ergebnissen von Kaminsky gab es bis zum April 1939 im Rheinland 

1236 Beschlüsse der Erbgesundheitsgerichte, d.h. 5,9 Prozent aller 

Jugendlichen, die sich seit 1933 in FE befanden, waren von 

Zwangssterilisationen betroffen. Während die staatlichen und evangelischen 

Heime die Durchführung der Sterilisationen unterstützten, waren die 

katholischen Heime zwar ablehnend eingestellt, konnten diese Maßnahmen 

allerdings nicht abwenden. (Vgl. Kaminsky 1999, S. 26)  

                                                
59Das Gesetz kannte neun Formen von Erbkrankheiten: angeborener Schwachsinn, 
Schizophrenie, manisch-depressives Irresein, erbliche Fallsucht (Epilepsie), erbliche 
'Veitstanz', erbliche Blindheit oder Taubheit, schwere körperliche Missbildung und 
schwerer Alkoholismus ('Erbsäufer'). (Vgl. Kuhlmann 1989, S. 132) 
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In den Akten der Fürsorgeerziehungsanstalten und der zuständigen Jugend-

behörden wurden "Erbtafeln" über die Zöglinge angelegt, in denen Krank-

heiten und Auffälligkeiten in der Familie und Verwandtschaft genau ver-

zeichnet wurden. "Der soziale Rassismus hatte damit einen verwaltungs-

technischen Ausdruck erhalten." (Kuhlmann 1989, S. 124) 

In vielen Heimen wurden Intelligenzprüfungen60 durchgeführt und die Hand-

schriften der Zöglinge analysiert. Schwachsinn, der sterilisationspflichtig war, 

wurde anhand eines 80 Fragen umfassenden Tests zum geographischen, hi-

storischen und politischen Wissen festgestellt. Daneben existierte die Kate-

gorie des "moralischen Schwachsinns", der hauptsächlich Mädchen und jun-

gen Frauen mit häufig wechselnden Sexualbeziehungen bescheinigt wurde. 

Bei "Blutschande" wurden in der Regel die vom Vater sexuell missbrauchten 

und vergewaltigten Töchter als "Schwachsinnige" zwangssterilisiert. (Vgl. 

Kuhlmann 1989, S. 133) Auch Kaminsky konnte in seiner Arbeit 1995 

nachweisen, dass zahlreiche Mädchen während der NS-Zeit aufgrund der 

Diagnose "(moralischer) Schwachsinn" und "sexuelle Verwahrlosung" in 

Erziehungsanstalten untergebracht und ebenso wie "Schwachsinnige" gegen 

ihren Willen sterilisiert wurden. "Die Heime für weibliche Schulentlassene 

sahen durchweg fast alle ihre jungen Frauen als 'fortpflanzungsgefährlich' 

an." (Kaminsky 1995, S. 215) 

 Man muss allerdings anmerken, dass die Anstalten - sowohl der evan-

gelischen, als auch der katholischen Kirche - bereits zu Beginn der dreißiger 

Jahre von der "neuen Sittlichkeit" des aufkommenden Nationalsozialismus 

sehr angetan waren. Viele Oberinnen, wie Marie Sievers vom Mädchen-

erziehungsheims Boppard, setzten auf "Volkserneuerung durch Keusch-

heitskraft".  

 
"Die 'Entsittlichung' einer liberalen Öffentlichkeit ließ die geschlossene An-
staltsfürsorge den dort Tätigen als Bollwerke gegen die unchristliche und 
feindliche Welt erscheinen." (Kaminsky 1995, S. 82)  

 

Diese Einstellung entsprach durchaus der allgemeinen Tendenz innerhalb der 

Inneren Mission, eine repressive Sittlichkeitserziehung zu betreiben.61 Nicht 

nur in den dreißiger und vierziger Jahren galt, dass 

                                                
60Die Intelligenzprüfungen lehnten sich an Testverfahren von Binet-Simon-Bobertag an. 
61Dies galt auch für katholische Einrichtungen. 
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"die Erzeugung von 'Sittlichkeit' des Einzelnen wie der Gesellschaft im 
Sinne einer christlichen Lebensführung ... die Bezugskategorie des Han-
delns (war)." (Kaminsky 1995, S. 525) 

 

Kuhlmann (1989) ging in ihrer Interpretation noch einen Schritt weiter und 

stellte große Ähnlichkeiten zwischen kirchlichen und nationalsozialistischen 

Erziehungskonzepten fest, so dass auch begreiflich wird, warum sich so we-

nig Kritik gegen die nationalsozialistische Erziehung in der evangelischen 

und katholischen Kirche regte. Beide Erziehungskonzepte ähnelten sich in 

bezug auf einen eher autoritären Erziehungsstil und Ziele wie Gehorsam, 

Fleiß, Sauberkeit und Unterordnung.  

 
"Denn das Erziehungsverständnis der Ordensfrauen stellte mit seinen ord-
nenden und disziplinierenden Charakter wie des Sprechens bestimmter Ge-
bete zu den Mahlzeiten oder des regelmäßigen Gangs zu den Gottes-
diensten und Andachten ein wesentliches Element der Disziplin dar. Es 
fand seine säkularisierte Entsprechung in der von den Ärzten und Behörden 
geforderten Arbeitserziehung mit ihren geregelten stets wiederkehrenden 
Arbeitsabläufen." (van der Locht 1997, S. 392) 

 

Zudem wurde die Machtergreifung der Nationalsozialisten anfänglich von 

vielen Erzieherinnen und Heimleiterinnen kirchlicher Einrichtungen positiv 

empfunden, weil sie ihre eigene Stellung und Arbeit aufgewertet und ge-

sichert sahen. Bereits 1935 begrüßte die Oberin Keßler aus dem 

evangelischen Dorotheenheim die wiederhergestellte Zucht und Ordnung und 

die Wandlung der Zöglinge, die nun nicht mehr "bolschewistisch verhetzt 

gegen Pfaffen und Nonnen" kämen und den fraulichen und mütterlichen 

Dienst wieder akzeptierten, als äußerst positiv. (Vgl. Kuhlmann 1989, S. 63) 

 Trotz allem setzten sich rein nationalsozialistisch gefärbte Bewertungs-

maßstäbe nach erbbiologischen Gesichtspunkten bei vielen Ordensschwestern 

nur schwer durch. Die Bedeutung der Seelenrettung stand bei sehr religiös 

geprägten Erzieherinnen nach wie vor im Vordergrund.  

 
"Die christliche Lehre von der Sündhaftigkeit aller Menschen und der 
gleichzeitigen Rechtfertigung vor Gott konnte religiös geprägte Er-
zieherinnen in Konflikte mit einer ausschließlich rassistischen Deutung von 
Erziehungsproblemen bringen. Ihre Erziehungsziele und -mittel gründeten 
noch in einem starken Glauben an die Bedeutung der Seelenrettung ..." 
(Kuhlmann 1989, S. 118) 
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Van der Locht (1997) wies in seiner Arbeit über die Motivstrukturen einer 

katholischen Einrichtung während des Nationalsozialismus nach, dass das ur-

sprüngliche und älteste Motiv die religiös fundierte Wohlfahrtsarbeit war. 

(Vgl. van der Locht 1997, S. 397) Obwohl dieses Handlungsmotiv im Ver-

lauf der Geschichte seit der Begründung eines modernen Fürsorgewesens im 

19. Jahrhundert an Bedeutung verlor, verschwand es jedoch nie gänzlich aus 

der Alltagspraxis. (Vgl. van der Locht 1997, S. 397) 

 
"Dies wurde besonders in der Zeit des Nationalsozialismus deutlich, als mit 
den 'Euthanasie'-Maßnahmen das katholische Verständnis des Lebens-
schutzes radikal in Frage gestellt wurde." (van der Locht 1997, S. 397) 

 

 Seit Kriegsbeginn stieg die Zahl der Zöglinge.62 1940 beschloss das LJA 

Rheinland, als freiwillige Maßnahme die Bewahrungsfürsorge außerhalb der 

FE einzurichten. Minderjährige, die früher in FE waren und einer erneuten 

Heimunterbringung bedurften, konnten auf Antrag der Personensorge-

berechtigten in Heimen untergebracht werden. Diese Maßnahme betraf vor 

allem "haltlose" und "willensschwache" Persönlichkeiten, wie "sittlich ge-

fährdete Mädchen", denen die Möglichkeit gegeben werden sollte, bis zur 

Volljährigkeit den Schutz eines Heimaufenthaltes zu erhalten. Die Ver-

längerung der Fürsorgeerziehung über das 19. Lebensjahr hinaus wurde in 

den Kriegsjahren verstärkt eingesetzt: 1938 wurde für 29,3% aller über-

wiesener Zöglinge Fürsorgeerziehung über das 19. Lebensjahr hinaus ange-

ordnet, im Jahre 1942 waren es bereits 64,5% aller Zöglinge. 

 

Während des Zweiten Weltkrieges verschärften sich die Zwangserziehungs-

maßnahmen erheblich.  
 
"Ab dem Jahr 1940 wurden Jugendliche, bei denen FE ohne 'Erfolg' ge-
blieben war oder von vorneherein aussichtslos erschien, aber auch politisch 
renitente, der 'Volksgemeinschaft' unangepaßte Jugendliche in die vom 
Reichskriminalpolizeiamt und vom Reichssicherheitshauptmann verant-
worteten 'Jugendschutzlager' Moringen für männliche und Uckermark für 
weibliche Jugendliche überwiesen." (Gräser 1995, S. 214)63 

                                                
62Im Jahr 1933 lag die Zahl der Überweisungen in FE/FEH bei 1061 = 51,1% männlichen 
und 1016 = 48,9% weiblichen Minderjährigen. 1939 waren es 1372 = 52% männliche und 
1265 = 48% weibliche Minderjährige. Im Jahr 1943 waren es 1244 = 55,1% männliche 
und 1012 = 44,9% weibliche Minderjährige. (Vgl. Tabelle Jans/Beurmann 1963, S. 44) 
63Siehe Euthanasie in der Landesheilanstalt Hadamar. (Vgl. Kaminsky 1999, S. 27) 
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Eine wesentliche Änderung des Jugendgerichtsgesetzes aus dem Jahre 1943 

sah die Herabsetzung der Strafmündigkeit auf das zwölfte Lebensjahr vor. 

Kriminelle Jugendliche kamen in Jugend-KZ's oder wurden hingerichtet. Im 

Laufe des Jahres 1943 nahmen - laut behördlicher Aussagen - unter den 

schulentlassenen Mädchen die erzieherischen Schwierigkeiten zu. Die 

rheinische Fürsorgeerziehungsbehörde entschloss sich daher, ab dem 

1.1.1944 eine dem Jugendarrest ähnliche Disziplinierungsmaßnahme für 

schulentlassene Mädchen, die als besonders renitent galten, durchzuführen.64 

In der Arbeitsanstalt Brauweiler wurde eine besondere 

"Arbeitserziehungsabteilung" errichtet. Die Mädchen wurden von allen Ge-

meinschaftsveranstaltungen und Freizeitbetätigungen ausgeschlossen, nachts 

in Einzelzellen gesperrt und tagsüber zur harten körperlichen Arbeit ange-

halten. In dieser Abteilung herrschten strengere Erziehungs- und Straf-

methoden als in den übrigen Anstalten. (Vgl. Jans/Beurmann 1963, S. 49 ff.) 

Die Verlegung in diese Abteilung sollte der Abschreckung dienen und die 

"Disziplin" unter den weiblichen Zöglingen in den letzten Kriegsmonaten 

wieder herstellen. 

 

4.4.1 Die letzten Wochen des Zweiten Weltkrieges und Kriegsende65 

 

 Bis ins Jahr 1944 verlief das Leben in vielen Mädchenheimen des Rhein-

landes weitgehend geregelt und von den äußeren Kriegsereignissen wenig 

beeinträchtigt. Erst in den letzten Kriegsmonaten und -wochen fand das Le-

ben der Zöglinge aus Angst vor Bombenangriffen hauptsächlich in den 

Kellern der Erziehungsheime statt, ein normaler Heimalltag war nicht mehr 

möglich. Angst vor Zerstörung und Tod bestimmten das Leben, die ver-

bleibenden Mädchen und Erzieherinnen wuchsen während dieser Zeit zu 

Notgemeinschaften zusammen. Zahlreiche Heime evakuierten ihre Zöglinge 

in den letzten Wochen des Krieges, brachten sie in ländlicher Umgebung 

unter oder beurlaubten sie zwangsweise nach Hause. 

Zu einer Zeit, als das Ende des Krieges absehbar wurde und sich die bri-

tischen Besatzungstruppen dem Rheinland näherten, zeigten auch die deut-

                                                
64Für männliche Jugendliche wurde bereits ein Jahr früher, am 1.1.1943, eine 
entsprechende Strafabteilung eingerichtet. 
65Im Gegensatz zum vorherigen historischen Abriss werden unter 4.4.1 und dem Exkurs 
4.5 in den folgenden Ausführungen und Quellen - auch für die Jahre vor 1945 - bereits im 
wesentlichen eigene Untersuchungsergebnisse repräsentiert. 
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schen Truppen wenig Verständnis für die Erziehungsarbeit. Im Beispiel des 

Mädchenheims Boppard setzte sich die Oberin rigoros für ihre Schützlinge 

ein: 

 
"Sechs Tage vor Einmarsch der Amerikaner in Boppard erschien ein Feld-
lazarett-Oberarzt, Dr. Schepukat, und verlangte kategorisch die sofortige 
Räumung von ganz St. Martin für ein Frontlazarett. Auf meinen ener-
gischen Einspruch, daß man unsere Mädchen nicht auf die Straße schicken 
könnte, erwiderte er sehr erzürnt: 'Solche Weiber sollte man kasernieren, 
die gehören nicht in ein ordentliches Haus.' Ich blieb bei der Ablehnung 
..."66 

 

 In den letzten Wochen vor dem Zusammenbruch des "Dritten Reiches" 

wuchs die Gefahr, von Militärtruppen besetzt zu werden. Da die Heim-

leiterinnen möglichst lange ein geregeltes Anstaltsleben aufrecht erhalten 

wollten, wehrten sie sich wiederholt sehr energisch gegen eine anderweitige 

Nutzung ihrer Einrichtungen. Unterstützung fanden sie bei der Fürsorge-

erziehungsbehörde der rheinischen Provinzialverwaltung, die ebenfalls auf die 

vielerorts geplanten Zweckentfremdungen von Erziehungsheimen, z.B. für 

die Krankenfürsorge, missbilligend reagierte. 

Da die Erziehungsheime als Einrichtungen christlicher Liebestätigkeit bei den 

Besatzungsmächten anerkannt waren und nicht unmittelbar mit den Machen-

schaften des Nazi-Regimes in Verbindung gebracht wurden, war es nach 

Kriegsende möglich, dass der Betrieb vieler Fürsorgeerziehungsheime weit-

gehend aufrecht erhalten werden konnte. 

 
"Für die französische Besatzung beschlagnahmte der Bürgermeister von 
unserem Bestand an 200 Betten 50 Betten mit Matratzen, die wir bis heute 
nicht zurückerhalten haben. Es begann nun die Sorge um eine Beschlag-
nahme unserer Häuser von neuem. Bethesda sollte zunächst als fran-
zösisches Kinderheim und später als Station für lungentuberkulöse Fran-
zosen beschlagnahmt werden. Von St. Martin verlangten sie den Provin-
zialflügel (einschl. der Küche) für die französische Truppe. Der Hof sollte 
Parkplatz für Autos werden. Es gelang mir durch persönliche Vorsprache 
beim Kommandanten alles abzuwehren und eine Bescheinigung zu er-
wirken, daß unsere Anstalt als Einrichtung christlicher Liebestätigkeit un-
angetastet bleibt. Seither konnte unser Betrieb wieder ungestört laufen."67 

                                                
66Archiv Diakonisches Werk, Bestand Ohl 73.4.9: Bericht zur Verwaltungsrats-Sitzung 
am 21.1.1947 über die Jahre 1944-1946, Heime Bethesda und Boppard) 
67Siehe ebd. 
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4.5 Exkurs: Das "Erbe" der NS-Zeit in der Fürsorgeerziehung 

 

4.5.1 Zwangssterilisationen bei Zöglingen während der NS-Zeit und ihr 

Schicksal nach 1945 

 

 Das "Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses" (1933) ermöglichte, 

Menschen ab dem 14. Lebensjahr, die an einer vermeintlichen Erbkrankheit 

litten, auch gegen ihren Willen zu sterilisieren. 

 Die Durchsicht einiger Akten zwangssterilisierter Fürsorgezöglinge aus 

dem Archiv des Landschaftsverbandes Rheinland ergibt, dass bereits Zög-

linge im Kindesalter zur Sterilisation vorgeschlagen wurden. So wurde die 

gerade acht Jahre alt gewordene Klara H. im September 1935 wegen 

"angeborenen Schwachsinns" zur Sterilisation beim Gesundheitsamt 

"angezeigt". Über den genauen Zeitpunkt der Durchführung der Sterilisation 

geben die Akten hingegen wenig Auskunft. Häufig wurde das Ereignis der 

Sterilisation später in der Akte gar nicht mehr erwähnt oder es verbarg sich 

hinter umschreibenden Eintragungen wie Krankenhausaufenthalt o.ä.68  

 Für die bis 1945 zwangssterilisierten Fürsorgezöglinge bedeutete das Ende 

des Nationalsozialismus noch lange nicht das Ende ihres leidvollen Weges 

durch die Institutionen der Fürsorgeerziehung. Für die während des Na-

tionalsozialismus in Fürsorgeerziehung gekommenen und zwangssterilisierten 

Mädchen änderte sich wenig: Ihre Verfahren und Anträge wurden keiner 

weiteren Überprüfung unterzogen und die Anordnung der Fürsorgeerziehung 

blieb bestehen. Zahlreiche Mädchen, die als Kinder während des 

Nationalsozialismus in FE kamen, wurden erst mit Vollendung des 21. 

Lebensjahres Ende der vierziger bzw. Anfang der fünfziger Jahre entlassen.69 

 Die durchgeführte Untersuchung kann nachweisen, dass man in den Akten 

der Zwangssterilisierten auch nach 1945 an diskriminierenden Beurteilungen 

der NS-Zeit weiterhin festhielt, eine Änderung der erbbiologisch orientierten 

Gesinnung schien sich nicht vollzogen zu haben. 

                                                
68Vgl. hierzu Einzelfallakten zwangssterilisierter Zöglinge, z.B. ALVR 36869 und 36881. 
69Aus der Arbeit der Kölner Beratungsstelle für Opfer der NS-Medizin, in: 
Matzerath/Buhlan/Becker-Jakli 1994, S. 243-266. Es werden dort weitere Fälle genannt, 
in denen während der NS-Herrschaft in Fürsorgeerziehung eingewiesene Jugendliche 
noch bis 1949 gegen den ausdrücklichen Willen ihrer Eltern in den Anstalten verbleiben 
mussten, vgl. ebd. 260 ff. 
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So wurde die zwangssterilisierte Klara (Jg. 1927) in einem Schreiben des 

Diakonissen-Mutterhauses an die Fürsorgeerziehungsbehörde vom 26.7.1946 

als "ein äusserst primitives und schwachbegabtes Mädchen" beschrieben. Bei 

Anna (Jg. 1929) wurde ebenfalls festgestellt, dass es sich um ein "geistig 

minderwertiges Mädchen" handele, und die Fürsorgeerziehung bis zum 21. 

Lebensjahr fortgeführt werden solle. Ebenso wurde die 21jährige Minna 

1951 mit der Beurteilung des St. Josef Heims Trier an das Sozialministerium 

vom 14.6.1951 entlassen: "M. ist sehr dumm und jedem Einfluß ausgesetzt." 

Erbbiologisch orientierte Erklärungsmuster und Einschätzungen dienten als 

Legitimation für das staatliche Eingreifen, zeigten aber auch dessen Grenzen 

auf:  
 
"E. wird im Juni 1950 volljährig. Eine Beeinflussung ist bei diesem 
schwachsinnigen und arbeitsunwilligen Mädchen unmöglich." 
(Evangelischer Gemeindedienst Solingen)  
 

Ebenso wurde Frieda (Jg. 1930) im Dezember 1946 konstatiert, dass sie 

schwachsinnig sei ("Schwachsinn mittleren Grades"), und daher im Rahmen 

der FE nicht mehr zu fördern. In ihrer Akte wurde das Mädchen als 

"schwachsinnig" bezeichnet, zudem sei sie "triebhaft" und "habe sich von 

einem Mann gebrauchen lassen". Die vermeintliche sexuelle Triebhaftigkeit 

wurde - nicht nur in Fällen von Zwangssterilisierten - als Indiz für die 

schwachen geistigen Fähigkeiten des Mädchens hervorgehoben.  

"Schwachsinnige" Mädchen, die durch die Mittel der Öffentlichen Erziehung 

nicht mehr gefördert werden konnten, wurden nach dem Aufenthalt im Er-

ziehungsheim in Pflegeanstalten und Psychiatrien abgeschoben und dort ver-

wahrt.  

 

4.5.2. Edelweißpiraten und bündische Jugend 

 

 Im "Dritten Reich" wurden zahlreiche Edelweißpiraten und Mitglieder der 

bündischen Jugend aufgrund ihres subkulturellen Verhaltensstils in die Für-

sorgeerziehung eingewiesen. In den Jahren 1945 und 1946 wurden von der 

Fürsorgeerziehungsbehörde beim Oberpräsidenten der Rheinprovinz 

Nachprüfungen angestrengt, ob sich noch Edelweißpiraten unter den 

Fürsorgezöglingen befänden. Die ungefähr 40 - in einer offiziellen Liste der 

FEB aufgeführten - Edelweißpiraten, von denen die meisten zuletzt in der 
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Jugendstrafabteilung Freimersdorf untergebracht waren, waren im Juni 1945 

aus der Fürsorgeerziehung entlassen worden, sofern sie ausschließlich aus 

politischen Gründen eingewiesen wurden:70  

 
" ... in dem ich mitteilte, daß mein Vorgänger, Landesrat Hecker, im 
Sommer 1945 alle Fürsorgeerziehungsakten der Edelweißpiraten über-
prüfen ließ und alle Minderjährigen, die lediglich aus politischen Gründen 
zur Fürsorgeerziehung überwiesen waren, sofort nach Hause entließ ..."71  

 

 Mitte 1946 wurde die Rechtmäßigkeit der Anordnung der Fürsorge-

erziehung bei "besonderen Gruppen" von Jugendlichen erneut überprüft. 

Folgende Personengruppen wurden einer eingehenden Überprüfung unter-

zogen:  

 
" ... Juden oder jüdische Mischlinge, Zigeuner oder Zigeunermischlinge, 
Kinder ernster Bibelforscher, Jugendliche polnischen Volkstums, ..., 
Reichsdeutsche oder volksdeutsche Jugendliche aus den Niederlanden ... 
Jugendliche, die wegen ihrer Angehörigkeit zur oppositionellen Jugend-
bewegung (Edelweißpiraten) der FE überwiesen worden sind, (Zusatz: Ju-
gendliche, die ausschließlich oder vorwiegend wegen der politischen Hal-
tung ihrer Eltern oder ihrer eigenen politischen Einstellungen zur FE 
überwiesen worden sind. ...)"72 

 

 Die einzelnen Heime meldeten vor allem bei der Gruppe der Edelweiß-

piraten Fehlanzeigen.73 Über die übrigen, aus politischen oder rassischen 

Gründen, in FE gekommenen Gruppen wurde von den Rheinischen 

Mädchenheimen lediglich berichtet, dass sich unter den Pflegekindern des 

Gertrudisheimes (Düsseldorf) ein weiblicher "Zigeunermischling" (Jg. 1935) 

und ein Mädchen (Jg. 1940), dessen Eltern im KZ umgebracht wurden, be-

fänden. Obwohl im Gegensatz zur Gruppe der Zwangssterilisierten bei diesen 

Jugendlichen in den Jahren 1945 und 1946 formale Überprüfungen der 

Rechtmäßigkeit der Fürsorgeerziehung stattfanden, blieb dies in den meisten 

Fällen ebenfalls ohne direkte Auswirkungen für die Betroffenen. Die 
                                                
70HStAD NW 42-36, Schreiben des Oberpräsidenten (Verwaltung des 
Provinzialverbandes, Abteilung VII A) an den Oberpräsidenten, Abteilung Wohlfahrt in 
Düsseldorf, v. 22.7.1946, Bl. 46. 
71HStA NW 42-36, Bl. 44  oder ALVR 14067, Bl. 33, Schreiben Verwaltung 
Provinzialverband an Oberpräsidenten der Nord-Rheinprovinz v. 1.8.1946. 
72Siehe ebd. 
73ALVR 14067, Bl. 37, Schreiben FE-Behörde an rhein. Heime v. 18.7.1947, betr. 
Betreuung besonderer Gruppen von Jugendlichen. 
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Durchsicht einiger, biographischer Zusammenfassungen ehemaliger 

Edelweißpiratinnen bestätigt diese Vermutung und beweist, dass viele von 

ihnen von dieser 'Befreiungsaktion' nicht betroffen waren und nach 

Kriegsende unverändert unter der Aufsicht der FEB standen, da sie vor 1945 

offiziell nicht aufgrund politischer Motive eingewiesen wurden. 

 
"Bei ihren Nachforschungen verkannte oder überging die Behörde die 
Taktik der NS-Justiz, den jugendlichen Edelweißpiraten, 'Bündischen' und 
Kittelbachpiraten ausdrücklich nicht wegen seiner Zugehörigkeit zu den in-
formellen Gruppen zu verurteilen - eine Strategie, mit der verhindert wer-
den sollte, daß '... seinem Treiben eine staatspolitische Blickrichtung ge-
geben (wird), die ihm eine bisher nicht geahnte Wichtigkeit verleiht und ihn 
evtl. zum Märtyrer macht. Eine Kennzeichnung als Arbeitsbummelant, 
Herumtreiber und ähnliches wird ihn dagegen kränken und ihm zeigen, dass 
seine vermeintliche Wichtigkeit nicht für voll genommen wird'." 
(Kenkmann 1996, S. 330) 

 

 Während des Nationalsozialismus war es üblich, dass bei zur Fürsorge-

erziehung überwiesenen oppositionellen Jugendlichen, wie Edelweißpiraten 

oder ähnlich orientierten Gruppen, neben politischen Motiven weitere 

Einweisungsgründe, wie "sexuelle Verwahrlosung" (bei weiblichen Jugend-

lichen),"Arbeitsbummelei" oder "asoziale Familienverhältnisse" angeführt 

wurden. Bei der Durchsicht einiger Akten ehemaliger Edelweißpiratinnen 

und Mitgliedern der bündischen Jugend lässt sich der bereits von Kenkmann 

(1996) geäußerte Verdacht, dass diese Motive von den Behörden konstruiert 

und vorgeschoben wurden, um sich dieser oppositionellen Jugendlicher 

während des "Dritten Reiches" zu entledigen, verfestigen und für weibliche 

Jugendliche eindeutig nachweisen. Als Beispiele seien auszugsweise einige 

Kurzbeschreibungen74 weiblicher Zöglinge genannt: 

 
"... bummelt herum, Familie schlecht, Gemeinschaft mit Dirnen, nimmt an 
Zusammenkünften der Edelweißpiraten teil, geht regelmässig mit auf Fahr-
ten, trägt Abzeichen etc." (1944) 

 
"... gehört zur bündischen Jugend, frech, lügnerisch, gehorcht nicht, über-
zeugte Edelweißpiratin mit ungünstigem Einfluß auf andere Jugendliche 
(Hauptführerin)". 
 

                                                
74ALVR 14067, Überprüfung von Edelweißpiraten u.a., Bl. 24-26. 
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"Herumtreiben mit bündischen Jugend, Diebstahl, Mutter Selbstmord, 
Vater Sorgerecht entzogen."  

 
"Verdacht bündischer Betätigung. Beim Herumstreifen mit Jugendlichen 
GV mit verschiedenen Jugendlichen." 

 
"... hält sich fast regelmässig bis 23 Uhr in Lokalen auf, seit 15. Lebensjahr 
Geschlechtsverkehr, seit zwei Jahren Mitglied der Edelweißpiraten, starke 
sexuelle Verwahrlosung, träge."  

 

Zudem wurde in dieser Akte vermerkt, dass der Vater des genannten 

Mädchens eine nationalsozialistische Erziehung im Heim wünsche:  
 

"Ihm ist entgegnet, daß ein für seine Tochter geeignetes weltliches Heim 
nicht zur Verfügung stehe und im übrigen auch in den konfessionellen 
Heimen im nationalsozialistischen Sinne erzogen werde." 

 

 Da die Mädchen nicht dem gewünschten Bild der nationalsozialistischen 

Volksgemeinschaft entsprachen und sich nicht unterordnen wollten, wurden 

sie von den Behörden als "sexuell Verwahrloste" oder "Asoziale" stigma-

tisiert. Mit diesen Kategorien hatten sich die nationalsozialistischen Macht-

haber ein Instrument geschaffen, das eine willkürliche Einweisung der ihnen 

unliebsamen Mädchen und jungen Frauen erlaubte. Der Begriff der 

"sexuellen Verwahrlosung" umfasste Mädchen und Frauen, die als "haltlos", 

"moralisch schwachsinnig", "triebhaft", und von daher als "minderwertig" 

galten. Die Gründe, eingewiesen zu werden, waren überaus diffus und 

willkürlich. 

Aus den für diese Untersuchung eingesehenen Akten wird ersichtlich, dass 

fast alle Edelweißpiratinnen und Mitglieder der bündischen Jugend mehrere 

Mädchenheime durchliefen und die KZ-ähnliche Anstalt in Freimersdorf in 

den meisten Fällen ihre Endstation wurde. 

 Weder die während des Nationalsozialismus gegen ihren Willen zwangs-

sterilisierten Zöglinge, noch die als Edelweißpiraten oder bündische Jugend-

liche zwangseingewiesenen Zöglinge haben bis heute eine Wieder-

gutmachung oder Entschädigung seitens des Staates erhalten bzw. sind offi-

ziell als Opfer des Nationalsozialismus anerkannt worden. In den fünfziger 

Jahren griffen die Wiedergutmachungsbehörden auf die in den Akten befind-

lichen Stigmatisierungen zurück, um die Ablehnung der Entschädigungs-
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anträge ehemaliger Edelweißpiraten zu begründen. (Vgl. Kenkmann 1996, S. 

330) 
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II. ÖFFENTLICHE ERZIEHUNG 1945-1975 

 

1. Wiederaufbau ohne Neubeginn? - Öffentliche Erziehung in der 

Nachkriegszeit 
 

 Nach den Wirren des Krieges stand ein sofortiger, notdürftiger 

Wiederaufbau der teilweise schwer zerstörten Erziehungsanstalten und die 

Herstellung eines geregelten Heimalltags im Vordergrund, wobei die Chance 

eines Neubeginns im Hinblick auf eine Umsetzung baulicher Veränderungen 

nur unzulänglich genutzt wurde. Der Reformwille stieß in der Nachkriegszeit 

vor allem schnell an materielle Grenzen. (Vgl. Sauer 1979, S. 83)  

 Aber auch im rechtlichen, organisatorischen und pädagogischen Bereich 

setzte man weiterhin auf Bewährtes, so dass die späten vierziger und fünf-

ziger Jahre Jahrzehnte blieben, in denen sich keine wesentlichen Reformen in 

der Heimerziehung durchsetzen konnten.1 Die Besatzungsmächte erklärten 

das RJWG in seiner Fassung von 1922 für anwendbar und auch die fachliche 

Diskussion in der Heimerziehung knüpfte an die frühen dreißiger Jahre an. 

(Vgl. Sauer 1979, S. 82) Eine grundsätzliche pädagogische und politische 

Neuorientierung innerhalb der Öffentlichen Erziehung konnte sich nicht 

durchsetzen, und schnell gewannen im konzeptionellen Bereich der Heim-

erziehung erneut konservative Kräfte die Oberhand, deren Traditionen im 

medizinisch-psychiatrischen und ordnungspolitischen Denken verankert 

waren. (Vgl. Blandow 1986a, S. 79 ff.) 

 

1.1 Der Einfluss der britischen Militärregierung  

 

 Nach Kriegsende waren auch Einrichtungen der Jugendwohlfahrt und 

Fürsorgeerziehung im Rheinland von Entnazifizierungsprozessen durch die 

britische Militärregierung betroffen. Das Personal der Rheinischen Fürsorge-

erziehungsbehörde wurde überprüft und einige während des "Dritten 

Reiches" verantwortlichen Mitarbeiter, wie beispielsweise Landesrat Hecker2 

                                                
1Im rechtlichen Bereich der FE ergaben sich auch in den fünfziger Jahren kaum 
Veränderungen, die Novelle zum RJWG von 1953 hatte auf die Ausgestaltung der 
Öffentlichen Erziehung keine direkten Auswirkungen. (Vgl. Blandow 1989 b, S. 8ff.) 
2Walter Hecker (1889-1974), seit 1930 Leiter der Abteilung Fürsorgeerziehung und 
Jugendwohlfahrt, wurde nach Kriegsende zwar kurzfristig von der englischen 
Militärregierung interniert, war von 1946-1950 Leiter des Seminars für Wohlfahrtspflege 
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und Provinzial-Verwaltungsrätin Frau Dr. Beurmann, kurzzeitig inhaftiert. 

Nach Abschluss der Untersuchungen nahmen sie ihre berufliche Tätigkeit 

wieder auf. Sämtliche Fürsorgeerziehungsheime der Rheinprovinz wurden 

von der britischen Militärregierung aufgefordert, ihr Personal überprüfen zu 

lassen. Da in den Mädchenerziehungsheimen im Rheinland überwiegend 

Ordensschwestern oder Diakonissen tätig waren, änderte sich in der 

Personalfrage dieser Heime wenig. 

 
"Die Kirchen, ihre Pfarrer, amtlichen und ehrenamtlichen Helferinnen und 
Helfer arbeiteten über die Kapitulation hinaus in ungebrochenen Strukturen 
weiter, während sich andere Institutionen mehr oder minder neu konsti-
tuieren mußten. Die Rolle der Kirchen im Nationalsozialismus wurde zwar 
diskutiert, aber die Alliierten - West wie Ost- mischten sich nicht in diese 
'interne' Debatte im Sinne einer 'Entnazifizierung von außen' oder gar eines 
'permits' der Kirchen ein. Im Gegenteil, die Kirchen hatten bei den west-
lichen Besatzungsmächten einen Bonus." (Plato/Leh 1997, S. 81) 

 

Auch die beruflichen Biographien von Fürsorgerinnen zeigten kaum Ein-

schnitte, das "Dritte Reich" ging an den meisten von ihnen zäsurlos vorbei, 

wie bei Frau S. (Jg. 1924), die noch während des Zweiten Weltkrieges eine 

Ausbildung zur Volkspflegerin begann und nach 1945 als Fürsorgerin in der 

freien Jugendwohlfahrt tätig war. 

 

 Während der Nachkriegszeit übernahm im Bereich der Rheinischen Pro-

vinzialverwaltung3 die britische Militärregierung bis zur Gründung der BRD 

im Jahre 1949 die Aufsicht über das Erziehungswesen, und damit auch über 

die Jugendfürsorge und das Heimwesen. Der Einfluss der Militärregierung 

beschränkte sich weitgehend auf die Kontrolle über Aufbau und Fortgang des 

deutschen Erziehungswesens. 

 Die Nord-Rheinprovinz war verpflichtet, die britische Militärregierung 

regelmäßig über den Stand der Arbeit im Erziehungswesen, u.a. über die 

                                                                                                                        
im Diözesan-Caritasverband Köln, von 1952-1955 erneut Leiter der Abteilung 
Jugendwohlfahrt im NRW-Sozialministerium, sowie kurzzeitig Leiter des LJA. 
3Vorgänger des LVR, der im Jahre 1953 gegründet wurde. Nach 1945 war die Rheinische 
Provinzialverwaltung im Oberpräsidium Nordrhein aufgegangen, die bisher in 
kommunaler Eigenverantwortung durchgeführten Aufgaben waren Teil der staatlichen 
Verwaltung geworden. Dieses 'staatliche' Zwischenspiel endete mit der Gründung des 
LVR im Jahre 1953. (Vgl. Kahlfeld 1994, S. IX) 
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Jugendverwahrlosung und -kriminalität und Erziehungsheime, zu infor-

mieren.  

 Da die deutschen Gerichte im Rheinland bis Dezember 1945 ruhten, über-

nahmen in der Zwischenzeit britische Militärgerichte die Verurteilung ju-

gendlicher Straftäter und nutzten aufgrund der Zerstörung der Jugendarreste 

oftmals die Erziehungsheime, um straffällige Jugendliche kurzfristig 

einzuweisen.4 In den späten vierziger Jahren standen in der Nord-

Rheinprovinz für vom Militärgericht verurteilte weibliche Jugendliche das 

Düsseldorfer Dorotheenheim für evangelische Mädchen und das Düssel-

dorfer Christi-Hilf-Heim für katholische Mädchen zur Verfügung.  

 Die gängige Praxis der britischen Militärregierung, jugendliche Straftäter 

für kurze Zeit in Fürsorgeerziehung zu überweisen, brachte zusätzliche Un-

ruhe in den Heimalltag.5 Viele Verurteilungen weiblicher Jugendlicher er-

folgten lediglich aufgrund kleinerer Delikte, wie Übertretung des Ausgeh-

verbotes, Besuch von Tanzveranstaltungen und Diebstahl von Lebensmitteln 

oder Garn6 und waren damit nicht unbedingt "Ausdruck einer Verwahr-

losung".7 Die eingewiesenen Mädchen entsprachen oftmals nicht der üblichen 

Klientel der Erziehungsheime, sondern ihre jugendlichen Straftaten waren 

neben pubertären Erscheinungen, wie Fälschung von Ausweispapieren, um 

Tanzveranstaltungen zu besuchen, vor allem Ausdruck der allgemeinen wirt-

schaftlichen Not. 

 

 Die deutsche Behörde sah die Arbeit der Erziehungsheime durch die gän-

gige Praxis der Militärregierung gefährdet und stellte die eigentliche Bedeu-

tung der Fürsorgeerziehung als Erziehungsmaßnahme deutlich heraus: 

 
" ... Die deutsche FE ist eine reine Erziehungsmassnahme, die für verwahr-
loste oder gefährdete Jugendliche sowohl innerhalb eines Strafverfahrens 
durch den Jugendstrafrichter als auch ausserhalb eines Strafverfahrens 
durch den Vormundschaftsrichter angeordnet werden kann. Im Strafver-
fahren greift FE dann Platz, wenn die strafbaren Handlungen ein Anzeichen 

                                                
4Das Alter der Strafmündigkeit wurde wieder von zwölf auf 14 Jahre hinaufgesetzt und 
das JGG von 1943 - bis auf einige rein nationalsozialistische Inhalte - kaum verändert 
wieder eingeführt. 
5Vgl. ALVR 38732, Schreiben Verwaltung des Provinzial-Verbandes an Kreis- und 
Stadtjugendämter der Nordrhein-Provinz v. 12.12.1945, unpag. 
6Vgl. HStA BR 1058-152, Monatsberichte über Jugendkriminalität, 1947, unpag. 
7ALVR 13919, Bericht Oberpräsident der Nordrhein-Provinz an Militärregierung der 
Nord-Rheinprovinz, 13.9.1945, Bl. 53. 
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einer Verwahrlosung oder Gefährdung sind, jedoch nicht Bestrafung aber 
Erziehung notwendig erscheint. "8 

 

 Aufgrund der noch unklaren gesetzlichen Lage kam es im Bereich der 

Fürsorgeerziehung und Jugendgerichtshilfe wiederholt zu Überschneidungen 

im Zuständigkeitsbereich. Erst 1948 sollte die Einführung neuer Formblätter 

bei den Jugendgerichten bisherige Unklarheiten und Verwechselungen bei 

der Unterbringung von Jugendlichen in Erziehungsheim oder Haftanstalt be-

enden:  

 
" ... Es kann nunmehr bei der Zuführung von Jugendlichen, die durch 
Militärgericht verurteilt worden sind, kein Zweifel mehr auftreten, ob es 
sich jeweils um einen Fall für die Unterbringung in einem Erziehungsheim 
oder in einer Haftanstalt handelt. Ich bitte, die bei der Zuführung eines Ju-
gendlichen vorgelegten Papiere daraufhin zu überprüfen. Sollte trotzdem 
den Fürsorgeerziehungsheimen ein zu Haft verurteilter Jugendlicher zuge-
führt werden, so bitte ich jeweils nach einer angemessenen Beobachtungs-
zeit hierher zu berichten, ob ein weiterer Verbleib in den Fürsorge-
erziehungsheimen befürwortet wird ..." 9 
 

Die Nähe von Fürsorgeheim und Gefängnis blieb nicht nur im Bewusstsein 

der Bevölkerung bestehen, sondern wurde auch von zeitgenössischen 

Praktikern der Jugendfürsorge zunehmend kritisiert.10 Trotz aller 

Bemühungen zeigte die Fürsorgeerziehung in der Praxis weiterhin ihren 

Charakter als staatlich angeordnete Zwangsmaßnahme. 

 
" ... Wenn aber die sichere Erwartung besteht, dass bei der Überführung in 
die FE der Jugendliche oder seine Angehörigen Widerstand leisten werden, 
so bestehen keine Bedenken, zur Durchführung der Massnahme von vor-
neherein polizeilichen Schutz in Anspruch zu nehmen. ... Es ist aber streng 
darauf zu halten, dass auch dann uniformierte Polizeibeamte nur im 
äussersten Notfall verwendet werden ... Sofern durch die Mitteilung des 
Unterbringungsortes des Jugendlichen an Eltern oder sonstige Erziehungs-

                                                
8ALVR 13919, Schreiben an die Militärregierung der Nord-Rheinprovinz vom 
Oberpräsidenten der Nord-Rheinprovinz v. 13.09.1945 betr. Maßnahmen gegen 
straffällige Jugendliche, Bl. 30. 
9HStA NW 41-5, Schreiben Jugendwohlfahrt an Provinzial-Erziehungsheime, 
Dorotheenheim. Christi Hilf v. 4.8.1948 betr. Einführung neuer Formblätter, Bl. 60. 
10Vgl. ALVR 14140, Bericht über die Tagung 'Zusammenarbeit zwischen 
Vormundschafts- und Jugendrichter, JA und Erziehungsanstalt' am 24.8.1948 im Prov. 
Erziehungsheim Fichtenhain Krefeld, Bl. 473-479, hier ab Bl. 473. 
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berechtigte der Erziehungszweck gefährdet erscheint, ersuche ich, den An-
gehörigen den Unterbringungsort nicht bekanntzugeben ..." 11 

 

1.2 Alltagsprobleme der Erziehungsheime in der Nachkriegszeit 

 

 Da die meisten Erziehungsheime nicht voll belegt waren, erkundigten sich 

auch deutsche Behörden, ob der Platz nicht anderweitig genutzt werden 

könne. Viele Heime lehnten die Anfragen deutscher Behörden ab, um das 

stille Einverständnis zwischen Besatzungsmacht und Erziehungsheimen nicht 

zu gefährden.  

 
"Zunächst wäre der entscheidende Gesichtspunkt, dass das teils ausge-
sprochene, teils stillschweigende Eingeständnis der Besatzungstruppen, 
dass sie unsere Häuser nicht in Anspruch nähmen, um unsere Arbeit unge-
stört zu lassen, von uns nicht gefährdet werden dürfte dadurch, dass wir 
unsererseits Räume für deutsche Behörden zur Verfügung stellten."12 

 

 Da in den folgenden Jahren mit einer erhöhten Zahl von Überweisungen in 

die Fürsorgerziehung aufgrund der wachsenden Jugendverwahrlosung und 

-kriminalität gerechnet wurde, konnten die meisten Mädchenheime den 

vielerorts geplanten Zweckentfremdungen, z.B. für die Alten- und 

Krankenpflege, und Beschlagnahmungen durch die britische Militär-

regierung entgehen.13 

 
"... Da durch die Kriegsereignisse Erziehungsheime völlig zerstört und an-
dere schwer beschädigt sind, ist es mir unmöglich, auf die Plätze in Haus 
Nazareth zu verzichten. Bei dem Ansteigen der Jugendverwahrlosung muss 
mit einer erhöhten Zahl von Überweisungen zur Fürsorgeerziehung 
gerechnet werden ... "14 

 

 Die befürchtete Heimplatznot wurde infolge der neuen Zoneneinteilungen 

der Besatzungsmächte durch den Wegfall zahlreicher Plätze in vor 1945 be-

legten Erziehungsheimen verschärft. Nach Kriegsende wurden die Bezirke 

Koblenz und Trier von der Rheinprovinz abgetrennt und gingen an das Land 

                                                
11ALVR 14033, Formblatt v. 1947, Bl. 512. 
12Archiv Diakonisches Werk, Bestand Ohl 73.5.2, Schreiben Ohl vom 26.6.1945, unpag. 
13Archiv Diakonisches Werk, Bestand Ohl 73.5.2, Ohl vom 26.6.1945, unpag.  
14HStA BR 1029-9, Schreiben der FE-Behörde der rheinischen Provinzialverwaltung, Dr. 
Saarbourg v. 23.10.1945 an das Landratsamt Erkelenz, unpag. 
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Rheinland-Pfalz über. (Vgl. Jans/Beurmann 1963, S. 80)15 Zahlreiche Heime 

(in Oberbieber, Wolf, Mayen, Föhren, Boppard, Helenenberg bei Trier etc.) 

gehörten nach Kriegsende zur französisch besetzten Zone. (Vgl. 

Jans/Beurmann 1963, S. 50)  

 

 Am 1.4.1946 befanden sich 9200 Minderjährige in der Fürsorgeerziehung 

im Rheinland.16 In der Nordrhein-Provinz standen im Jahr 1946 vier Pro-

vinzialheime und 33 Heime kirchlicher Träger und in Westfalen ein Landes-

provinzialheim und 44 Heime kirchlicher Träger zur Unterbringung von 

Minderjährigen in FE und FEH zur Verfügung.17 Im Bezirk Nordrhein be-

fanden sich alle Heime für Mädchen unter kirchlicher Führung. Vorüber-

gehend wurde von 1950 bis 1960 ein Provinzialerziehungsheim für schul-

entlassene Mädchen - Haus Hall in Ratheim (Kreis Erkelenz) - eingerichtet, 

weil bei den freien Trägern nicht genügend geeignete Plätze zur Verfügung 

standen. (Vgl. Jans/Beurmann 1963, S. 51)18  

 
"Wären die Träger der privaten Heime nicht gewillt oder in der Lage, die 
Durchführung der Heimerziehung im Rahmen der FE oder FEH ord-
nungsgemäss zu gestalten, so müssten behördliche Heime bereitgestellt 
werden." 19 

 

 Die Behörden arbeiteten eng mit den freien Trägern zusammen. Sie er-

ließen Richtlinien für die Erziehung, deren Ausgestaltung allerdings weit-

gehend eigenverantwortlich bei den Heimen lag. (Vgl. Bock 1960, S. 58) 

Das LJA als Heimaufsichtsbehörde vermittelte den Erziehungsheimen 

wissenschaftliche pädagogische Erkenntnisse und entsprechende Praxisan-

leitungen.20  
                                                
15Das Rheinland umfasste die historische Landschaft beiderseits des Mittel- und 
Niederrheins, die ehemalige preußische Rheinprovinz. Von 1822 bis 1945 bestand die 
preußische Provinz, die das links- und rechtsrheinische Gebiet von Nahe und Wied bis zur 
Grenze der Niederlande. Nach 1945 wurde das Gebiet auf die Länder Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-Pfalz und das Saarland aufgeteilt. 
16In den Statistiken gibt es leider keine Unterteilung nach Geschlechtern. (Vgl. Kahlfeld 
1994, S. V) 
17Statistik ALVR 13941, Bl. 135. 
18HStA NW 169-7, Schreiben des Landesverbandes Innere Mission Rheinland an den RP 
v. 21.6.1958, unpag. 
19HStA NW 61, 59/60, Zuschüsse/Neubauten von Erziehungsheimen, Schreiben Direktor 
LVR an Arbeits- und Sozialminister des Landes NRW v. 13.3.1956, unpag. 
20Vgl. HStA NW 61-61, Schreiben LVR an Arbeits- und Sozialminister NRW v. 
24.8.1956 betr. Förderung von Heimen und Tagesstätten der Jugendfürsorge, unpag. 
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"Ich denke, die haben uns auch so'n bisschen immer wieder auf den Weg 
gebracht und wir sind mitgegangen ... Damals, als die Wohneinheiten ge-
baut wurden, waren wir eins der ersten Heime, was die Wohngruppen 
hatte. Die anderen zogen dann nach. So das, was man uns riet, wir könnten 
das machen oder die Jugendlichen könnten besser erfasst werden oder ge-
fördert werden, da sind wir auch ein Stück mitgegangen, insofern sind wir 
durch das LJA zum Teil sehr gut getragen worden." (Interview Schwester 
A.) 

 

 Nach dem Krieg befanden sich die meisten Heime in einem sehr 

schlechten baulichen Zustand. Obwohl sie zwar notdürftig wieder hergestellt 

wurden, blieben sie in Bausubstanz und Ausstattung marode und veraltet, 

nicht zuletzt, weil sie seit Beginn der Wirtschaftskrise in den dreißiger Jahren 

nur noch mit dem Notwendigsten zur Aufrechterhaltung des laufenden 

Betriebes versorgt worden waren. (Vgl. Jans/Beurmann 1963, S. 55) 

 

Die Wiederherstellung der Kinder- und Fürsorgeheime im Rheinland schritt 

aufgrund fehlender finanzieller Mittel recht langsam fort: 
 

"Von den 25 Kinderheimen (der Inneren Mission) und Fürsorgeheimen 
waren 10 total zerstört oder schwer beschädigt, 6 leichter in Mitleiden-
schaft gezogen. Von diesen 16 sind 12 im wesentlichen wieder in Gang ge-
bracht. Aber auch ihre Aufnahmefähigkeit ist noch nicht in vollem Umfang 
wieder hergestellt wie früher ..." 21 

 

1.2.1 Die gesellschaftliche Lage und ihre Auswirkungen auf die Heim-

erziehung 

 

 Bis sich die gesellschaftlichen Verhältnisse Ende der vierziger Jahre 

einigermaßen stabilisiert hatten, gehörten Schwarzmarkthandel, Schmuggel 

und Prostitution zum Alltag der Bevölkerung, und damit auch zu den 

Schwerpunkten der Jugendgefährdung. Neben einer desolaten 

gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Situation galt die familiäre Zerrüttung 

als problemverschärfender Kontext für die Verwahrlosung von Kindern und 

Jugendlichen. In den Nachkriegsjahren verlor die Familie vorübergehend ihre 

stabilisierende Funktion als soziale Kontrollinstanz und wurde als 

                                                
21HStA NW 42-120, Schreiben Ohl an Militärregierung v. 8.12.1946. Otto Ohl (1886-
1973) von 1912-1949 Vereinsgeistlicher des Rheinischen Provinzialausschusses, 1949-
1963 Geschäftsführender Direktor der Rheinischen Inneren Mission. 
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kriminogener Faktor eingeschätzt. (Vgl. Wolf/Egelkamp/Mulot 1997, S. 32) 

Nach dem Krieg wuchsen viele Kinder ohne Väter auf. In anderen Fällen 

hatten sich Ehepaare durch den Krieg oder eine lange Kriegsgefangenschaft 

des Mannes einander entfremdet oder besaßen eine zu unterschiedliche 

Vorstellung über ihr weiteres Leben, so dass die Zahl der Ehescheidungen 

anstieg. 22 

 
"Als Folge einer solchen innerfamiliären Zerrüttung in einer ökonomischen 
Ausnahmesituation werden allgemein eine signifikante 
'Jugendverwahrlosung', die hohe Jugend- und Frauenkriminalität 
(besonders bei geschiedenen oder verwitweten Frauen) und die wachsende 
Prostitution konstatiert." (Plato/Leh 1997, S. 48) 

 

 Aufgrund der Kriegsfolgen - zerrüttete Familien, schlechte Wohnver-

hältnisse, Armut - stieg die Zahl der weiblichen Fürsorgezöglinge in der 

Nordrhein-Provinz stark an: von 1299 Überweisungen in FE/FEH im Jahre 

1946 auf 1534 im Jahre 1949.23 Bald überstiegen die Zahlen der in Öffent-

liche Erziehung überwiesener Minderjähriger die Aufnahmekapazität der 

Heime. (Vgl. Jans/Beurmann 1963, S. 52) 

 

 In den ersten Nachkriegsjahren führten die Heime einen täglichen Kampf 

ums Überleben. Es fehlte vor allem an Brennmaterial, Nähgarn, Wäsche, 

Nahrungsmittel und Medikamenten.24  

 
" ... Nicht nur Kartoffeln fehlen gänzlich, auch Medikamente zur Heilung 
sind äusserst knapp und nicht in der erforderlichen Qualität zu beschaffen, 
so dass die Gesundung der geschlechtskranken Schützlinge sich oft über 
Wochen, ja Monate hinaus zieht ..." 25 

 

Die Auswirkungen dieser Notzeiten auf das alltägliche Heimleben waren un-

übersehbar: 
 

                                                
22Scheidungsquote 1939: 8,9 v.H., 1947: 16,8 v.H. und 1948: 18,8 v.H. der Ehen. Vgl. 
Wolff/Egelkamp/Mulot 1997, S. 33. 
23Siehe Jans/Beurmann 1963, S. 44, Tabelle 9. 
24HStA NW 42-120, Bericht Rheinische Provinzialausschluss für innere Mission an 
britische Militärregierung vom 10.6.1946, Bl. 194. 
25Archiv Diakonisches Werk, Bestand Ohl 73.6.4, Schreiben Dorotheenheim Neujahr 
1946 an Freundeskreis des Hauses, unpag. 
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"... Abgesehen von bedenklichen Gewichtsabnahmen, die wir trotz aller 
Bemühungen, die Ernährung mit den vorhandenen Mitteln gut und aus-
reichend zu gestalten, feststellen, mußten, erkrankten 1946 an Gelbsucht 
11 und an Tuberkulose 6 Mädchen, während in den beiden Vorjahren beide 
Krankheiten nur je einmal auftraten."26 

 

1.2.2 Jugendverwahrlosung, vagabundierende und geschlechtskranke 

Zöglinge 

 

 In der Nachkriegszeit wurden viele minderjährige Mädchen schwanger 

oder litten an Geschlechtskrankheiten. Im Heim wurden geschlechtskranke 

Zöglinge in geschlossenen Abteilungen untergebracht, um sie als weitere 

Infektionsquelle auszuschließen. 
 

"Die größte Krankheitsnot und ein ungeheures Maß an Arbeit erwuchs uns 
durch die ab August 1945 zugeführten geschlechtskranken Mädchen. Es 
wurden insgesamt in 16 Monaten 186 Kuren durchgeführt, davon 72 Sy-
philiskuren."27  

 

Bereits im Jahre 1946 wurde eine zunehmende sittliche "Verwahrlosung" von 

Mädchen konstatiert.  
 
" ... Bei den schulentlassenen Mädchen sind es vor allem neben den Eigen-
tumsdelikten Erscheinungen geschlechtlicher Haltlosigkeit und Ver-
wilderung, die zur Einweisung führen."28 

 

Gerade in Kriegs- und Krisenzeiten bildete die weibliche Sexualität eine 

Projektionsfläche für gesellschaftliche Ängste. (Vgl. Benninghaus 1999, S. 

19) Der Anstieg unehelicher Geburten und die zunehmenden (sexuellen) 

Kontakte zu Besatzungssoldaten wurden moralisch verurteilt und galten auch 

nach 1945 als Verrat am deutschen Volk.29 Der (sexuelle) Kontakt zu Be-

satzungssoldaten blieb bis Anfang der fünfziger Jahre ein Grund, um 

                                                
26Archiv Diakonisches Werk, Bestand Ohl 73.4.9, Bericht zur Verwaltungsrat-Sitzung am 
21.1.1947 über die Jahre 1944-1946, Heime Bethesda und Boppard, unpag. 
27Archiv Diakonisches Werk, Bestand Ohl 73.4.9, Bericht zur Verwaltungsrat-Sitzung am 
21.1.1947 über die Jahre 1944-1946, unpag. 
28HStA NW 42-120, Schreiben Ohl an britische Militärregierung v. 8.12.1946, Bericht 
über Stand der Arbeit der Inneren Mission in der Nordrhein-Provinz, hier Bl. 13. 
29Viele Deutsche verurteilten diese Mädchen als 'Flittchen', doch auch in den Augen der 
Besatzer galten diese Beziehungen anfänglich als unpatriotisch. 
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Mädchen als sittlich verwahrlost zu stigmatisieren und sie in Fürsorge-

erziehung zu überweisen.30 
 
"Bei den Mädchen liegt die schwere Verwahrlosung vornehmlich auf 
sexuellem Gebiet. Sie sind zuchtlos, haben schnell Anschluß an die Sol-
daten der Besatzung, sind ... oft so widerspenstig, dass gefängnismäßige 
Unterbringung nicht zu umgehen ist."31 

 

Frau S., ehemalige Fürsorgerin, berichtet über die "sittliche Verwahrlosung" 

von Mädchen während der Besatzungszeit: 

 
"Ja, äh, na ja, wie soll man sagen, also sie fingen an zu laufen, sie blieben 
nicht Zuhause, sie blieben über Nacht weg, sie hatten unmögliche Bekannt-
schaften. Sie tauchten irgendwo unter, dann war die Zeit der Besatzung, 
viele Mädchen in der damaligen Zeit hauten ja ab in den Bereich Frankfurt. 
Hatten wir viele, die dann da aufgegriffen wurden oder auch nie wieder 
auftauchten und dann auf den amerikanischen Stützpunkten, z.B. war der 
große Baumholder, da tauchten die einfach unter, und hörte man nichts, 
aber irgendwann tauchten sie wieder auf, ne." (Interview Frau S., ehe-
malige Fürsorgerin, Jg. 1924) 

 

Ein typisches Beispiel: Johanna (Jg. 1929) wurde durch das Englische Mili-

tärgericht in ein Erziehungsheim überwiesen, weil sie Anfang 1946 mit einer 

Freundin in der Wohnung eines englischen Soldaten nach der Sperrzeit ange-

troffen wurde, angeblich um seine Sachen zu stopfen. Da sie gefälschte Per-

sonalpapiere bei sich trug, wurde sie zu sechs Monaten Haft verurteilt, wobei 

von einem Gefängnisaufenthalt abgesehen und sie stattdessen in ein Er-

ziehungsheim überwiesen wurde. Das Heim schrieb am 17.1.1946 über Jo-

hannas äußere Erscheinung: Sie  
 

"... wirkt aber in ihrer ganzen Erscheinung, obwohl sie nicht auffallend ge-
kleidet ist, unangenehm, beinahe dirnenmäßig, wozu die abrasierten Augen-
brauen und der verlebte Gesichtsausdruck stark beitragen." 

 

 Der Umgang weiblicher Zöglinge mit britischen Soldaten wurde von den 

Heimen missbilligt und strengstens untersagt. Die liberalere Einstellung der 

Militärregierung, die hin und wieder erlaubte, dass Soldaten 'ihre Mädchen' 

                                                
30In der Nachkriegszeit wurden mehr als ein Zehntel aller Kinder unehelich geboren. 
(Vgl. Trost 1966, S. 11) 
31ALVR 13999, Niederschrift Versammlung AFET in Vlotho vom 27.07.1946, Bl. 429. 
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im Heim besuchen durften, widersprach den Hausordnungen der Erziehungs-

heime und galt als "erzieherisch bedenklich".32 Gegen die freie Handhabung 

der Militärregierung konnte sich die Heimleitung jedoch nicht durchsetzen 

und sich lediglich an die Fürsorgeerziehungsbehörde wenden: 

 
"... kehrte der Engländer zurück und verlangte die B. zu sprechen. Auf die 
Einwendungen der Pförtnerin, dass es sich um einen Fürsorgezögling 
handele und der Besuch männlicher Personen nicht zugelassen werden 
dürfe, schob er die Schwester beiseite und suchte mit Gewalt und unter 
Drohungen, ins Haus einzudringen ... Wir machten nochmals darauf auf-
merksam, dass ein Besuch unserer Zöglinge durch junge Männer nicht er-
laubt sei. Die Militärregierung ordnete jedoch an, den Engländer zuzu-
lassen, damit derselbe die E.B. für eine halbe Stunde allein sprechen könne. 
Tatsächlich erschien derselbe kurz darauf mit der anliegenden Be-
scheinigung. Er wurde dann auch zugelassen. Ein grosser Teil der in letzter 
Zeit eingelieferten Zöglinge ist bereits mit Engländern gelaufen. Er-
zieherisch wäre es sehr bedenklich, wenn sich ähnliche Fälle wiederholen 
würde, indem die Engländer ihre in Heimerziehung untergebrachten 
Mädchen weiterhin besuchen dürften."33 

 

 Die Erziehungsheime waren nicht nur mit schwangeren und geschlechts-

kranken Mädchen, sondern auch mit dem Elend von vagabundierenden und 

heimatlosen Kindern und Jugendlichen konfrontiert.34 Die vagabundierende 

Jugend, deren Herumziehen ebenfalls als Ausdruck ihrer Bindungslosigkeit 

interpretiert wurde, wurde zum Massenproblem. Dem Anwachsen der 

vagabundierenden, heimatlosen und kriminellen Jugend versuchte der Staat 

durch strenges Eingreifen Herr zu werden. Der Aufenthalt im 

Erziehungsheim sollte die orientierungslose, leicht beeinflussbare Jugend 

wieder festigen. Obwohl 1945 die Landesjugendämter der britischen Zone 

die sogenannten Nenndorfer Richtlinien erließen und die Finanzierung 

entsprechender Einrichtungen ermöglichten, um den Strom der wandernden 

und verwahrlosten Jugendlichen einzudämmen, blieb die vagabundierende 

Jugend bis Ende der vierziger Jahre ein besonderes Problem. (Vgl. 

Kenkmann 1996, S. 219)  

                                                
32ALVR 14105, Schreiben Oberin St. Agnes-Stift Bonn an FEB vom 24.11.1945, Bl. 220. 
33ALVR 14105, Schreiben Oberin St. Agnes an FEB v. 24.11.1945, Bl. 220. 
34Durch den Zweiten Weltkrieg hatten ca. 1,6 Mill. Kinder Eltern/-teile verloren, ca. 
80.000 bis 100.000 zogen eltern- und heimatlos umher. (Vgl. Peukert 1990, S. 34) 
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 Sehr rasch wollte man - mit Billigung der Besatzungsmächte - auf re-

pressive Maßnahmen, wie Arbeitserziehungsgesetz, Bewahrungsgesetz35, 

Geschlechtskrankengesetz zurückgreifen. Bereits Anfang des Jahres 1947 

kursierten in den Fachkreisen der Fürsorge wieder Entwürfe zu einem Be-

wahrungsgesetz und zu einer Verordnung über die Einrichtung von Arbeits-

erziehungsheimen.36 Im Jahre 1948 gingen beim Sozialministerium zahlreiche 

Anfragen ein, ob im Rheinland noch Arbeitshäuser für weibliche Personen 

über 21 Jahre zur Verfügung ständen. Da die ehemalige Arbeitsanstalt Brau-

weiler seit Kriegsende nicht mehr in Betrieb war, bestanden zu dieser Zeit 

keine Möglichkeiten zur Unterbringung. 37 Erst Ende 1949 wurde die Ar-

beitsanstalt wieder in Betrieb genommen, in einer gesonderten Abteilung 

wurden zunächst schwererziehbare Jungen, ab Anfang der fünfziger Jahre 

auch schwererziehbare Mädchen aufgenommen.38 

 

1.3 Die Situation der Zöglinge nach 1945 

 

 Für Fürsorgezöglinge, die sich bei Kriegsende in Öffentlicher Erziehung 

befanden, bedeutete der Zusammenbruch des "Dritten Reiches" keineswegs 

einen Einschnitt oder Neubeginn. Sie blieben weiterhin in der Obhut der 

Fürsorgeerziehungsbehörde, eine Überprüfung der während des National-

                                                
35Neben FE und FEH standen auch die sogenannte Gefährdeten- und Bewahrungsfürsorge 
als Maßnahmen der Jugendfürsorge zur Verfügung. Zahlenmäßig waren beide 
Maßnahmen für das Rheinland eher unbedeutend. Zu weiteren Definitionen vgl. Kahlfeld 
1994, S. V. 
36Dass ein entsprechendes Bewahrungsgesetz - 1950 im Bundestag verhandelt - nicht 
verabschiedet wurde, war auf eine entspanntere Wirtschaftslage der fünfziger Jahre und 
den Wiederaufbau von Erziehungsanstalten zurückzuführen. (Vgl. Kuhlmann 1989, S. 
249) 
37ALVR 14111, Schreiben Oberstadtdirektor Aachen an Sozialminister v. 13.3.1948, Bl. 
335. 
38Die Arbeitsanstalt bestand aus sieben Abteilungen: einem Altenheim, einer 
Kinderstation, einer Trinkerheilanstalt, dem Provinzial-Erziehungsheim Dansweilerhof 
für männliche Fürsorgezöglinge, je einem Arbeitshaus für Männer und Frauen und dem 
Frauenheim Freimersdorf. Es wurden u.a. wegen Bettelei, Landstreicherei und Prostitution 
verurteilte, sowie geschlechtskranke Frauen aufgenommen. Auch Rosemarie Nitribitt 
wurde Anfang der fünfziger Jahre als Fürsorgezögling in das Frauenheim eingewiesen. 
Anlässlich eines Besuches von nordrhein-westfälischen Landtagsabgeordneten 1953 
wurden "Zustände wie im Mittelalter" festgestellt. Bereits seit 1890 standen die 
Anstaltsdirektoren wegen Machtmissbrauch und unmenschlicher Behandlung der Insassen 
(mit Zwangsjacken, Mundbinden, Arrestzellen, Prügelstrafen, Nahrungsentzug) 
wiederholt im Feuer öffentlicher Kritik. Nach einer Strafrechtsänderung wurde die Anstalt 
1969 zu einer Klinik für Psychiatrie, die bis Ende der siebziger Jahre existierte. (Vgl. 
Keiffenheim 1998, S. 119 ff.)  
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sozialismus getroffenen Fürsorgebeschlüsse blieb bis auf wenige Ausnahmen 

nach 1945 aus. (Siehe auch unter I 4.5.) 

 

 Das Wissen um ihre unveränderte Lage nach Kriegsende drückte sich bei 

vielen Zöglingen in Unverständnis und Aufbegehren aus. Die Zahl der Ent-

weichungen aus den Heimen stieg in den Jahren 1945 und 1946 stark an. Die 

Mädchen wollten sich endlich dem staatlichen Zwang der Fürsorgeerziehung 

und des Heimes entziehen und ein neues, 'freies' Leben beginnen. Auch für 

sie persönlich sollte 1945 das Jahr der Befreiung und des Neubeginns 

werden. Viele von ihnen versuchten, die Wirren der Zeit zur Flucht auszu-

nutzen, wurden allerdings in den meisten Fällen nach Entweichungen zur 

Fahndung ausgeschrieben und wieder in die Erziehungsheime zurückgeführt. 

 

"Bei einer Durchschnittsbelegung von 190 Mädchen hatten wir in den 
Jahren 1942 einschließlich 1944 jährlich 25 Entweichungen; 1945 dagegen 
bei einer Durchschnittsbelegung von 150 Mädchen 52 Entweichungen und 
1946 bei einer Durchschnittsbelegung von 148 Mädchen 91 Ent-
weichungen. Zwei Drittel der Entwichenen wurden zurückgeführt ... Aber 
nicht nur die Ablehnung gegen die zwangsweise Einweisung in Heim-
erziehung, die wir auch früher schon empfunden haben, ist schwer tragbar, 
doppelt, weil sie je stärker sie zum Ausdruck gebracht wird, je an-
steckender auf diese labilen Mädchen wirkt, sondern noch viel be-
drückender für den Erzieher ist die Hemmungslosigkeit in der Wahl der 
Mittel, ihr Vorhaben durchzusetzen. Nicht nur gewaltsames Zerstören von 
Fenstern und Türen, sondern auch eine Kaltblütigkeit in der Hintergehung 
der Erzieherin - immer unter Zuhilfenahme von Lüge und Betrug - schlagen 
täglich unseren ersten Bemühen, die Vertrauensbasis zu stärken, ins Ge-
sicht."39  

 

Die Nachkriegszeit stellte hohe Ansprüche an die Geduld und das pädago-

gische Geschick der Erzieherinnen. Viele Heime standen den Entweichungs-

versuchen hilflos gegenüber, die althergebrachten, autoritären Erziehungs-

methoden schienen in diesen Fällen zu versagen. 

 
" ... Häufig gehen heute Beschwerden bei den JÄ über die Zustände im 
Heim ein. Viele derselben sind zeitbedingt und eine Besserung tritt mit 
Besserung der Wirtschaftsverhältnisse ein ... Wichtiger als alle äusseren 
Dinge ist aber der Geist, der im Heim herrscht ... Die Prügelpädagogik der 

                                                
39Archiv Diakonisches Werk, Bestand Ohl 73.4.9, Bericht zur Verwaltungsrats-Sitzung 
am 21.1.1947 über die Jahre 1944-1946, Heime Bethesda und Boppard, unpag. 
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letzten Jahre ist grundsätzlich abzulehnen ... Keine noch so hohen Mauern 
und starken Vergitterungen werden die Entweichungen aber verhindern 
können ..." 40 

 

 Grundsätzlich wurden Entweichungen aus Heim und Dienststellen als 

Bindungslosigkeit interpretiert und den weiblichen Zöglingen als Versagen 

ausgelegt. Sie wurden als undiszipliniert und verwahrlost beurteilt und ihr 

Verhalten nach ihrer Ergreifung mit einer erneuten Heimeinweisung sank-

tioniert. 

 Nach Jahren des Leids und zahlreicher Entbehrungen herrschte unter den 

Jugendlichen nicht nur ein Gefühl von Traumatisierung und Orientierungs-

losigkeit, sondern auch ein Gefühl des Überlebthabens und einer gewissen 

Leichtigkeit. Die Lebensgier der Nachkriegsjugend war groß, sie wollte 

nachholen, was ihr durch den Krieg entgangen war, hierzu gehörte auch ein 

Bedürfnis der weiblichen Jugendlichen nach Vergnügungen. Diese zeitbe-

dingten Erscheinungen wurden, einhergehend mit einem Verlust von Moral 

und Religiosität, von den Heimerzieherinnen als "satanische Kräfte" ver-

urteilt, denen man mit der Kraft Gottes und einer entsprechend christlich 

orientierten Erziehung entgegenwirken wollte: 

 
"Die vagabundierende Jugend, die sich uns in so vielen unserer jetzigen 
Mädchen vorstellt, kennt keine Bindungen. Sie will erleben und möglichst 
mühelos genießen. Solide Arbeit zu erlernen, um auf geordnete und zu-
lässige Weise später das eigene Brot selbst verdienen zu können, lehnen sie 
lange Monate nicht nur ab, sondern halten es für dumm und verächtlich. 
Religiöses Wissen, geschweige denn eine religiöse Grundlage ist kaum 
mehr zu finden, wohl aber eine oft recht erfreuliche Aufgeschlossenheit für 
religiöse Dinge, aber leider nur für den Augenblick des Darbietens. Eine 
Tiefenwirkung ist bei den völlig verflachten Empfindungen und der er-
schreckenden Gemütsarmut nur in seltensten Fällen zu erwarten. Er-
schütternde Beispiele für Schamlosigkeit und Gemütsrohheit ließen uns 
auch hier in der Abgeschlossenheit unseres Heimlebens die furchtbaren 
Folgen dieses Krieges für die einzelne Seele und damit für unser deutsches 
Volksleben erkennen. Wir Erzieher spüren täglich mehr unser Un-
vermögen, diesen entfesselten satanischen Kräften zu begegnen, aber in 
diesem Unvermögen liegt für uns der große Segen, weil es eine um so 

                                                
40ALVR 14140, Bericht über die Tagung "Zusammenarbeit zwischen Vormundschafts- 
und Jugendrichter, JA und Erziehungsanstalt" am 24.8.1948 im Prov. Erziehungsheim 
Fichtenhain Krefeld, Bl. 473-479, hier Bl. 474. 
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stärkere Bindung an die allein maßgebende Wegweisung des Herrn 
Himmels und der Erde erwachsen läßt ..."41  

 

 Auf die persönliche Situation der Zöglinge, ihre Kriegserlebnisse und 

menschlichen Schicksale wollte und konnte man im Rahmen der Heim-

erziehung nicht eingehen. Die seelischen Verletzungen der Mädchen, die der 

Krieg hinterlassen hatte, wurden nicht behandelt. Das Kapitel "Zweiter Welt-

krieg" schien vorüber und über Vergangenes wurde im Heim nicht mehr ge-

sprochen. Vielmehr ging es in den Erziehungsheimen um das Hier und Jetzt, 

den täglichen Überlebenskampf in den ersten Nachkriegsjahren. Vorrangiges 

Ziel war die Wiederherstellung der Anstaltsordnung und die Normalisierung 

des Alltags. Die Mädchen sollten sich wieder willig in die Heimgemeinschaft 

einordnen und 'funktionieren'.  

 Nach einem Stand vom 31.3.1949 befanden sich 4283 männliche und 

4029 weibliche Minderjährige in Fürsorgeerziehung, 886 männliche und 

1073 weibliche Minderjährige wurden im Rahmen der FEH untergebracht. 

Davon befanden sich über die Hälfte in Heimerziehung.42 Zahlenmäßig war 

die Gruppe der Schulentlassenen bis zum 18. Lebensjahr am größten, gefolgt 

von der Gruppe der Schulkinder und der über 18-jährigen.43 

 

2. Familienprinzip statt Massenverwahrung - Erziehungsheime in den 

fünfziger und frühen sechziger Jahren  

 

 Während die Zeit zwischen 1945 und 1955 noch überwiegend von den 

Wirren des Krieges und dem täglichen Überlebenskampf geprägt war, begann 

ab 1955 allmählich der Aufstieg der BRD zu einer neuen Weltwirtschafts-

macht. 

 Als sich in den fünfziger Jahren verstärkt die Familie als Leitbild in der 

Gesellschaft durchsetzte, zeigten sich auch in der Heimerziehung Be-

strebungen, die Gruppen in Erziehungsheimen zu verkleinern und familien-

gerechter zu gestalten. Die Mädchen wurden in kleineren Gruppen (ca. 15-

                                                
41Archiv Diakonisches Werk, Bestand Ohl 73.4.9, Bericht zur Verwaltungsratssitzung am 
21.1.1947 über die Jahre 1944-1946, Heime Bethesda und Boppard, unpag. 
42Bei der FEH wurden 2/3 der Kosten vom LJA und zu 1/3 von den 
Erziehungsberechtigten und im Falle der Bedürftigkeit von den Bezirksfürsorgeverbänden 
getragen. 
43ALVR 38666, Statistik FE in britischen Zone Stand 31.03.1949, aus: Mitglieder-
Rundbrief des AFET, September 1950, unpag. 
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20) von der "Gruppenmutter" und einer weiteren Erzieherin in eigenen 

Wohneinheiten betreut. Vor 1953 hatten nur wenige Heime Ansätze für 

Gruppenwohneinheiten, wo sie bereits vorhanden waren, wie etwa in den 

Provinzialerziehungsanstalten und im Kinder- und Jugendheim Neu-Düssel-

thal, waren sie räumlich viel zu beengt und nach wie vor auf Massen-

versorgung angelegt. 

 
"... da war die Heimbelegung 120 Mädchen. Das war damals gang und 
gäbe in den Heimen der FE und FEH. 6 Gruppen zu 20. Und dann ist das 
aber so gekommen, dass jede Gruppe für sich wie eine Familiengruppe 
Schlafzimmer, sanitären Anlagen, die ganz so, also ich hab' nicht mehr die 
Riesenschlafsäle, wie das früher mal irgendwo war, kennengelernt, sondern 
da waren wirkliche Wohneinheiten für jede Gruppe. Dass die wirklich wie 
eine kleine Gemeinschaft, wenn auch im großen Haus, zusammenwohnten." 
(Interview Schwester E.)44 

 

 Um diese pädagogischen Vorstellungen umzusetzen, begannen ab Mitte 

der fünfziger Jahre zahlreiche Um-, Aus- und Neubauten in 

Erziehungsheimen mit finanzieller Unterstützung des Landschaftsverbandes 

Rheinland und des Arbeits- und Sozialministeriums NRW. 

 
" ... Die ersten bescheidenen finanziellen Unterstützungen zur Über-
windung der Massenunterkünfte und zur Herbeiführung einer jugendge-
mäßen Ausstattung beginnen 1953, dann allerdings mit seinerzeit vorbild-
lichem Einsatz des LVR und des Arbeits- und Sozialministeriums."45 

 

 Zukünftig sollte eine differenzierte und individuelle Betreuung möglich 

sein und die bisherige Anstaltserziehung mit Massenunterkünften abgeschafft 

werden. Obwohl der Landschaftsverband Rheinland bemüht war, bauliche 

Verbesserung der Erziehungsheime zügig voranzutreiben, standen viele 

Heime diesen Neuerungen zuerst skeptisch gegenüber und die baulichen 

                                                
44Schwester A. ist im Jahre 1931 geboren. Von 1951 bis 1952 war sie Praktikantin und 
von 1954 bis 1956 Vorpraktikantin im St. Agnes-Heim. Von 1958 bis 1993 war sie als 
Gruppenleitung tätig, davon von 1973 bis 1991 als Heimleiterin. Schwester E. ist im Jahre 
1937 geboren. Sie trat dem Orden 1955 bei. Von 1962 bis 1996 war sie im St. Agnes-
Heim. Erst als Gruppenleiterin, dann löste sie 1993 ihre Vorgängerin - Schwester A. - als 
Heimleiterin ab. Am 30.6.1996 wurde das St. Agnes-Heim aufgelöst. 
45ALVR Stehordner 2, 437/29 Gedanken zum Forschungsauftrag an Prof. Dr. Hans 
Thomae, Uni Bonn von Dr. Beurmann v. 16.7.1973 "Probleme der Öffentlichen 
Erziehung", unpag. 
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Veränderungen gingen langsam voran.46 Noch bis Ende der fünfziger Jahre 

waren die Umbauten nicht abgeschlossen und das angestrebte Familien-

prinzip noch längst nicht in allen Mädchenheimen verwirklicht. 

 
" ... Die Fertigstellung der Mauer wird eine grosse päd. Verbesserung in-
sofern bedeuten, als dann die Innenmauer fallen wird ... Die Unterteilung 
der grossen Schlafsäle durch Einbau von Hartpappenwände 3/4 hoch ist 
durchgeführt und dadurch eine wesentliche Verbesserung auf den Schlaf-
sälen entstanden. Der Gute Hirte hat auf Anregung des Mutterhauses in 
Frankreich jetzt den dringenden Wunsch, sich den Forderungen der 
Familienerziehung und der lebensnahen Erziehung, wie sie von der FE-
Behörde seit vielen Jahren aufgestellt worden sind, voll und ganz anzu-
passen ..." 47 

 

Auch sieben Jahre später - im Jahre 1959 - berichtete ein Mitarbeiter des LJA 

von seinem Besuch im "Kloster des Guten Hirten" in Aachen: 
 
" ... Während auf dem wirtschaftlichen Sektor verschiedene neue Ein-
richtungen ins Auge fallen erwecken die Räume der Mädchen zum großen 
Teil noch einen ziemlich trostlosen Eindruck. Das gilt insbesondere für die 
großen Gruppenwohnräume und die provisorisch abgeteilten Riesen-
schlafräume ..." 48 

 

3. Zwischen Kontinuität und Veränderung - Heimalltag bis in die sech-

ziger Jahre 

 

3.1 Aufgaben des Heims und Erziehungsziele und -prinzipien 

 

 Am 22.2.1951 forderte der Sozialminister des Landes Nordrhein-

Westfalen erstmalig alle Heime auf, eine schriftliche Fixierung der 

allgemeinen Weisungen, nach denen sich die Erziehung in den einzelnen 

Häusern vollzog, einzureichen. Die dort unter der Bezeichnung "Haus- und 

Strafordnung" vorliegenden Unterlagen der Heime waren zu diesem 

                                                
46Vgl. Archiv Diakonisches Werk, Bestand Ohl 73.6.5, Schreiben LVR v. 28.09.1955 
betr. Maßnahmen zur baulichen Verbesserung von Erziehungsheimen, unpag. 
47ALVR, Heimaufsichtsakte Guter Hirte Aachen, Bericht v. Dienstreise am 5.5.1952 von 
Frau Hopman, unpag. 
48ALVR, Heimaufsichtsakte Guter Hirte Aachen, Bericht Dienstreise des LVR, Dr. Happe 
v. 17.3.1959, unpag. 
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Zeitpunkt weit über 20 Jahre alt und eine Überarbeitung erschien dringend 

notwendig. (Vgl. ALVR 18982)  

 Das Prinzip der Heimdifferenzierung wurde auch nach 1945 unkritisch 

weitergeführt. Nach wie vor waren Erziehungsheime nach Kriterien wie Ge-

schlecht, Konfession, Lebensalter, Gesundheitszustand, Grad der Verwahr-

losung bzw. Erziehungsschwierigkeit und spezielle Erziehungsaufgabe 

differenziert. Innerhalb eines Heimes wurden die einzelnen Gruppen nach 

ähnlichen Kriterien zusammengestellt. 

 In den Mädchenheimen wurde neben der FE auch die FEH durchgeführt, 

wobei die "FEH-Schützlinge" in den Heimen dieselbe 'Behandlung' wie die 

"Fürsorgezöglinge" erhielten. 
 
"Die haben untereinander nicht gespürt, ob sie FEH oder FE waren. Da 
haben wir absolut keine Unterschiede gemacht." (Interview Schwester E.) 

 

Erziehungsheime für (schulentlassene) Mädchen waren in der Regel ge-

schlossene Heime. Nur wenige Heime verfügten über getrennte halboffene 

oder offene Abteilungen, in denen berufstätige und gefestigte Mädchen, die 

einer Tätigkeit in der Stadt nachgingen, untergebracht waren. 

 
"Geschlossene Heime bestehen vor allem heute noch für schulentlassene 
Mädchen und für besonders schwierige Jungen im schulentlassenen Alter, 
z.B. für notorische Ausreißer. Diese Abgeschlossenheit besteht nach dem 
Sinne des Wortes darin, daß die Tür des Heimes abgeschlossen ist." 
(Schulz 1966, S. 290) 

 

Die Heime, die meist am Stadtrand oder auf dem Lande zu finden waren, 

verstanden sich aus ihrer Rettungshaus-Tradition heraus als Schutzraum vor 

möglichen, vor allem sittlichen, Gefahren. Die Heimunterbringung wurde als 

notwendige Milieuveränderung verstanden, was allerdings bei den Zöglingen 

nicht selten zum Verlust sozialer Kontakte, verbunden mit Isolation und Un-

selbständigkeit, führte. Viele Heime erachteten es als förderlich, wenn die 

Mädchen die Gelegenheit nutzten, sich vom elterlichen Milieu abzulösen und 

ein neues Leben zu beginnen. Wie bei Steffi (Jg. 1944) schien eine Heraus-

nahme aus der gewohnten Umgebung erforderlich:  
 
"Würde die Minderjährige in ihre alte Umgebung zurückkehren, so würde 
sie bald wieder in ihre bisherige Lebensgewohnheit zurückfallen, da sie 
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leicht beeinflussbar ist und die Großmutter einen anhaltenden erzie-
herischen Einfluss auf sie nicht ausüben kann." (1961) 

 

 Die Aufgaben und Ziele der Mädchenheimerziehung lassen in ihren 

Grundzügen eine erstaunliche Kontinuität von der Nachkriegszeit bis weit in 

die sechziger Jahre erkennen.49 Fürsorgeerziehung und Freiwillige 

Erziehungshilfe, häufig unter dem Begriff "Öffentliche Erziehung" 

zusammengefasst, blieben auch nach 1945 im wesentlichen Heimerziehung.50 

Anspruch und Aufgabe der Heimerziehung wurden durch das in §1 des 

RJWG (1922) und das JWG (1961) festgelegte Erziehungsrecht geregelt. 

Die Heimunterbringung sollte stets zum Wohle der Minderjährigen erfolgen 

und zu ihrer "leiblichen, seelischen und gesellschaftlichen Tüchtigkeit" 

beitragen. Gesetzliche Grundlage beider Erziehungsmaßnahmen war die 

Feststellung einer latenten oder manifesten Verwahrlosung der 

Minderjährigen.51 Laut ihres Erziehungsauftrages gemäß §1 des RJWG und 

des JWG sollten die Heime vorhandene Erziehungsdefizite ausgleichen. In 

einer vom Sozialministerium im Jahre 1951 herausgegebenen Anweisung für 

die Führung von Heimen für schulentlassene Mädchen hieß es 

dementsprechend: 

 
"Aufgabe der Heime ist es, die ihm anvertrauten Kinder und Jugendlichen 
zu lebenstüchtigen, arbeitswilligen, an Leib und Seele gesunden Menschen 
zu erziehen, die ihrem Gewissen verantwortlich, sich frei für das Gute ent-
scheiden und in die Gemeinschaft einordnen und Kenntnisse und Fähig-

                                                
49Die Masse vorhandener Hausordnungen, allgemeiner Bestimmungen etc. stammte vor 
allem aus den späten vierziger und fünfziger Jahre, ihre Gültigkeit blieb jedoch vielfach 
(in grundsätzlichen Punkten) bis Ende der sechziger Jahre bestehen. Es können hier die 
Hausordnungen des Bethesdaheims Boppard aus dem Jahre 1947, des Dorotheenheims 
Düsseldorf von 1951 und des Marita-Lörsch-Heims Aachen von 1962 verglichen werden. 
50FE und FEH waren gesetzlich gesehen pädagogisch subsidiäre Erziehungshilfen. Zudem 
sollte der FEH als freiwillige Vereinbarung zwischen Eltern, Jugendamt und 
Fürsorgeerziehungsbehörde der Vorrang vor der FE - als zwangsweisen Anordnung- 
gewährt werden. Für beide Maßnahmen war die grundsätzliche 'Erziehbarkeit' des 
Zöglings bis zur Einführung des JWG (1961) Voraussetzung. Bei der FE unterschied man 
in den meisten Fällen zwischen der Anordnung der vorläufigen FE (nach einer gewissen 
Beobachtungszeit wurde die Erziehbarkeit und die Erfolgsaussicht der Maßnahme 
bewertet) und bei 'Erfolgsaussicht' die endgültige FE angeordnet. (Vgl. Martikke 1971, S. 
34) 
51Voraussetzung für die Anordnung der Öffentlichen Erziehung war der Missbrauch des 
Erziehungsrechtes, z.B. als Fehlverhalten der Eltern oder als Fehlverhalten des 
Minderjährigen selbst ('subjektive' Verwahrlosung'). 
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keiten zu vermitteln, die die Mädchen zur Ausübung hausfraulicher oder 
anderer Berufe befähigt."52 

 

 Wesentliche Ziele der christlich orientierten Heimerziehung waren die 

charakterliche Bildung, das Erlernen von Disziplin, Zucht, Ordnung und 

Sauberkeit, sowie die Festigung moralischer und religiöser Werte.  

 

Im Bericht des Mädchenheims Kaiserswerth vom 6.10.1958 wurden bei der 

"zur Bequemlichkeit und Trägheit neigenden" Ingrid (Jg. 1942) als grund-

legende Ziele des Heimaufenthaltes genannt, 

 
" ... die Begriffe der Ordnung, Sauberkeit, Pflege und des guten Ge-
schmacks zu vermitteln."  

 

"Verwahrloste" Mädchen sollten wieder in ein geordnetes, bürgerliches 

Leben geführt und in die Gesellschaft integriert werden:  
 
"Ja, zumindest eine andere Anpassung, dass sie, es geht ja darauf hin, dass 
sie später auch mit ihrem Leben fertig werden sollen" (Interview Frau S., 
Jg. 1924) 

 

Die in der Heimerziehung vermittelten Werte und Normen orientierten sich 

dabei stark an Vorstellungen der bürgerlichen Mittelschicht. Erziehungs-

anstalten für Mädchen blieben auch in den fünfziger und sechziger Jahren 

Orte bürgerlicher Ansprüche und Ängste gegenüber Frauen aus den Unter-

schichten. (Vgl. Schmidt 1999, S. 194) Fürsorgerinnen und Erzieherinnen 

sahen es als ihre Aufgabe an, dass weibliche Zöglinge zwar den 'Geruch' der 

Unterschicht ablegten, indem man den Kontakt zu ihren Herkunftsfamilien 

einschränkte, wobei sie allerdings nicht über ihren Stand hinauswachsen soll-

ten. (Vgl. Mahood 1999, S. 161) 

 

 In den Erziehungsheimen erfolgte eine geschlechtsspezifische 

Sozialisation und eine Orientierung an der traditionellen Rolle des 

"anständigen Mädchens". Die weibliche Biographie war nach wie vor auf 

eine spätere Heirat und Mutterschaft ausgerichtet, als Vorbereitung hierzu 

wurden die Mädchen im hauswirtschaftlichen Bereich ausgebildet. Nach der 
                                                
52Archiv Diakonisches Werk, Bestand Ohl 73.6.5, Anweisung für die Führung eines 
Heims für schulentlassene Mädchen v. Sozialministerium v. 1951, unpag. 
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Entlassung aus der Öffentlichen Erziehung sollten sie sich problemlos in die 

Rolle der Hausfrau und Mutter einfügen, um sie auf diese Weise vor einem 

weiteren Abrutschen an den Rand der Gesellschaft zu bewahren. 

 Die Festlegung auf ein tradiertes Rollenbild zeigt sich auch in den Be-

richten von Fürsorgerinnen und Erzieherinnen, in denen die hausfraulichen 

Fähigkeiten der Mädchen lobend erwähnt wurden bzw. eine mit zu-

nehmender Außenorientierung während der Jugendphase oft nachlassende 

Bereitschaft zur Mithilfe im Haushalt heftig kritisiert wurde. Ein Eintrag aus 

dem Jahre 1958 verdeutlicht, dass die Heime das Bild der zukünftigen 

ordentlichen und fleißigen Hausfrau und Mutter favorisierten und bei Gisela 

(Jg. 1939) erste Erfolge in diese Richtung verzeichnen konnten: 
 
"Sie ist ein richtig sorgendes Hausmütterchen, das die tägliche Kleinarbeit 
mit Liebe und Ausdauer verrichtet. Auf der Gruppe ist sie manchmal laut 
und übermütig, aber im ganzen gut zu leiten." (Dorotheenheim, 1.10.1958) 

 

Das Bethesdaheim, das Mitte des 19. Jahrhunderts gegründet wurde, nahm 

auch nach 1945 junge Mädchen auf,  
 

"denen es durch Versagen der Eltern an der notwendigen Erziehung im 
Elternhaus gefehlt hat, oder solche, die sich der elterlichen Gewalt will-
kürlich entgegenstellten oder sich ihr entzogen." (Hausordnung 1947) 

 

Das übergeordnete Ziel der Erziehung wurde vom Bethesda-Heim im Jahre 

1947 folgendermaßen formuliert:  
 
"Diese jungen Mädchen sollen in unserem Hause zu fröhlichen und 
brauchbaren Gliedern der Volksgemeinschaft erzogen werden".  

 

Das Dorotheenheim beschrieb in seiner Hausordnung von 1951 als Ziel und 

Zweck seiner Arbeit,  
 

"jungen, in Not geratenen Mädchen zu helfen und ihnen Rüstzeug zu geben 
für eine im evangelischen Sinn innerlich und äusserlich gesunde, frohe, 
gemeinschaftsfördernde Lebensgestaltung." (Hausordnung 1951) 

 

Ziel des Heimaufenthaltes im Wohnheim Marita-Loersch-Heim war es,  
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"die aus der Heimerziehung kommenden Mädchen sobald für Leben und 
Beruf im christlichen Geist soweit auszurichten, daß sie in der Öffentlich-
keit bestehen können." (Hausordnung 1962) 

 

 Da alle Mädchenheime im Rheinland konfessionell gebunden waren, 

bildete die christliche Erziehung die Grundlage der Erziehungsarbeit mit 

"verwahrlosten" Mädchen:  
 

"Sie sollen nicht nur arbeiten lernen, sondern auch das rechte Fröhlichsein 
kennen lernen, das auf einem guten Gewissen beruht und um den Herrn 
Himmels und der Erde weiß, der uns durch sein Wort und das Kundtun 
seines Willens, den sie hier lernen zu befolgen, allein den charakterlichen 
Halt geben kann, der notwendig ist, um sich nicht von den Nöten und 
Schwierigkeiten des Lebens und den vielfachen Versuchungen so packen 
zu lassen, daß sie wieder erneut vom rechten Wege abkommen." 
(Hausordnung Bethedsa 1947) 

 

 In grundsätzlichen Erziehungszielen und -methoden unterschieden sich 

evangelische und katholische Anstalten kaum voneinander, beide Kon-

fessionen legten neben einer religiösen Unterrichtung ihrer Zöglinge vor 

allem Wert auf die Arbeit als entscheidendes Erziehungsmittel. 

 
"Arbeit aber immer verstanden als typisch weibliche Arbeit, die auf den Be-
ruf der Dienstmagd oder -für den Fall einer Heirat - auf die Aufgaben der 
Hausfrau und Mutter vorbereitete." (Bock 1960, S. 36 ff) 

 

Das religiöse Leben war in allen Erziehungsheimen fest in den Tagesablauf 

integriert: 
 

"Das Dorotheenheim hat als Heim der Inneren Mission eine klare evan-
gelische Ordnung mit Morgen- und Abendandacht, Tischgebet, Bibel-
stunden und Gottesdienst, letzterer mindestens einmal im Monat ... Die 
Teilnahme an der die ganze Hausgemeinschaft umfassenden Morgen-
andacht, an Tischgebet und Abendandacht auf den Gruppen und an Gottes-
dienst und Bibelstunde gehört daher zu den Gepflogenheiten des Hauses. 
Befreiung davon ist nur nach Aussprache mit der Oberin gegeben." 
(Hausordnung 1951) 

 

In katholischen Einrichtungen gab es unterschiedliche Abstufungen religiösen 

Lebens, vom strengen klösterlichen Leben der Dominikanerinnen oder der 

Schwestern des Guten Hirten, die die Zöglinge in die strenge Klausur des 
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Ordens miteinbezogen bis hin zu Heimen, die dem weltlichen Leben gegen-

über geöffnet waren. (Vgl. von Mann 1966, S. 949) 

 
"Ja, wenn die in Klausur waren, dann durften wir auch nicht reden." 
(Interview Heide, Jg. 1943) 

 

 Der Geist des entsprechenden Hauses wurde stark durch die Persönlich-

keiten der dort tätigen Schwestern geprägt. Die "Gruppenmutter" war be-

müht "durch mütterliche Haltung in Güte und wenn nötig in gerechter 

Strenge" ein Vertrauensverhältnis zu den Mädchen aufzubauen.53  

 Im allgemeinen muss man sagen, dass sich die pädagogischen Prinzipien 

der Heimerziehung der fünfziger und sechziger Jahre in ihren Zielen und Me-

thoden nicht wesentlich von den übrigen, gesellschaftlichen Vorstellungen 

unterschieden. Eine autoritäre und auf Gehorsam basierende Erziehung war 

in der Gesellschaft der damaligen Zeit akzeptiert und wurde in den meisten 

Familien praktiziert. Auch in Schulen oder Internaten galten andere Maß-

stäbe als heutzutage: Disziplin, Gehorsam, Unterordnung und ein 

distanziertes, unnahbares Verhältnis zum Erzieher gehörten zum Alltag der 

meisten Kinder und Jugendlichen. 

 

 Neben allgemeinen Erziehungsaufgaben besaßen die einzelnen Familien-

gruppen im Heim spezielle Aufgaben: Im Jahre 1951 wurden die Mädchen 

des Dorotheenheims in sechs "pädagogisch aufeinander abgestimmte" 

Familiengruppen eingeteilt: 

1. Die Aufnahmegruppe für Mädchen, die erstmalig der Fürsorge überwiesen 

wurden: In der Aufnahmegruppe stand eine psychologische, pädagogische 

und hygienische Beobachtung im Vordergrund. Aufgrund dieser Beob-

achtungen wurde ein Erziehungsbericht mit weiteren Vorschlägen für Er-

ziehung und Ausbildung angefertigt. In dieser Aufnahmegruppe verblieben 

die Mädchen zwischen sechs und zwölf Wochen. 

2. Die Müttergruppe für Mädchen, die ein Kind erwarten oder bereits ge-

boren haben: Die Müttergruppe diente gleichzeitig als Aufnahmegruppe für 

werdende Mütter. Neben den unter 1. genannten Aufgaben erhielten diese 

Mädchen Anleitung in Pflege, Führung und Erziehung zur Mutter und ihrer 

                                                
53Archiv Diakonisches Werk, Hausordnung Dorotheenheim 1951, Bestand Ohl 73.6.5, 
unpag. 
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Verantwortlichkeit. Mit Beendigung der Stillzeit wechselten die Mädchen in 

Gruppe 3, 4 oder 5. 

3. Die Heimgruppe für Mädchen, die nach der Aufnahmezeit zur weiteren 

Erziehung und Ausbildung im Dorotheenheim verblieben: Die Heimgruppen 

3, 4 und 5 sahen für die Mädchen einen fest umrissenen Erziehungs- und Bil-

dungsplan vor, an deren Abschluss eine hauswirtschaftliche Prüfung und die 

Entlassung in die eigene Familie, eine Haushaltsstelle oder eine gewerbliche 

Arbeit stand. 

4. Die Heimgruppe für geförderte Mädchen aus Gruppe 2 oder 3: 

"In der Sondergruppe werden die schwierigen, auf anderen Gruppen stören-

den oder im freien Leben versagenden Mädchen zusammengefasst." Sie soll-

ten zur Ruhe gebracht werden, damit sie nicht andere Heiminsassinnen un-

günstig beeinflussen konnten. Ihnen wurde noch einmal die Gelegenheit ge-

geben, sich durch eigene Festigung und Arbeit an sich selbst zu bessern. Der 

Aufenthalt in dieser Gruppe sollte sich nicht über zwölf Wochen erstrecken. 

5. Die Heimgruppe für Mädchen, vorwiegend aus Gruppe 4, deren Ent-

lassung aus dem Heim bevorsteht. 

6. Die Sondergruppe für Mädchen, die nach ihrer Entlassung wieder der 

Heimerziehung bedürfen ("Versager") oder auch für "schwierige Mädchen, 

die in anderen Heimgruppen versagt haben" (Hausordnung Dorotheenheim 

1951). 

 

 Vom Tag der Aufnahme bis zur Entlassung war der Alltag bis ins Kleinste 

organisiert. Die Hausordnung schrieb das Zusammenleben im Heim genau 

vor. Der Tagesablauf war streng geregelt und die Mädchen befanden sich 

fast ständig unter erzieherischer Aufsicht. Mit der Ankunft im Heim begann 

für die Mädchen ein neuer Lebensabschnitt. Im Dorotheenheim wurde jedes 

neu angekommene Mädchen zunächst von der Oberin begrüßt und nach 

Aufnahme der Personalien zur Hausmutter der Aufnahmegruppe gebracht.  
 

"Diese führt sie, wenn kein Verdacht auf ansteckende Krankheiten usw. 
vorliegt, nach Bad und Neueinkleidung, wobei sich stets gute Gelegenheit 
zu lockerndem Gespräch ergeben wird, der Gruppe zu." (Hausordnung 
Dorotheenheim 1951) 

 

Bei Ankunft wurde der Bestand der eigenen Kleidung vermerkt, Schmuck 

und Bargeld mussten abgegeben werden. 
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 Der Tagesablauf sah in allen Heimen für schulentlassene Mädchen ähnlich 

aus: 

 
"Früh 6.15 Uhr läutet es zum Aufstehen für die Mädchen. Im Turnanzug 
machen sie sofort 10-15 Minuten Morgengymnastik, die nur in sehr kalten 
Winterwochen fortfällt. Es schließt sich dann die Morgentoilette und das 
Herrichten ihres Bettes und das Säubern ihres Waschtisches an. In der Zeit 
von 7.00 -7.30 Uhr wird das Frühstück eingenommen, dann versammelt 
sich die ganze Hausgemeinde um 1/2 8 zur Morgenandacht in der Kapelle. 
Nach Beendigung der Morgenandacht verteilen sich die Mädchen auf die 
praktischen Arbeitsbetriebe." (Hausordnung Bethesda 1947) 

 

Das Dorotheenheim sah vor, dass sich das Leben im Heim - soweit möglich - 

"dem Leben in der gesunden Familie" anpassen sollte. Arbeit, Erholung und 

Ruhe sollten sich im Wechsel vollziehen. Der Tagesablauf im Dorotheenheim 

richtete sich nach einem für alle Gruppen verbindlichen Plan: 

 
"Nach dem Wecken wird schnell aufgestanden. Bei der Morgentoilette ist 
auf gründliches Waschen, genügende Zahnpflege und gutes Bettenlüften zu 
achten. Alle Mahlzeiten werden auf der Gruppe gemeinsam eingenommen, 
wobei auf gute Tischsitten unbedingt Wert gelegt wird. Die Arbeitszeit 
wird pünktlich und regelmässig eingehalten ... Ebenso ist auf regelmässige 
Einhaltung der Freizeit zu achten. dass diese sinngemäss ausgefüllt und 
dabei dem Eigenleben des einzelnen Mädchens Rechnung getragen wird, ist 
die Aufgabe der Hausmutter und ihrer Mitarbeiterinnen. Bewegung in 
frischer Luft ist für jeden Tag Vorschrift und sollte täglich mindestens 1/2 
Stunde nach dem Mittagessen umfassen. Die Unterrichtsstunden sind sinn-
voll über die ganze Woche verteilt. Sie liegen wie im freien Wirtschafts-
leben zum grössten Teil innerhalb der Arbeitszeit. Sport, Spiel und Gesang 
sind in den Nachmittags- und Abendstunden angesetzt. An das Abendessen 
schliesst sich in jeder Gruppe die frohe, gelockerte Abendunterhaltung an. 
Um 21 Uhr gehen die Mädchen zu Bett. An helleren, warmen 
Sommerabenden oder zu besonderen Gelegenheiten kann es auch später 
sein ..." (Hausordnung Dorotheenheim 1951) 

 

 Lediglich in den "Sondergruppen", wie Aufnahme-, Mütter- oder Ge-

schlechtskrankengruppe, wich der Tagesablauf etwas ab: Für die "Versager" 

galten besondere "Strafmaßnahmen", "sie tragen dann nicht mehr ihre eigene 

Kleidung und dürfen nur ausnahmsweise mit spazieren gehen." (Bethesda 

1947) Ebenso gab die Sondergruppe des Dorotheenheims (für "renitente" 

Mädchen und "Versager") den Mädchen noch mal eine Gelegenheit zur Fe-

stigung und Bewährung: Die Ausbildung trat zurück und die Mädchen wur-

Lex
ilo

g-S
uch

pool



-72- 

den in der praktischen Arbeit eingesetzt. Ausgang, Belohnungen und Beur-

laubungen nach Hause waren Ausnahmen und auch das Taschengeld war ge-

ringer als in den anderen Gruppen.  

 

 Unterschiedlich vom regulären Tagesablauf spielte sich auch der der 

Neuaufgenommenen und der geschlechtskranken Mädchen ab: Beide Sta-

tionen blieben für sich isoliert und wurden praktisch ausschließlich mit Hand- 

und Hausarbeit beschäftigt. Sie hatten mehr Freizeit und Unterricht.  
 
"In beiden Gruppen wird besonders viel gesungen, damit sie von ihrer Ge-
bundenheit an ungute Erlebnisse abkommen." (Bethesda 1947) 

 

Im Dorotheenheim wurde die Müttergruppe etwas freier gehalten.  
 

"Die junge Mutter soll von vornherein wissen, dass sie für ihr Kind arbeiten 
muss. Sie wird, soweit es der Gesundheitszustand erlaubt, möglichst auf 
den hauswirtschaftlichen und pflegerischen Stationen (Küche, Haus, 
Kinder- und Säuglingsstation), die gleichzeitig körperliche Bewegung 
bieten, eingesetzt." (Hausordnung Dorotheenheim 1951)  
 

Nach der Geburt wurde die Verbindung zwischen Mutter und Kind "mit Be-

dacht gepflegt". Die Mutter besuchte das Kind täglich und hatte Sonntags-

dienst auf der Säuglingsstation. Die Verbindung mit dem Kindesvater wurde 

angestrebt und "wenn angängig, im Gedanken an eine Heirat gefördert".54 

 Die Freiheit der Mädchen war während des Heimaufenthaltes stark einge-

schränkt. Wie das folgende etwas überzeichnende Beispiel aus der Sammlung 

der Erzählungen entflohener Zöglinge beim SSK zu Beginn der siebziger 

Jahre zeigt, änderte sich an der Geschlossenheit der Heime im Laufe der 

fünfziger und sechziger Jahre wenig. Das Eingeschlossensein im Heim war 

für viele Mädchen unerträglich: 
 

"Abends um neun Uhr mußten wir zu Bett. Die Zimmer wurden abge-
schlossen, und auch die Schlüssellöcher waren von innen zugenagelt. Eben-
falls die Fenster. Wenn wir zur Toilette mußten, stand dazu ein Kindertopf 
unter dem Bett und eine Rolle Toilettenpapier. Die Kleider mußten auf 
einem Stuhl vor die Türe gestellt werden, und die Erzieherin sah diese vor 
dem Absperren nach. In den Betten durfte nicht mehr geredet werden, 

                                                
54Siehe Hausordnung Dorotheenheim 1951, Archiv Diakonisches Werk, Bestand Ohl 
73.6.5, unpag. 
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sonst durften wir noch nachts den Tagesraum gründlich putzen." 
(Gothe/Kippe 1975, S. 147 ff) 
 

 Ausgang und Urlaub wurden erst nach sechs Wochen, Gruppenausgang 

erst nach drei oder vier Wochen gewährt. (Vgl. Hausordnung Doro-

theenheim 1951) Mädchen, die gute Zensuren erhielten und keinen Anlass zu 

Klagen gaben, durften - mit Zustimmung des Jugendamtes - am Wochenende 

mit den Eltern ausgehen oder eine Nacht zuhause verbringen. Grundsätzlich 

durften die Mädchen nie ohne Begleitung das Heim verlassen. In Einzelfällen, 

bei besonders guter Führung und mit der ausdrücklichen Genehmigung von 

Hausmutter und Oberin wurde der Ausgang erlaubt. 

Alle vier Wochen durften die Mädchen Besuch von den Angehörigen nach 

vorheriger schriftlicher Anmeldung und mit Erlaubnis der Oberin empfangen. 

Der Briefverkehr fand einmal im Monat mit den nächsten Angehörigen statt 

und stand unter der Aufsicht des Heimes:  
 
"Briefe der Angehörigen mit beunruhigendem oder unpädagogischem In-
halt werden denselben mit freundlichen Erläuterungen zurückgesandt." 
(Dorotheenheim 1951) 

 

So hieß es beispielsweise: 

 
"Es wird kein Brief den Zöglingen vorenthalten, es sei denn, er müßte mit 
dem Zögling aus besonderen Gründen durchgesprochen werden oder um 
keine Unruhe in die Seele hineinzutragen ... " (ALVR, Heimaufsichtsakte 
Guter Hirte Aachen 1952) 

 

Die Aufsicht der Besuche durch eine Erzieherin und die Durchsicht der 

Briefe waren nach Ansicht der Heimleitung notwendig,  
 
" ....um eine evtl. ungünstige Beeinflussung der Mädchen und ihre Ein-
nahme gegen das Erziehungsheim auszuschließen." (ALVR, Heim-
aufsichtsakte Guter Hirte Aachen 1952) 

 

 Auch das Erscheinungsbild der Mädchen unterlag bestimmten Vor-

schriften: Die Mädchen durften eigene Kleidung tragen, die jedoch durch 

"geschmackvolle Heimkleidung" ergänzt wurde.  

 
"In Haartracht und Kleidung sollen sich unsere Mädchen von der ge-
diegenen Jugend nicht abheben und unterscheiden ... Die Mädchen tragen 
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Schmuck nur im Rahmen des Erlaubten ... Das Tragen von Ringen etc. bei 
der Arbeit ist nicht erlaubt. Sonntags darf Schmuck nur in bescheidenem 
Masse getragen werden." (Hausordnung Dorotheenheim 1951) 

 

Ein Bericht eines 16jährigen Mädchens aus dem Jahre 1970 dokumentiert die 

strengen Kleidungsvorschriften: 
 

" ... ich durfte keine langen Fingernägel haben, ich durfte keine Fingernägel 
lackieren, durfte mich nich schminken, mußte Arbeitskleider anziehen ... 
Die Arbeitsklamotten waren alte lange Kleider, lange Kittel bis auf die 
Füße." (Gothe/Kippe 1970, S. 123 ff) 

 

 Die vom Landschaftsverband seit Mitte der fünfziger Jahre vermehrt emp-

fohlenen Lockerungen fanden beim Erzieherpersonal eine unzureichende, 

oftmals halbherzige Umsetzung: 
 
"Wir sind grosszügiger geworden in der Besuchsregelung, im Ausgang, im 
Gewähren von Urlaub ... weil unsere Mädchen mit ihren Angehörigen nicht 
mehr an der Pforte, sondern in den jetzt wirklich gemütlichen Besuchs-
zimmern sich aufhalten ... allerdings halten wir immer noch fest daran, dass 
die Mädchen 4 Monate im Heim sein müssen und dass ihre Führung gut 
ist."55 

 

3.2 Disziplinierung durch Belohnungen und Vergünstigungen 

 

 Neben der Gewöhnung an einen vorgegebenen Tagesablauf und eine ge-

regelte Arbeit bestand die pädagogische Arbeit im wesentlichen in der An-

wendung eines Belohnungs- und Strafsystems, bei dem mit sogenannten po-

sitiven wie auch negativen Erziehungsmitteln gearbeitet wurde, um die Zög-

linge zu disziplinieren. Die Mädchen erhielten monatlich nach Führung, 

Ordnung, Fleiß und Leistung Zensuren, auf denen sich ein Belohnungssystem 

aufbaute. Die Höhe des Taschengeldes wurde für alle Mädchen generell von 

der FE-Behörde festgesetzt.56 Vom Taschengeld mussten die Mädchen 

kleine Ausgaben, wie Toilettengegenstände, Schreib- und Nähmaterialien 

und Reisekosten zu den Eltern finanzieren. Der verbleibende Rest wurde zur 

Anschaffungen ihrer Aussteuer verwandt. 

                                                
55Archiv Diakonisches Werk, Bestand Ohl 73.6.5, Arbeitsbericht Dorotheenheim 
1954/55, unpag. 
56Für alle Fürsorgeerziehungsheime verbindlich wurde die Taschengeldregelung im 
Bereich des LVR im Jahre 1955 eingeführt. 
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 Bei guter Führung, gutem Betragen, guten Noten bzw. Arbeitsleistung er-

hielten die Mädchen Vergünstigungen wie heiminterne Filmvorführungen, 

Spielnachmittage, Beurlaubungen, Ausgang, zusätzliches Taschengeld oder 

Prämien. 

 
"Wer willig, fleißig und im Benehmen anständig ist, erhält ein wöchent-
liches Taschengeld und darf gute Kinovorstellungen, auch gelegentlich 
Theater und Konzerte besuchen. Wer Vertrauen genießt, darf in der Stadt 
gelegentlich Hilfsdienste leisten und erhält das Entgelt dafür auf das Spar-
konto." (Hausordnung Bethesda 1947) 

 

 Als ein wichtiges Erziehungsmittel in Fürsorgeheimen galt die Arbeits-

prämie, die den Mädchen bei guter Führung und Arbeitsleistung gezahlt 

wurde. Die Prämie wurde als Ansporn zur Arbeit gesehen, als zusätzliches 

Lob und Anerkennung. 

 
"Ein Mittel zur Hebung der Arbeitsfreude ist auch die Arbeitsprämie, die 
heute wohl in allen Heimen gewährt wird. Sie stellt keine Entlohnung für 
die Arbeit dar, sondern wird in der Regel auf Grund der Führung und Lei-
stung berechnet." (Bock 1960, S. 158) 

 

 Diese Prämien waren nach Altersgruppen gestaffelt und in Grund- und 

Zusatzprämien unterteilt. Im Jahre 1961 lag die Prämie für schulentlassene 

Zöglinge im Bereich des Landschaftsverbandes Rheinland zwischen 12 und 

30 DM monatlich. Die Prämien verstanden sich als eine Art Taschengeld, das 

nicht zur Deckung des Pflegesatzes verwendet wurde.57 

 In den Heimen für schulentlassene Mädchen erhielten die Zöglinge keine 

Lehrvergütung. Die Einnahmen aus den Arbeitsbetrieben - viele Heime finan-

zierten sich größtenteils durch gewerbliche Unternehmen, wie z.B. 

Wäschereien - wurden mit dem entsprechenden Pflegesatz verrechnet und 

teilweise auf ein Sparkonto überwiesen, das bis zur Vollendung der Voll-

jährigkeit für die Mädchen gesperrt blieb.58 

Wenn die Minderjährigen auf Grund ihres Arbeitsvertrages einen Anspruch 

auf Lohn oder eine Erziehungsbeihilfe hatten, waren sie verpflichtet, dieses 

Geld abzugeben und erhielten - ohne Bezug zu dem, was sie tatsächlich ver-

                                                
57Vgl. ALVR 38614, Tagung AG LJÄ und FE-Behörden in Stuttgart v. 1961, unpag. 
58ALVR 14000, Schreiben Jugendwohlfahrt (Hopman) an LJA Wiesbaden betr. 
Vergütung für Lehrlinge in FE-Heimen v. 03.02.1949, Bl. 06. 
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dienen - monatlich ein geringes Taschengeld. (Vgl. Bock 1960, S. 156) 

Bereits zeitgenössische Kritiker warfen den Heimen der fünfziger und 

sechziger Jahre vor, dass sie die Zöglinge als billige Arbeitskräfte ausnutzten. 

In einem Schreiben des Dorotheenheims ans LJA vom 14.8.1965 scheint sich 

diese Vermutung erneut zu bestätigen, da bei der 20jährigen Marion auf eine 

erneute Heimrückführung verzichtet wurde, weil das Mädchen aufgrund 

einer Knochentuberkulose im Unterschenkel "nur bedingt einsatzfähig" war.  

Die Vorwürfe "kritischer" Gruppen der späten sechziger und frühen siebziger 

Jahre gingen soweit, dass sie den Heimen vorwarfen, erwirtschaftete Gelder 

nicht für die Zöglinge zu verwenden, sondern Gewinne einzubehalten. 

 
"Die staatliche Kleiderbeihilfe von 60 DM im Monat wird von den Heimen 
meist nicht ausgezahlt. Insgesamt zahlen die Jugendämter zwischen 30 und 
50 DM pro Tag und Jugendlichen an die Heime. Für FE und FEH-Er-
ziehung wurden in NRW 1968 62,7 Millionen DM aufgewendet. Davon 
flossen 88 Prozent in die Heime. Wenn man die schlechte Kleidung, das 
mäßige und oft minderwertige Essen und die dürftige Einrichtung der 
meisten Heime betrachtet, bleibt es unerklärlich, wohin diese Geld ver-
schwindet. Die Abrechungen der Heime sind der Öffentlichkeit nicht zu-
gänglich. Es gibt allerdings kirchliche Einrichtungen, die Millionenbeträge 
aus den Landwirtschafts- und Fabrikationsbetrieben der Heime heraus-
wirtschaften." (Gothe/Kippe 1975, S. 33) 
 

 Gothe und Kippe unterstellten besonders den kirchlichen Heimen Un-

durchsichtigkeiten bei der Verwendung von staatlichen Zuschüssen. Sie kri-

tisierten, dass der Einfluss des LJA nicht ausreiche, um die gröbsten Miss-

stände zu beheben, weil die Heime nach wie vor auf ihre Selbst-

bestimmungsrechte beharrten, obwohl die Öffentliche Erziehung im wesent-

lichen von staatlichen Stellen finanziert wurde. 

 

"Die freien Heime bestimmen selbst, wen sie aufnehmen. Schon wegen des 
allgemeinen Mangels an Heimplätzen sind daher groteskerweise die staat-
lichen von den kirchlichen Stellen abhängig, obwohl die Kosten für diese 
Heime nach dem JWG fast ausschließlich vom Staat getragen werden." 
(Gothe/Kippe 1975, S. 34) 
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3.3 Disziplinierung durch Bestrafungen und Arrestmaßnahmen 

 
"Ohne Strafe geht es nicht in der Erziehungsarbeit, und wir wollen nicht 
dem Fehler verfallen, dass wir einer weichen, gefühlsseligen Pädagogik hul-
digen"  

 

beschrieb das Dorotheenheim seinen damaligen Erziehungsstil.59 

 

Strafen sollten erst dann angewendet werden, wenn positive Erziehungs-

mittel ohne Erfolg blieben und sollten in erster Linie aus dem Entzug jeg-

licher Vergünstigungen bestehen. Zudem gab es eine Reihe von 

"Ehrenstrafen" wie Tadel durch die Hausmutter/Oberin, Ausschluss aus der 

Tisch- oder Hausgemeinschaft durch Isolierung, eventuell in der sogenannten 

Arrestzelle. 

 
"Ja, wenn du abgehauen bist, wurdeste drei Tage in ein Zimmer gesperrt." 
(Interview Herta, Jg. 1943) 
 
"Manchmal war ich ganz allein in so'ner Zelle, weil ich eben Shit gemacht 
hätte und das war ganz ätzend ... in so'n Einzelzimmer, was auch kahl war 
und nix, da war nix." (Interview Gaby, Jg. 1952) 

 

 Strafen wurden vor allem bei "grober Arbeitsunlust" und 

"Unbotmäßigkeiten", sowie nach Entweichungsversuchen eingesetzt. Zur 

Verfügung standen "der Entzug der eigenen Kleidung am Sonntag und die 

Herausnahme aus der Gemeinschaft durch Isolierung in Einzelzimmer."60 Da 

im Jahre 1947 sowohl die Versorgung mit Material, als auch mit Nahrungs-

mitteln mehr schlecht als recht war, kamen sonst übliche Strafen wie "eine 

Wiederholung der oft in grober Nachlässigkeit oder gar Böswilligkeit 

schlecht verrichteten Arbeit" und der Entzug einer Mahlzeit nicht in Frage. 

 Nach dem Überstehen der Hungerzeiten in den späten vierziger Jahre 

führten viele Mädchenheime den Entzug bestimmter Speisen wieder ein:  
 
"Auch das Weglassen von zusätzlichen Speisen wie Nachtisch, Kuchen, 
Süssigkeiten kann als pädagogische Hilfe angewandt werden." 
(Hausordnung Dorotheenheim 1951) 

 

                                                
59ALVR 13988, Schreiben Dorotheenheim an Sozialminister vom 30.01.1950, Bl. 31. 
60Archiv Diakonisches Werk, Bestand Ohl 73.4.9, Hausordnung Bethesda 1947, unpag. 
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 In konfessionellen Mädchenheimen waren körperliche Bestrafungen offi-

ziell strengstens untersagt. Sollte eine Erzieherin dennoch einen Schlag 

erteilen, musste der Oberin Meldung gemacht werden und der Vorgang in 

einem Strafbuch aktenkundig gemacht werden. 

 Wahrscheinlich auch aufgrund der aufsehnerregenden Vorkommnisse im 

Mädchenheim Bethesda im Jahre 194661 - wo die Oberin einige Mädchen 

körperlich züchtigte - kam in der Nord-Rheinprovinz eine inoffizielle Dis-

kussion über geeignete Strafmaßnahmen in der Fürsorgeerziehung in Gang. 

Daraufhin wurde im Jahr 1947 eine während des Nationalsozialismus einge-

führte Strafordnung für Fürsorgeheime vom Sozialministerium außer Kraft 

gesetzt und die Strafordnung, wie sie vor 1933 gültig war, erneut eingeführt, 

um zukünftig eine eindeutige Rechtslage zu gewährleisten. Die national-

sozialistische Strafordnung gestattete körperliche Züchtigungen in allen 

Heimen, wenn gewisse Voraussetzungen, wie die Notwendigkeit zur Wah-

rung der Autorität, gegeben waren.62 

Der wieder eingeführte Erlass aus dem Jahre 1929 sah hingegen vor,  
 

" ... dass A) Mädchen allgemein, Knaben im vorschulpflichtigen Alter, so-
wie im 1. und 2. Schuljahr und schulentlassene männliche Zöglinge nicht 
körperlich gezüchtigt werden dürfen. B) männliche Zöglinge im Alter von 
8-14 Jahre nur in den engen Grenzen körperlich gezüchtigt werden 
durften."63  

 

Die Änderungen in der Strafpraxis von Erziehungsheimen für schulentlassene 

Mädchen wurden besonders hervorgehoben: 

 
" ... Ich habe die Absicht, die Strafordnung in der Form wieder einzu-
führen, wie sie vor 1933 gültig war und ... Schon jetzt aber ordne ich an, 
dass in Anstalten für schulentlassene Mädchen unter keinen Umständen ge-
schlagen wird. Ich nehme dabei an, dass diese Form der Strafe, trotzdem 
sie als zulässig erklärt worden ist, auch in den vergangenen Jahren keine 
Anwendung gefunden hat ..."64  

 

                                                
61Siehe 3.3.1 Exkurs über den Vorfall im Bethesda Heim. 
62Vgl. ALVR 13987, Schreiben Sozialminister an alle Heime der Nordrheinprovinz v. 
01.02.1947, Bl. 399. 
63ALVR 13987, Schreiben Dr. Laarmann an Sozialminister (intern) vom 18.9.1948, Bl. 
421. 
64HStA NW 41-7, Schreiben Sozialminister NRW an alle Fürsorgeheime der 
Nordrheinprovinz v. 1.02.1947, Bl. 102. 
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 Auf die neue Strafordnung reagierten die Mädchenheime im Rheinland 

durchweg positiv: Das Christi-Hilf-Heim teilte dem Sozialministerium mit,  
 

" ... daß wir in unserer Erziehungsarbeit grundsätzlich körperliche Strafen 
nicht angewendet haben, noch dies in Zukunft tun werden. Unsere reli-
giösen Statuten gestatten den Erzieherinnen unseres Ordens nicht, auch nur 
die geringste körperliche Strafe aufzuerlegen." 65 

 

Der Neukirchener Erziehungsverein als Träger des Mädchenheims "Haus 

Elim" schrieb am 21.02.1947: 

 
"... In der Anstalt für schulentlassene Mädchen wird nach wie vor streng 
darauf geachtet, daß jede körperliche Züchtigung unterbleibt ..." 66 

 

Obwohl die Mädchenheimerziehung der fünfziger und sechziger Jahre sehr 

autoritär und repressiv war, lehnten die meisten Mädchenheime im Rheinland 

aufgrund ihrer religiösen Statuten grundsätzlich jede Form der körperlichen 

Züchtigung ab.67 

 

Lediglich die Heime der Bergischen Diakonie Aprath billigten dieses Er-

ziehungsmittel in "Ausnahmefällen" bei Kindern und (älteren) Mädchen:  

 
"... Bei verbockten, vor allem psychopathischen Kindern wird es u.E. 
manchmal gar kein anderes "Verständigungsmittel" geben als einen kör-
perlichen Schlag ... Im Prinzip lehnen wir körperliche Züchtigungen für 
schulentlassene Mädchen ab. Doch gibt es Ausnahmefälle ... Wir kennen 
Situationen, besonders bei den jüngeren, wo die Ohrfeige Wunder wirkt. 
Auch hier handelt es sich dann meist um vertrotzte Jugend, die sich fest-
gefahren hat und sich in Frechheit Luft macht. Auch bei frechen Lügen 
pflegen wir die Ohrfeige anzuwenden ... Um ihres beschämenden Cha-
rakters willen ist u.E. die Ohrfeige für reifere Mädchen völlig aus-
zuschließen. 68 

 

 Bis in die siebziger Jahre war die Isolierung von der Gemeinschaft und die 

Unterbringung in ein Einzelzimmer eine gängige Strafpraxis in Erziehungs-

                                                
65ALVR 13987, Schreiben Christi Hilf an Sozialministerium v. 12.02.1947 betr. 
Schreiben/Eintrag v. 12.02.1947, Bl. 407. 
66ALVR 13987, Schreiben Erziehungsverein an Sozialminister v. 21.02.1947, Bl. 408. 
67Vgl. ALVR 13987, Schreiben Kloster vom Guten Hirten Köln vom 03.03.1947, Bl. 411. 
68ALVR 13987, Schreiben Berg. Diakonissenmutterhaus Aprath an Sozialminister v. 
16.5.1947, Bl. 413. 

Lex
ilo

g-S
uch

pool



-80- 

heimen, wobei stets angemerkt wurde, dass es sich hierbei gar nicht um eine 

Strafmaßnahme handele.69 In einigen Heimen gab es bis in die siebziger Jahre 

hinein regelrechte 'Zellen' zur Isolierung aufsässiger Mädchen. In anderen 

Heimen wurden die Mädchen in schmucklosen Einzelzimmern untergebracht 

und eingeschlossen. 
 

"Isolierungen im Einzelzimmer sollen stets eine Hilfe für unruhige, erregte 
und daher störende Mädchen sein ... Länger als 3 Tage soll solche Ent-
fernung aus der Gruppengemeinschaft in der Regel nicht erfolgen." (ALVR 
18982) 

 

Alle Straf- und Isolierungsmaßnahmen mussten in entsprechenden Straf-

büchern vermerkt und dem Sozialministerium halbjährlich vorgelegt wer-

den.70 Eine britische Delegation, die im Jahre 1949 mehrere Erziehungsheime 

in der britischen Zone besichtigte, empfahl eine Lockerung des Strafsystems 

und lehnte den Einschluss in Einzelzellen als sogenannten Arrest völlig ab. 

(Vgl. Wolff/Egelkamp/Mulot 1997, S. 119) Daraufhin wurden alle Fürsorge-

erziehungsheime der Nordrheinprovinz vom Sozialministerium aufgefordert, 

möglichst auf Arrestmaßnahmen zu verzichten und stattdessen auch bei 

schwererziehbaren Mädchen mehr Wert auf ein gutes pädagogisches Ver-

hältnis zwischen Erzieherinnen und Zöglingen zu legen. 

 
"Der Einschluß in eine Einzelzelle ist in einigen Erziehungsheimen stets ab-
gelehnt, trotzdem gerade in diesen Erziehungsheimen die schwierigsten 
Mädchen untergebracht waren ... Durch den Abbau dieser Maßnahme ist 
keine Lockerung der Disziplin eingetreten, vielmehr eine Beruhigung der 
Mädchen und ein besserer pädagogischer Kontakt zwischen Mädchen und 
Erzieherinnen ..." 71 

 

Im Jahr 1950 wies der Sozialminister darauf hin, dass noch nicht alle Er-

ziehungsheime auf die Einweisung in ein Einzelzimmer als Strafmaßnahme 

verzichtet hätten, obwohl die Zahl der Isolierungen in den letzten Jahren be-

reits stark abgenommen hätte. 72 

                                                
69"Die Einzelunterbringung trägt selbstredend nicht den Charakter einer Strafe." (ALVR 
18982, §20) 
70Vgl. ALVR 13988, Verordnung vom 13.01.1949, Bl. 88. 
71ALVR 13988, Schreiben Sozialminister an alle Fürsorgeerziehungsheime von 
Nordrhein v. 10.03.1949, Bl. 12. 
72ALVR 13988, Vermerk Sozialminister v. 20.01.1950, Bl. 30. 
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Die Heime selbst verharmlosten ihre Strafmaßnahmen und stellten deren päd-

agogische Bedeutung in den Vordergrund. Danach handelte es sich 
 

"... um eine Isolierung als Hilfsmittel und nur in den allerseltensten Fällen 
um Isolierung als Strafe ... Es gibt keine Strafzellen ... Wenn wir es für 
nötig halten, dass die Mädchen einmal allein sein müssen, so vollzieht sich 
das in ihrem eigenen Schlafzimmer ... oder wenn sie zu einer Schlafsaal-
gruppe gehören, tauschen sie für diesen Tag oder auch Nacht den Platz mit 
einem Mädchen, das sonst ein Einzelzimmer hat." 73 

 

Durchweg wurde die Isolierung von den Heimen als pädagogische Not-

wendigkeit anerkannt und genutzt:  
 

"Ohne solche Möglichkeit des Beiseitegenommenwerdens geht es über-
haupt nicht in der Führung und Heranbildung gefährdeter und verwahr-
loster weiblicher Jugend ... dass diese Mädel in der Pubertät stehend, in den 
allen meisten Fällen nervlich so stark belastet sind, dass sie sich und 
anderen Not machen, und dass die Herausnahme aus der Gemeinschaft das 
einzigste ist, um ihnen zu helfen ...."74  

 

Auch das Bergische Diakonissenhaus rechtfertigte in einem Schreiben ans 

Sozialministerium, dass alle zur Isolierung gemeldeten Mädchen Insassinnen 

der Bewahrungsabteilung waren, und diese damit per se als besonders 

schwierig eingestuft wurden. Wenn Mädchen durch "Erreglichkeit" oder 

"Aufsässigkeit" störten, handelte es sich demnach sogar um eine 

"therapeutische Maßnahme".75 Aus Sicht der Heime schien die Schwierigkeit 

vieler Mädchen die Anwendung dieser Strafmaßnahmen zu rechtfertigen: 
 
"... dass die eingewiesenen Mädchen alle ein mehr oder minder lottriges 
Leben vor der Einweisung geführt haben, dass manche von ihnen von an-
deren Anstalten schon als unerziehbar abgelehnt worden sind. Solchen 
Elementen (wir müssen uns schon einmal so ausdrücken) bleibt nichts an-
deres übrig, als der Autorität unter Umständen durch die Massnahme der 
Isolierung Nachdruck zu verleihen. Wir sind es der Heimgemeinschaft ge-
radezu schuldig, unsaubere und triebhafte Mädchen zeitweilig aus der 
Gruppe auszuscheiden ..."76 

 

                                                
73ALVR 13988, Schreiben Dorotheenheim an Sozialminister v. 30.01.1950, Bl. 31. 
74ALVR 13988, Schreiben Dorotheenheim an Sozialminister v. 30.01.1950, Bl. 31. 
75ALVR 13988, Schreiben Berg. Diakonissen Mutterhaus an Sozialminister v. 6.02.1950, 
Bl. 33. 
76Ebd. 
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 Im Jahre 1949 wurden Mädchen für "Briefschmuggel" beispielsweise mit 

einem Tag Arrest, bei "Ungehorsam" und "Unredlichkeit" mit zwei Tagen 

und bei "Versagen in der Stelle" mit drei Tagen Arrest bestraft.77  

Auch Ende der sechziger Jahre wurden Mädchen bei Verhaltens-

auffälligkeiten "isoliert" und von gemeinsamen Aktivitäten ausgeschlossen:  
 

"Das Mädchen wurde 1 1/2 Tage in der Krankenstation abgesondert, weil 
K. ungewöhnlich ausfällig war. Sie durfte an der Namenfeier der Hausge-
meinschaft nicht teilnehmen." (Karin, Jg. 1948, 1967) 

 

 Als Christel (Jg. 1938) im Jahre 1958 gegen die Hausordnung verstieß, in-

dem sie heimlich Briefe nach draußen schmuggelte, durfte die junge Mutter 

zur Strafe "nicht mehr zur Säuglingsstation, sondern muß an der Pforte blei-

ben". Bereits zeitgenössische Kritiker bemängelten, dass in einigen Heimen 

Mädchen zur Strafe auf der Säuglingsstation eingesetzt wurden oder jungen 

Müttern der Kontakt zum Kind verwehrt wurde, so dass es ihnen später 

schwer fiel, positive Beziehungen zu ihren Kindern aufzubauen. Wie Gothe 

und Kippe feststellten, hatte sich bis Mitte der siebziger Jahre an dieser 

Strafpraxis wenig geändert. (Vgl. Gothe/Kippe 1975, S. 119) 

 

3.3.1 Exkurs: Der Vorfall in der Erziehungsanstalt für Mädchen 

"Bethesda" im Jahre 1946 

 

 Im Jahre 1946 kam es im Mädchenheim "Bethesda" in Boppard zu einem 

Vorfall, der sowohl in den Medien, als auch innerhalb der Inneren Mission 

und der Rheinischen Fürsorgeerziehungsbehörde großes Aufsehen erregte 

und eine intensive Diskussion über Erziehungsmethoden und Strafmaß-

nahmen innerhalb der Heimerziehung auslöste: 

 In der Nacht zum 28.8.1946 brachen drei Mädchen der Geschlechts-

kranken-Station aus dem Schlafsaal des ersten Stockes der Erziehungsanstalt 

"Bethesda" in Boppard aus. Zwei Mädchen misslang die Flucht, sie stürzten 

und zogen sich Verletzungen zu, ein Mädchen entkam mit einer leichten 

Fußverletzung, wurde aber am nächsten Tag aufgegriffen und ins Heim 

zurückgebracht. Bereits einige Wochen zuvor, am 19.6.1946, waren zehn 

geschlechtskranke Mädchen aus der Anstalt geflohen. Nach diesem Ausbruch 

                                                
77ALVR 14104, Strafmaßnahmen im Dorotheenheim aus dem Jahre 1949, Bl. 382. 
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wurden die übrigen Mädchen der Geschlechtskrankenstation von der Oberin 

über die strafbaren Folgen eines Entweichens (nach § 327 StGB) aufgeklärt 

und eindringlich verwarnt. Da dieser erneute Vorfall die Anstaltsordnung 

erheblich bedrohte, sah sich die Oberin genötigt, die Ausreißerinnen körper-

lich zu bestrafen. Obwohl die Oberin anfänglich bei dieser Züchtigung keine 

Hilfsmittel einsetzen wollte, verabreichte sie den Zöglingen schließlich mit 

einem von einer weiteren Schwester herbeigebrachten Kleiderklopfer einige 

Schläge aufs Gesäß und erteilte Ohrfeigen. Nachdem dieser Vorfall von der 

Presse veröffentlicht wurde, sah sich die Oberin genötigt, eine Selbstanzeige 

wegen Misshandlung zu erstatten. Sie wurde daraufhin suspendiert und die 

Staatsanwaltschaft leitete entsprechende Ermittlungen ein: Die Erzieherinnen 

bestätigten, dass die Oberin nicht von Anfang an vorhatte, die Zöglinge mit 

einem Gegenstand zu züchtigen:  

 
"... Sie hatte aber dabei ... nicht daran gedacht, die Zöglinge unter Zuhilfe-
nahme irgendeines Werkzeuges zu züchtigen. Dazu wurde sie erst veran-
laßt, als diese Zeugin aus eigenem Antrieb einen Kleiderklopfer herbei-
brachte und diesen der Oberin übergab. Mit diesem Klopfer, einem etwa 30 
cm langen runden Holzstiel, an dem 2 etwa 40 cm lange chromlederne 
Streifen befestigt sind, erhielten die an dem Ausbruch beteiligten Zöglinge 
einige Schläge auf das Gesäß." 78 

 

Die Staatsanwaltschaft stellte fest, dass diese Vorgehensweise keiner körper-

lichen Misshandlung entsprach:  

 
"Die Betroffenen waren dabei mit einem Nachthemd bekleidet. Die Schläge 
waren auch offenbar nicht besonders schmerzhaft und fest gewesen."79 

 

Gerechtfertigt wurde die körperliche Züchtigung vor allem durch das Wagnis 

des Ausbruchs und die Gefahr für die Öffentlichkeit, die von den entflohenen 

Zöglingen als Ansteckungsquelle für Geschlechtskrankheiten ausging: 
 

"Hinzukommt, daß erfahrungsgemäß die geschlechtskranken Zöglinge, die 
ihre Flucht nur mit einem Nachthemd bekleidet beginnen, und auf der 

                                                
78Archiv Diakonisches Werk, Bestand Ohl 73.4.9, Einstellung des Verfahrens gegen die 
Oberin Soden auf die Selbstanzeige v. 15.1.1947 wegen Misshandlung, Schreiben des 
Staatsanwaltes v. 11.3.1947, unpag. 
79Ebd. 
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Straße irgendein Kraftfahrzeug anhalten, eine gefährliche Quelle für die 
Verbreitung von Geschlechtskrankheiten darstellen ... "80 

 

Die Ermittlungen der Staatsanwaltschaft ergaben, dass es tatsächlich nur in 

einem Fall zu einer körperlichen Züchtigung gekommen sei. Dieser Vorfall 

wurde als Ausnahmesituation bewertet, in rechtlicher Hinsicht hielten sich die 

Bestrafungen durchaus im Rahmen des an die Oberin übergegangene Züch-

tigungsrecht. Zudem erlaubte der zu diesem Zeitpunkt geltende Erlass des 

deutschen Innenministers körperliche Züchtigungen von weiblichen Zög-

lingen, so dass rechtlich gesehen gar keine strafbare Handlung seitens der 

Oberin vorlag. Darüberhinaus brachte die Staatsanwaltschaft zum Ausdruck, 

dass vernünftige Eltern bei gleicher Sachlage nicht anders als die Oberin ge-

handelt hätten. Einige der Bestraften, sowie deren Erziehungsberechtigte be-

kundeten ihr Verständnis für die Züchtigungen. Da in den folgenden vier 

Monaten weitere Ausbrüche ausblieben, erschien die Handlungsweise der 

Oberin als gerechtfertigt. 
 
" ... Nach den Bekundungen der Stationsschwestern waren die Mädchen 
verstockt, so dass nach Ansicht dieser Schwestern einmal durchgegriffen 
werden musste, um die Mädchen aufzurütteln; aber es war doch kein 
wahlloses Schlagen, sondern ein massvolles Strafen, nach dem noch die 
Oberin vorher mit jeder Einzelnen gesprochen hatte ... Demnach muss die 
Erziehungsweise des Heimes keineswegs eine innerlich abstossende Wir-
kung gehabt, sondern eine tragfähige innere Verbundenheit erzielt haben 
..." 81 

 

Das Verfahren gegen die Oberin wurde am 11.3.1947 eingestellt. Dennoch 

wurde in zahlreichen Zeitungen der Skandal im Erziehungsheim heftig 

kritisiert, die "Frankfurter Rundschau" sprach von einem "mittelalterlichen 

Erziehungsgewerbe" 82, die "Rheinzeitung" nannte als praktizierte 

Strafmaßnahmen " Abzüge an der ohnedies nicht üppigen Kost, Schreib-

verbot und sogar Stock- und Peitschenhiebe auf entblösste Körperteile" 83, 

der "Rheinischer Merkur" beschrieb "Züchtigungen ... wie man sie nicht bei 

                                                
80Ebd. 
81Archiv Diakonisches Werk, Bestand Ohl 73.4.9, Schreiben Oberin v. Soden, 27.12.1947 
an Landesregierung Rheinland-Pfalz/Minister für Gesundheit und Wohlfahrt, Abt. FEB, 
Koblenz, an Vorsitzenden der Anstalt Bethesda; Herrn Direktor Ohl Langenberg; 
Militärregierung; hier: Ergebnis des Untersuchungsausschusses, unpag. 
82Jg. 3, Nr. 109 v. 12.12.1946. 
83Nr. 4 v. 13.1.1947 und Nr. 9 v. 25.1.1947. 
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Menschen anwendet"84 und der "Neue Mainzer Anzeiger" schrieb über "eine 

gewisse Freifrau von Soden, deren Erziehungspraxis sich im Gebrauch der 

Hundepeitsche für sechszehn- bis achtzehnjährige Mädchen erschöpft. Heute 

noch!"85 

 

 Die Innere Mission als Träger des Erziehungsheimes verurteilte die Be-

richterstattung als "üble Pressekampagne", die der Realität nicht entspräche. 

 
" ... eine Kampagne, die von weiten Kreisen der Bevölkerung als eine un-
liebsame Erinnerung an die Zeiten des "Stürmers" und des "Schwarzen 
Korps" gewertet worden ist - ist die Oberin aufs gröblichste in ihrer per-
sönlichen Ehre verletzt, die Anstalt und die christliche Fürsorgeerziehung 
als solche aufs schwerste misskreditiert worden." 86 
 

Die entsprechenden Zeitungen wurden aufgefordert, ihre Darstellungen zu 

widerrufen. 
 
"Um so gebieterischer ist die Notwendigkeit gegeben, die Öffentlichkeit 
über den wirklichen Sachverhalt aufzuklären. ..." 87 

 

 Durch diese negative Berichterstattung sahen die Führungskreise der 

Inneren Mission ihren bislang guten Ruf gefährdet:  

 
"... Auch die Sache selbst ist nicht leicht zu nehmen; die Züchtigung mit 
einer Klopfpeitsche muß in einem Hause der Inneren Mission unmöglich 
sein, und das Verhalten der Oberin widerspricht sowohl der Ordnung des 
Hauses als auch den Anordnungen, die ihr der Vorstand gegeben hat ... 
Unmöglich ist aber der unternommene Versuch, das Verhalten von Frau 
Oberin als eine pädagogisch und psychologisch vertretbare Erziehungs-
maßnahme hinzustellen; das ist nicht nur ein Zeichen von pädagogischem 
und psychologischem Dilettantismus, sondern unvereinbar mit dem Geist 
der Inneren Mission; eine solche Pädagogik weiß nichts vom Geiste Wi-

                                                
84Nr. 1 v. 1.1.1947, Nr. 4 v. 25.1.1947. 
85Nr. 2 v. 7.1.1947. 
86Archiv Diakonisches Werk, Bestand Ohl 73.4.9, Abschrift Schreiben v. 9.4.1947 an 
Minister für Volkswohlfahrt, Rheinland Pfalz, Koblenz und den Bevollmächtigten der 
Leitung der Ev. Kirche in der Rheinprovinz Herrn Kirchenrat Sachsse, Oberwinter a. Rh., 
unpag. 
87Ebd. 
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cherns und Bodelschwinghs, bei solcher Haltung ist auch keine Gewähr da-
für gegeben, daß solche Entgleisungen in Zukunft vermieden werden ..." 88 

 

Otto Ohl, der damalige Vorsitzende der Inneren Mission des Rheinlandes, 

beurteilte die Selbstanzeige der Oberin als überflüssig, weil sie dadurch eine 

unnötige öffentliche Diskussion über die Erziehungsmethoden in Heimen der 

Inneren Mission auslöste. Die Verantwortlichen versuchten stets, über in-

terne Krisen innerhalb des Wohlfahrtsverbandes nichts an die Öffentlichkeit 

dringen zu lassen. Allerdings gab es auch innerhalb der Inneren Mission 

Mitglieder, die die Vorgehensweise der Oberin - trotz ihrer rechtlichen Le-

gitimation - kritisierten und grundsätzlich ablehnten. Dennoch verstummten, 

nachdem sich die öffentliche Diskussion beruhigt hatte, auch jene kritischen 

Stimmen, die eine sorgfältigere Auswahl der Oberinnen und neue Aus-

bildungsstandards für Führungskräfte und Erzieherinnen forderten und auch 

in den Erziehungsheimen blieb nach diesem aufsehnerregenden "Vorfall" 

weiterhin alles beim Alten. 

 

3.4 Erziehung zur Arbeit - Schul- und Berufsausbildungen in Mädchen-

heimen 

 

 Häufiger Dienststellenwechsel oder ein "wählerischer Umgang" mit 

Arbeitstellen hatten in vielen Fällen bereits vor 1933 eine 

jugendfürsorgerische Betreuung begründet. Da Arbeit unter den 

Nationalsozialisten jedoch zu einem Wert an sich erhoben wurde, verschärfte 

sich auch die Verfolgung der Arbeitsverweigerer. (Vgl. Kuhlmann 1989, S. 

100) Nach 1945 änderte sich im Fürsorgebereich wenig an dieser Haltung 

zur Arbeit: Häufiger Arbeitsplatzwechsel oder Arbeitslosigkeit wurden in 

zahlreichen zeitgenössischen Untersuchungen zur Jugendverwahrlosung und 

-kriminalität der fünfziger und sechziger Jahre als kriminogene Faktoren 

herausgestellt.  
 

"Nur ein kleiner Prozentsatz hat die Berufsausbildung abgeschlossen ... 
Sehen sich die Jugendlichen neuen Problemen ausgesetzt, die sie, nun auf 
sich allein gestellt, glauben nicht lösen zu können, so ergreifen sie die 
'Flucht'. Das führt zu einem häufigen Arbeitsplatzwechsel ... Andererseits 
kann auch der häufige Arbeitsplatzwechsel auf eine ständige Ruhelosigkeit 

                                                
88Archiv Diakonisches Werk, Bestand Ohl 73.4.9, Schreiben Pfarrer Mundle/Boppard an 
Rhein. Provinzialausschuss für Innere Mission v. 23.9.1947, unpag. 
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und Unsicherheit der Minderjährigen zurückgeführt werden." (Herrfahrdt 
1971, S. 45) 

 

Wie in den Jahrzehnten zuvor wurde bei weiblichen Jugendlichen 

"Arbeitsbummelei" fast immer mit sittlicher "Verwahrlosung" in Verbindung 

gebracht. Die Aktenanalyse bestätigt, dass bis weit in die sechziger Jahre 

Bezeichnungen wie "arbeitsscheu" oder "Arbeitsbummelantin" verwendet 

wurden. In Fachpublikationen und juristischen Dissertationen fanden sich 

diese Begriffe ebenfalls ohne jegliche Problematisierung. (Vgl. Kenkmann 

1996, S. 280) 

 

 Gerade für Mädchen erschien eine Anleitung zur geregelten Arbeit als un-

erlässlich, um sie vor weiterer "Verwahrlosung" zu bewahren:  
 

"Umgekehrt wirkt sich eine drohende oder schon eingetretene Verwahr-
losung, die zunächst unabhängig von der Arbeit entstanden ist, in der Regel 
auch negativ auf das Arbeitsverhalten aus und führt zum Nachlassen der 
Leistungen, wenn nicht sogar zum völligen Versagen. Dies gilt - wie die 
Erfahrung immer wieder bestätigt - für Mädchen in stärkerem Maße als für 
Jungen. Während Jungen Arbeits - und Freizeitverhalten durchaus trennen 
können, stehen bei den Mädchen beide in enger Wechselwirkung und be-
einflussen sich gegenseitig." (Bock 1960, S. 130) 

 

 Die Berufserziehung der Mädchen war als wichtiges pädagogisches Mittel 

fester Bestandteil des Alltags im Heim, da  
 

" ... die Gefährdung der Jugend ist zu einem wesentlichen Teil dadurch be-
dingt, daß die Jugend nicht arbeitet oder aber kein inneres Verhältnis zur 
Arbeit findet ..."89  

 

Mädchen, die vor der Heimeinweisung den Schulunterricht schwänzten oder 

nach der Schulentlassung keiner geregelten Arbeit nachgingen, galten bereits 

als erheblich gefährdet oder "verwahrlost". Die meisten als "verwahrlost" 

eingewiesenen Mädchen gehörten zu der benachteiligten Gruppe der Ju-

gendlichen ohne Schulabschluss oder abgeschlossene Ausbildung.90  

                                                
89HStA NW 41-7, Schreiben Sozialminister an JÄ von Nordrhein, v. 12.07.1948, betr. 
Richtlinien zur Berufserziehung der Jugendlichen, Bl. 130. 
90Vgl. Düchting 1952, S. 116. 
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"Außerdem sollten die Mädchen, wenn sie wieder in das freie Leben 
hinauskommen, so gefestigt sein, dass sie möglichst allein mit dem Leben 
fertig werden, ihren Lebensunterhalt durch ihrer Hände Arbeit verdienen."  
 

So beschrieb das Düsseldorfer Dorotheenheim den Sinn des Heim-

aufenthaltes.91 Die Mädchen sollten erkennen, dass sie durch ihre eigene Lei-

stung etwas wert waren und durch Arbeit einen festen Halt im Leben finden 

konnten. 

 

 Die charakterliche Förderung als Gegengewicht zu einem "unklaren Trieb-

leben" der gefährdeten Jugend, die erzieherische Dimension des Unterrichts, 

war wichtiger als die reine Wissensvermittlung. 
 

" ... Für den Berufsschulunterricht in unserem Heim ist uns die er-
zieherische Bedeutung des Unterrichts die Hauptsache, natürlich soll auch 
das Wissen gefördert werden. Das Wichtigste ist für unsere Mädchen die 
charakterliche Förderung durch den Unterricht. Wir versuchen ihnen durch 
den Unterricht vor allem innere Werte für ihr Leben mitzugeben."92 

 

In den Heimen standen gemüts- und willensbildende Aufgaben im Vorder-

grund, wohingegen rein verstandesmäßige und auf das Berufsleben vor-

bereitende Aufgaben eher vernachlässigt wurden.  

 
"Die gemüts- und willensbildenden Aufgaben müssen meines Erachtens viel 
stärker gepflegt und geübt werden als die rein Verstandes- und auf das 
Berufsleben ausgerichteten Dinge. Deshalb muss eine Weite des Lehrplans 
möglich sein. Auch wegen des noch viel bunter zusammengewürfelten 
Schülerinnenmaterials, ist eine Elastizität des Lehrplans erforderlich." 93 

 

 In Heimen für schulentlassene Mädchen besaß bis Ende der sechziger 

Jahre die praktische Arbeit einen weitaus höheren Stellenwert als der 

(theoretische) Berufsschulunterricht. 

 
"Wir empfinden es immer wieder sehr dankbar und pädagogisch sehr helfend, 
dass wir die straffe gewerbliche Arbeit in unserer Wäscherei haben. Diese 

                                                
91Archiv Diakonisches Werk, Bestand Ohl 68.3.3, Schreiben Dorotheenheim an Ohl vom 
12.02.1949, unpag. 
92Archiv Diakonisches Werk, Bestand Ohl 68.3.3, Schreiben Ev. Mädchenheim Ratingen 
an Ohl v. 15.2.1949 bez. Berufsschulpflicht, unpag. 
93Archiv Diakonisches Werk, Bestand Ohl 68.3.3, Schreiben Dorotheenheim an Ohl v. 
12.2.1949, unpag. 
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aber mit den Ansprüchen, die die Berufsschule an uns stellt, zu vereinigen, ist 
schon jetzt oft ein Kunststück. Deshalb bitte ich sehr darauf zu dringen, dass 
die Schulgedanken nicht überspitzt werden ... Wir haben vor Jahren, als der 
Unterricht der Mädchen sehr betont wurde, beobachten müssen, dass die 
Erziehung etwas an Lebensnähe verloren hatte. Die Mädchen wurden zu 
egoistisch. Es dreht sich im Heim ja so wie so schon alles um sie, so verstärkt 
ein übertriebener Unterricht, den sie ja doch immer gern haben, ihr Geltungs-
bedürfnis. Draussen, in den Stellungen, sind sie dann sehr enttäuscht, wenn 
das alles wegfällt ..."94  
 

Nicht unerheblich erscheint dabei die Tatsache, dass die Heime aufgrund 

ihrer finanziellen Lage gezwungen waren, ihre gewerblichen Betriebe voll 

auszunutzen, und auch aus diesem Grunde der theoretische Lehrplan oft zu 

kurz kam. In den Heimen für schulentlassene Mädchen betrug die Arbeitszeit 

durchschnittlich sieben bis acht Stunden und entsprach damit genau den Vor-

schriften des Jugendschutzgesetzes. (Vgl. Bock 1960, S. 132) 

 

3.4.1 Die hauswirtschaftliche Prüfung für weibliche Zöglinge 

 

 Die meisten Heime verfügten über heimeigene Schul- und 

(hauswirtschaftliche) Berufsschulklassen. In den Heimen wurde Elementar- 

und Volksschulunterricht angeboten.  

 

 Ziel des Heimaufenthaltes blieb bis Ende der sechziger Jahre die Vor-

bereitung der Mädchen auf ihre spätere Rolle als Hausfrau und Mutter. 

Schulentlassene Mädchen erhielten in der Regel eine hauswirtschaftliche 

Grundausbildung.95 Die seit den zwanziger Jahren in Mädchenheimen des 

Rheinlandes regelmäßig durchgeführten hauswirtschaftlichen Prüfungen 

wurden nur durch die Kriegsereignisse im Jahr 1945 etwas vernachlässigt. 
 

" ... Abgesehen vom Sommer 1945 haben bei uns die hauswirtschaftlichen 
Kurse seit 1928 regelmässig stattgefunden." 96 

 
                                                
94Ebd. 
95Ausnahmen wurden schon mal bei "schwachbegabten" Mädchen gemacht. "Es versteht 
sich bei unseren Schützlingen von selbst, dass jede Normalbegabte die Prüfung mitmacht, 
hingegen zwingen wir keine der Minderbegabten, am Kursus teilzunehmen." (ALVR 
14141, Diak. Mutterhaus an FE-Behörde v. 27.9.1946 betr. Hauswirtschaftlichen 
Prüfung., Bl. 415) 
96ALVR 14141, Diak. Mutterhaus an FE-Behörde v. 27.09.1946 betr. 
hauswirtschaftlichen Prüfung, Bl. 415. 
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 In allen Erziehungsheimen für schulentlassene Mädchen war 

darüberhinaus eine umfassende theoretische und vor allem praktische 

hauswirtschaftliche Ausbildung mit Abschlussprüfung verbindlich. Der 

theoretische Unterricht wurde durch Lehrkräfte in einem regelmäßigen 

Kursus sichergestellt, ansonsten wurden schulentlassene Mädchen in allen 

Bereichen des Hauses, in Küche, Wäscherei, Kindergruppen, bei 

Putzarbeiten und Gartenarbeit im ständigen Wechsel eingesetzt. 

 

 Die Mädchen wurden in hauswirtschaftlichen Fächern geprüft, im prak-

tischen Teil wurden Waschen, Putzen, Bügeln, Nähen, Mangeln, Stopfen, 

Flicken, sowie Säuglings- und Kinderpflege begutachtet.  
 

"Theoretische Prüfung: Ernährungslehre, Gesundheitslehre, Rechnen, 
Familienkunde, Hauswirtschaftskunde, Säuglingspflege (je ca. 20 Minuten); 
Praktische Prüfung: 1. Gruppe: Arbeit mit Kindern mit anschliessender 
hauswirtschaftlicher Arbeit, 2. Gruppe: Nähsaal - Stopfen, Flicken, Nähen; 
3. Gruppe: Waschen-Bügeln, 4. Gruppe: Hausarbeit: Metallputzen, 
Zimmer putzen, Bürsten und Kämme reinigen. (Bl. 395) ... Praktische Auf-
gaben: 1. Praktische Säuglingspflege, Raum aufräumen und putzen 
(Dienstzimmer der Mütterstation), 2. Bewegungsspiele mit Kleinkindern, 
Fenster putzen - gründlich (Tagesraum der Mütterstation); 3. Betreuung 
der Kinder bei der Mahlzeit, Möbelpflege (Tagesraum der Mütterstation); 
4. Wäsche nachsehen - stopfen (Nähsaal), 5. Wäsche nachsehen - flicken 
(Nähsaal); 6. Knabenschürze nähen, geschmackvoll gestalten (Nähsaal); 7. 
Nachthemd (schneiden) und nähen (Nähsaal); 8. Mädchenschürze nähen 
und Stickmusterprobe dazu (Nähsaal); 9. Wäsche bügeln ... 11. Seiden-
wäsche waschen, Fensterputzen (Lehrküche); 12. Wollsachen waschen, 
Türen putzen (Lehrküche) ..." 97 

 

Auch zu Beginn der sechziger Jahre offenbarten die Aufgaben der prak-

tischen hauswirtschaftlichen Prüfung keineswegs ein modernes Frauenbild, 

wie die Prüfungsthemen für schulentlassene Mädchen aus Haus Elim aus dem 

Jahre 1963 beweisen: Einführen eines Volkstanzes 'Goh von mi ...', Kon-

zentrations- und Geschicklichkeitsspiele, Basteln eines Mobiles (mit Vögeln) 

für den Gruppenraum, Gemeinschaftsarbeit, Waschen von Seiden- und 

Wollwäsche.98 Dennoch entsprach die hauswirtschaftliche Ausbildung der 

                                                
97ALVR 14104, Prüfungsplan für die hauswirtschaftliche Prüfung der Mädchen am 
15.9.1948 im Dorotheenheim, Bl. 395 und 398. 
98Vgl. Archiv Diakonisches Werk, Bestand ON 2: EV 1924-1967, Erziehungspraktische 
Prüfung der Klasse II 1963, Haus Elim, unpag. 
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Mädchen in den Heimen noch immer voll und ganz den gesellschaftlichen 

Vorstellungen über die Mädchenerziehung und -ausbildung.  
 

"Fürsorgeerziehungsheime für Schulentlassene sind nicht in erster Linie 
Stätten der Berufsausbildung mit speziellen Erziehungsmethoden, sondern 
Erziehungsstätten, die u.a. auch, soweit sie dazu in der Lage sind, Berufs-
ausbildungsmöglichkeiten schaffen sollen." (Bock 1960, S. 58) 

 

Dass die Berufserziehung den Zielen von Erziehung und Disziplinierung 

untergeordnet wurde, zeigten die rechtlichen Bestimmungen deutlich: 

 
"Während die FE-Behörde bei der FEH nicht berechtigt ist, einen Lehr-
vertrag abzuschließen, hat sie im Hinblick auf den Vorrang der sittlichen 
Erziehung vor der Berufsertüchtigung auch hier das Recht, die Berufs-
ausbildung zu bestimmen, bzw. Wünsche der Eltern, soweit sie nicht in 
ihren Erziehungsplan passen, zurückzuweisen ... Sie schafft die Möglich-
keit, ein Lehrverhältnis von Seiten der FE-Behörde allein aus pädago-
gischen Gründen sofort zu beenden ... In der Geschäftsanweisung der FE-
Behörde der Rheinprovinz für Anstalten und Fürsorger, die nach Be-
schlüssen der Provinzialausschüsse der Rheinprovinz vom 5.6.1925 und 
vom 10.3.1928 herausgegeben wurden, heißt es zur Berufserziehung der 
Mädchen im Abschnitt B unter §15: 'Mädchen sind nach der Schul-
entlassung in Dienststellen unterzubringen, in denen sie zur gründlichen 
Erlernung aller Hausarbeiten, wie Nähen, Stricken und Flicken angeleitet 
werden' .... " (Bock 1960, S. 61) 

 

 Bereits im Jahre 1949 machte das Kultusministerium die Heime 

wiederholt darauf aufmerksam, dass die Berufsschulpflicht auch für 

Fürsorgezöglinge bestehe. Sofern ein Besuch öffentlicher Berufsschulen nicht 

möglich wäre, sollten Heim-Berufsschulen unter der Aufsicht des 

Regierungspräsidenten eingerichtet werden, lautete ein Vorschlag der 

Behörden aus dieser Zeit. Die Erziehungsheime, deren Unterricht und 

hauswirtschaftliche Prüfungen unter der Aufsicht des Sozialministeriums 

standen, verwehrten sich energisch gegen eine Gleichschaltung von Heim- 

und öffentlichen Schulen. 

 
"Dagegen möchte ich mich ganz energisch wehren, es schauen schon genug 
Stellen in unsere Heime hinein, da können wir nicht noch neue solcher 
Aufsichtsbehörden dazu haben. ... " 99 

                                                
99Archiv Diakonisches Werk, Bestand Ohl 68.3.3, Schreiben Dorotheenheim an Pfarrer 
Ohl v. 12.2.1949, unpag. 
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Eine Angleichung des Lehrplans an den öffentlicher Berufsschulen wurde 

von den Heimen abgelehnt und als nicht sinnvoll erachtet, da viele Zöglinge 

aufgrund schulischer Defizite einer intensiveren schulischen Unterweisung 

bedurften. Auch Haus Elim erklärte das bestehende Berufsschulsystem in den 

Erziehungsheimen für nicht anwendbar, da bei ihnen zwei Drittel aller Zög-

linge Hilfsschülerinnen seien. 

 
"So muß sich der Unterricht in erster Linie auf die Ausfüllung der vor-
handenen Lücken erstrecken, damit überhaupt die Voraussetzung für die 
Berufsschulfächer geschaffen wird."100 

 

Zudem wurde die Teilnahme schulentlassener Mädchen am öffentlichen Be-

rufsschulunterricht als gefährlich eingeschätzt: 

 
" ... Für Heime mit schulentlassenen Mädchen halte ich die Teilnahme am 
öffentlichen Berufsschulunterricht für undurchführbar ... Die Gefahr von 
Durchsteckereien, die Gefahr, heimlich Briefe zu schreiben, die Gefahr des 
Anbändelns mit Berufsschülern und die Gefahr des Entweichens wäre groß 
..."101  

 

 Wie wenig eine Berufsausbildung für weibliche Zöglingen im Grunde ge-

wünscht war, zeigt sich deutlich in der Ablehnung aller Mädchenheime bei 

beruflichen Eignungsprüfungen, die das Sozialministerium im Jahre 1948 

anbot.102 Die Vorbereitung auf die spätere Rolle als Hausfrau und Mutter 

oder als angelernte Hausgehilfin, wurde als ausreichend erachtet:  

 
" ... Wir bilden unsere Mädchen für den hausfraulichen Beruf aus und 
bieten ihnen bei guter Eignung Gelegenheit zur Erlernung des 
Schneiderinnenhandwerks ..."103  
" ... Da unsere Mädchen in der Hauptsache für den Hausgehilfinnenberuf 
vorbereitet werden ..." 104 

                                                
100Archiv Diakonisches Werk, Bestand Ohl 68.3.3, Schreiben Haus Elim an Rhein. 
Provinzial-Ausschuss/Ohl v. 15.2.1949, unpag. 
101Archiv Diakonisches Werk, Bestand Ohl 68.3.3, Schreiben Bethesda Boppard an Ohl 
v. 22.02.1949, unpag. 
102Vgl. ALVR 14012, Schreiben Sozialminister an alle Erziehungsheime v. 13.03.1948, 
Bl. 336. 
103ALVR 14012, Antwort St. Raphael, Aachen v. 31.03.1948, Bl. 362, 
104ALVR 14012, Antwort Dorotheenheim v. 8.4.1948, Bl. 367. 
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"Für die weit überwiegende Mehrzahl unserer Mädchen kommt allein 
schon im Hinblick auf den späteren Beruf als Hausfrau und Mutter die 
Ausbildung in den vielen Zweigen der Hauswirtschaft in Betracht ..." 105 

 

Da viele weibliche Zöglinge als schwererziehbar und schwachbegabt einge-

stuft wurden, schien eine besondere Förderung ihrer Fähigkeiten weder not-

wendig, noch aussichtsreich.  
 

"Für unsere schwererziehbaren Mädchen ist in den meisten Fällen lediglich 
die Unterbringung als Hausgehilfin möglich. Eine Berufs- bzw. Lehr-
ausbildung kommt nur vereinzelt in Frage ..."106  

 

 Bei einer Mitgliederversammlung des Evangelischen 

Jugendfürsorgevereins Rheinland e.V. stellte Scherpner bereits im Jahr 1958 

fest, dass die Erziehung im Heim unzureichend auf das spätere Leben 

vorbereite und eine Beschäftigung mit Häkeln und Stricken nicht mehr einer 

modernen Mädchenerziehung entspräche.107 

 

In ihrer Untersuchung aus dem Jahre 1960 stellte Bock fest, dass weibliche 

Fürsorgezöglinge in ihren Ausbildungsmöglichkeiten im Heim bis in die 

sechziger Jahre stärker als männliche Zöglinge benachteiligt wurden: "Von 

32 Heime, die keine Ausbildungsmöglichkeiten zur Verfügung haben, sind 

nur 3 Jungen-Heime aber 29 Heime für Mädchen." (Bock 1960, S. 70) 
 

"Während die Übersicht der Jungenheime 59 (original unterstrichen, A.L.) 
verschiedene Lehr-Anlern- und Hilfsberufe hat, besteht in den Mädchen-
heimen mit nur 21 Berufen nur 1/3 (original unterstrichen, A.L.) dieser 
Möglichkeiten." (Bock 1960, S. 73) 

 

 Für begabtere Mädchen, die sich gut führten, gab es in einigen Heimen die 

Möglichkeit, eine Lehrausbildung in traditionellen Frauenberufen zu absol-

vieren, als Damenschneiderin oder in zum Teil veralteten Berufen, wie Weiß- 

oder Wäschenäherin. Daneben gab es Anlernausbildungen für Hand-

                                                
105ALVR 14012, Antwort Erziehungsheim der Dominikanerinnen Düsseldorf v. 
15.4.1948, Bl. 372. 
106ALVR 14012, Antwort Marienheim Hagen v. 31.3.1948, Bl. 363. 
107Vgl. Archiv Diakonisches Werk, Bestand Ohl 70.2.4, Protokoll 
Mitgliederversammlung Ev. Jugendfürsorgeverein Rheinland e.V. am 12.11.1958, unpag. 
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plätterinnen, sowie Fortbildungen in Spezialarbeiten der Näh-, Plätt- und 

Waschbetriebe, Garten- und Landarbeiten. 

 

 In den sechziger Jahren wurden die Stimmen nach einer gestärkten 

Berufsausbildung für Mädchen im Heim laut:  
 

"Auch die Berufsausbildung der weiblichen Jugend in den Heimen muß sich 
ändern. Für Mädchen ist eine hauswirtschaftliche Grundausbildung uner-
läßlich. Zusätzlich ist eine Berufsausbildung im Rahmen eines Lehr- oder 
Anlernverhältnisses wünschenswert." (AFET 1961, S. 12) 

 

 Angesichts der gesellschaftlichen Forderung nach verbesserten Aus-

bildungschancen für Mädchen wurde die hauswirtschaftliche Ausbildung ab 

Mitte der sechziger Jahre etwas eingeschränkt und die Möglichkeiten der 

gewerblichen und industriellen Arbeit erweitert. Bereits seit Anfang der 

sechziger Jahre war es in einigen Heimen möglich, freiwillig Kurse für Ste-

nographie und Schreibmaschine oder Englischkurse zu besuchen.108 

Zudem bestand ab 1968 in Heimen für schulentlassene Mädchen die Mög-

lichkeit, einen Hauptschulabschluss nachzuholen. Damit wurden in der Auf-

gabenstellung des Erziehungsheims neue Akzente gesetzt: Die Erziehung der 

Mädchen nahm zunehmend den Charakter einer schulischen Ausbildung an. 
 

"Ja, wir haben zunächst die Berufsausbildung gehabt, sehr gefördert, die 
hauswirtschaftliche Ausbildung, wir haben die Damen-Schneiderinnen ge-
habt, wir haben die Wäsche-Schneiderinnen gehabt. Wir haben die dreijäh-
rige Ausbildung, wir haben die 2-jährige Ausbildung gehabt. Wir haben 
Stenographie und Maschinenschreiben gemacht, aber seitdem das zehnte 
Schuljahr eingeführt wurde, ist die Berufsausbildung bei uns zurück-
gegangen ... Dann haben wir mehr Wert auf den Hauptschulabschluss ge-
legt, dass wir durchgängig Hauptschüler hatten, die dann bei uns den 
Hauptschulabschluss erreichen mussten. Und hin und wieder noch 'ne Be-
rufsausbildung, aber die ist kontinuierlich zurückgegangen mit Einführung 
des zehnten Schuljahrs." (Interview Schwester A.) 
 

Im St. Agnes-Stift besaß eine abgeschlossene Schul- und Berufsausbildung 

für die Mädchen seit den siebziger Jahren einen wichtigen Stellenwert, da sie 

                                                
108Vgl. ALVR Stehordner 2:437/29 Gedanken zum Forschungsauftrag an Prof. Dr. Hans 
Thomae, Uni Bonn von Dr. Beurmann v. 16.7.1973 'Probleme der öffentlichen 
Erziehung'. 
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dazu beitrug, ihr durch ihre bisherige Biographie oftmals geschwächtes 

Selbstbewusstsein zu stärken. 

 
"... Weil sie erstens dadurch unabhängig wurden vom Elternhaus, sie 
konnten ihr eigenes ehrliches Geld verdienen. Sie waren wer, sie konnten 
'ne Arbeitsstelle suchen, sie hatten 'ne Ausbildung, das hat denen unendlich 
viel gegeben, also, das war sehr wichtig. Das war auch den Mädchen sehr 
wichtig beim guten Abschluss eine Berufsausbildung zu bekommen." 
(Interview Schwester E.) 

 
"Sie war'n den anderen auch wieder gleichwertig. Sie konnten den Klassen-
kameraden sagen, seht, das hab' ich erreicht, ich bin euch wieder gleich-
wertig, wenn ich auch gebummelt habe, aber ich bin wieder da." (Interview 
Schwester A.) 

 

Ulrike (Jg. 1953) besuchte vor der Heimeinweisung die neunte Klasse der 

Volksschule und bekam im Dorotheenheim die Möglichkeit ihren Volks-

schulabschluss nachzuholen.  
 
"Intelligenzmäßig scheint sie durchschnittlich begabt zu sein. Wir haben U. 
in den Unterricht zur Vorbereitung auf die Prüfung zum VS-Abschluß ge-
nommen. Ihre Schulaufgaben macht sie ohne Aufforderung sehr ordent-
lich." 

 

Mit Erreichen des Schulabschlusses hatte sie ihre beruflichen Chancen ver-

bessert und war in der Lage, eine Ausbildung als Kinderpflegerin zu be-

ginnen, woraufhin bei ihr eine positive Entwicklung einsetzte: "Sie (die 

Eltern, A.L.) freuen sich, daß U. die Arbeit dort recht gut verrichtet und sie 

ein vernünftiges Berufsziel hat" schrieb die Fürsorgerin des Ev. Gemeinde-

dienstes an das Jugendamt. 

 

 Jedoch wurden nicht allen Mädchen diese Fördermöglichkeiten zuteil: 

Martina (Jg. 1955) hatte lediglich die Möglichkeit, den hauswirtschaftlichen 

Grundkurs zu absolvieren. Das LJA schrieb am 14.7.1972 an das Vormund-

schaftsgericht:  
 
" ... es ist daran gedacht, daß sie den hauswirtschaftlichen Grundkursus be-
sucht. Zur Teilnahme zur Erlangung des Volksschulabschlusses fehlen M. 
leider die intellektuellen Voraussetzungen." 
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 Noch Mitte der siebziger Jahre wurde die Kritik an einer noch immer un-

zureichenden schulischen und beruflichen Ausbildung in Mädchenheimen be-

kräftigt: 

 
"Außer in Hauswirtschaft, Säuglingspflege etc. können sie nur als 
Wäscherin, Schneiderin, Stickerin, Weißnäherin oder in ähnlichen Frauen-
berufen des 19. Jahrhunderts ausgebildet werden. Es wird von den Be-
hörden offen zugegeben, daß man diese 'Ausbildung' als Vorbereitung für 
Fließbandarbeit betrachtet. Für besonders intelligente Mädchen gibt es in 
einigen Heimen neuerdings eine Ausbildung als Locherin. Daneben gibt es 
in den meisten Heimen Produktionsstätten für Kugelschreiber, Lackstifte, 
Pappkartons und ähnliches. Nur sechs Prozent überhaupt der Jugendlichen 
in FE oder FEH stehen in einem Lehr- oder Anlernverhältnis, weitere neun 
Prozent stehen in einem 'sonstigen' Arbeitsverhältnis. Fortbildende Schulen 
fehlen in den Heimen völlig, nur ganz wenige Jugendliche besuchen aus den 
Heimen heraus Real- oder Handelsschulen." (Gothe/Kippe 1975, S. 32 ff.) 

 

 Die Reformen im Blick auf eine moderne Schul- und Berufsausbildung in 

Mädchenheimen vollzogen sich langsam und auch noch in den achtziger 

Jahren erschienen Mädchen benachteiligt. 

 
"Ihres jahrhundertelangen Charakters als Stätten der Arbeitsdisziplinierung, 
der 'Produktion' von Hilfsarbeitern und Hausgehilfinnen und als Instrument 
zur Kostendämpfung der Heimerziehung, wurden Ausbildungs- und 
Beschäftigungsinitiativen in den Heimen seit den 'Heimkampagnen' zwar 
zunehmend entkleidet, modernen Ausbildungsstandards aber bis heute nur 
ausnahmsweise angenähert. Für Mädchenheime zu Beginn der 80er Jahre 
wurde von Freigang u.a. (1986) und Blandow u.a. (1986, S. 202 und 206) 
übereinstimmend deren weiterhin bestehende Bindung an traditionelle 
Frauenbilder moniert, für Jungenheime aber - was die Differenzierung des 
Angebots angeht - gewisse Fortschritte festgestellt." (Blandow 1989a, S. 
293 ff.) 

 

Nach wie vor dominierte in Erziehungsheimen der achtziger Jahre, wie im 

Ratinger Mädchenheim, die hauswirtschaftliche Ausbildung der Mädchen, 

"damit sie sich in die Rolle einüben können, die sie wahrscheinlich später 

einmal übernehmen müssen." (Salzmann 1985, S. 88) 
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3.5 Freizeitgestaltung  

 

 Der Freizeitgestaltung wurde, nicht nur als Ausgleich zu einem sieben bis 

achtstündigen Arbeitstag in Heimen für schulentlassene Mädchen, ein großer 

Stellenwert beigemessen. Die Mädchen sollten unter ständiger Aufsicht zu 

einer sinnvollen Freizeitgestaltung angeleitet werden, "auch die Freizeit muß 

wieder voll in den Dienst der Erziehung gestellt werden." 109 

Im allgemeinen ging man davon aus, dass Mädchen früher verwahrlosen und 

anfälliger für sittliche Gefährdungen seien, wenn sie mit ihrer Freizeit nichts 

anzufangen wissen.  

 
" ... Die meisten Jugendlichen, insbesondere die Mädchen verwahrlosen 
früher, weil sie keinen rechten Gebrauch von der Freizeit gemacht haben. 
Wenn sie an den freien Nachmittagen und Samstagen einsam sind, werden 
sie ohne Zweifel rückfällig werden ..." 110 
 

Freizeit sollte darüberhinaus geistige und moralische Bereicherung sein. Man 

wollte den Mädchen neue Angebote machen, indem man "gesunde" Be-

schäftigungen anbot und sie mit der Hochkultur der Gesellschaft vertraut 

machte, damit sie nicht auf 'billige Vergnügungen der Massenkultur' herein-

fielen und sittlich verwahrlosten.  
 

" ... Dann achten wir auf Sinnenfreudigkeit, suchen sie aber dahin zu 
bringen, freiwillig alles sinnlich=Betonte auszuschalten. Wenn wir unsere 
gefährdeten Jugendlichen zur Gestaltung ihrer Freizeit selber heranziehen, 
müssen wir von vornherein mit der Möglichkeit von Auswüchsen rechnen. 
Sie brauchen immer eine freundliche, konsequent emporbildende Führung, 
die ihnen ihre Scheinwerte durch Gediegenes ersetzt. Wenn wir sie 'lassen', 
finden sie - für das Stegreifspiel z.B. - nur solche Stoffe, die einem 
niedrig=orientierten Milieu, wertlosen Kinostücken und sonstigen zweifel-
haften Schaustellungen entnommen sind ... Gesunde, einwandfreie Sinn-
gehalte des eigentlichen Jugendspiels sind ihnen zunächst fremd, weil sie als 
'Frühreife und Fehlentwickelte' ja vielfach lüstern in dem stehen, was nur 
den Erwachsenen und diesen nur in reiner Weise vorbehalten ist ... Wir 
holen Sonntags auch den Tonfilm ins Heim hinein ... aber auch lernen, 

                                                
109ALVR 18989, Schreiben FE-Behörde an FE-Heime für Mädchen v. 19.08.1946 betr. 
Hauswirtschaftlichen Prüfung, Bl. 117. 
110HStA NW 41-7, Schreiben Sozialminister-Jugendwohlfahrt - an JÄ der 
Nordrheinprovinz v. 10.02.1947, Bl. 103. 
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schöne und wertvolle Filme von seichten und unsittlichen Filmen zu unter-
scheiden ...". 111 

 

Im Heim versuchte man auch in den fünfziger und sechziger Jahren durch 

bürgerliche, rationale und auf Bildung und Gesundheit ausgerichtete 

Erholung, der kommerziellen Unterhaltungsindustrie, Alkohol und 

Tanzvergnügen den Rang abzulaufen. (zu ähnlichen Erziehungskonzepten in 

den zwanziger Jahren vgl. Schmidt 1999, S. 204) Im Gegensatz zur 

beruflichen Bildung besaß die allgemeine und musische Bildung in den 

meisten Erziehungsheimen für schulentlassene Mädchen ein relativ hohes 

Niveau. Zu Beginn der sechziger Jahren äußerte Bock in ihrer Untersuchung 

massive Kritik an den Materialien und Angeboten, die den Mädchen in ihrer 

Freizeit zur Verfügung standen. Ihrer Ansicht nach besaßen die Angebote ein 

zu hohes geistiges Niveau für Fürsorgezöglinge. Auch in diesem Punkt wird 

erneut deutlich, wie sehr die Erziehung in christlichen Mädchenheimen an der 

mittelschichtspezifischen Erziehung orientiert war, und wie wenig sie an 

tatsächliche Erfahrungen und Erlebnisse aus der bisherigen Lebenswelt vieler 

Mädchen, die bis in die sechziger Jahre vor allem aus der Unterschicht 

stammten, anknüpfte. 

 
"Ein anderes Problem ist die Frage nach dem Niveau der Freizeitgestaltung. 
Die Ausstattung der Räume, die Auswahl an Büchern und Zeitschriften der 
meisten Heime würde den Pensionaten höherer Schulen alle Ehre machen. 
Man bemüht sich um die besten Schallplatten, Kunstbilder, Laienspiele, es 
werden nur hervorragende Wochen- und Monatsschriften, bis hinauf zu den 
Blättern, die höchsten Ansprüchen genügen, gehalten. Aber: entspricht 
dieses 'Bildungsmaterial' dem, was die Mädchen brauchen, ist dies ihre 
Welt, kann man ihnen damit Hilfen geben, ihr Leben, das begrenzt und ge-
prägt ist durch ihre Begabung, ihren Charakter und auch durch das Milieu 
aus dem sie kommen und in das sie fast immer zurückgehen müssen, hinter-
her sinnvoller zu leben?" (Bock 1960, S. 164) 

 

Zwischen dem Anbieten einer hoher Allgemeinbildung, verbunden mit einer 

geringen beruflichen Bildung, verbarg sich eine Gradwanderung der An-

sprüche damaliger Mädchenerziehungsheime: einerseits sollten die Zöglinge, 

die meist aus unteren gesellschaftlichen Schichten kamen, an der 

(bürgerlichen) Hochkultur teilnehmen und zu "ordentlichen Bürgerinnen" er-

                                                
111ALVR 14141, Schreiben Christi-Hilf an FE-Behörde v. 14.09.1946 betr. 
Freizeitgestaltung, Bl. 386. 
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zogen werden, andererseits sollten sie nicht zu intelligent und gebildet 

werden, damit sie sich wieder in "ihre" gesellschaftliche Schicht eingliedern 

ließen. 

 

 Zur Freizeitgestaltung gehörten neben Sport, Spielen und gemeinsamen 

Wanderungen und Ausflügen, vor allem Handarbeiten, Lesen, die Vor-

bereitung von Heimfesten mit Tanz, Gesang und Spiel, sowie religiöse Er-

ziehung. 
 
" ... Im Vordergrund steht Entspannung und Ruhe; bei kühlerem Wetter 
werden Ballspiele und Kreisspiele unter freiwilliger Beteiligung ver-
anstaltet. Bei ungünstigem Wetter wird in den Gruppen jeweilig vor-
gelesen, erzählt, gesungen, Brettspiele, Quartett usw. gespielt. In der 
Abendfreizeit von 19.30-20.30 Uhr wird die Freizeit am Montag mit Stopf- 
und Flickarbeit an eigenen Sachen ausgefüllt. Dienstag ist sogenannter 
Zeitungsabend, an welchem teils aus Zeitungen direkt oder so berichtet 
wird, Mittwoch Volkslieder- und Musikabend in Gruppen oder gemein-
schaftlich, Donnerstag bleibt für Gestaltung der Freizeit nach eigenen Er-
messen frei, Freitag gilt als Erzähl- und Vorbereitungsabend von gemein-
schaftlichen Unterhaltungsabenden ... An den Sonntagen wird regelmässig 
vormittags der Gottesdienst in der Dorfkirche besucht, dann ist Ruhepause 
von 12.45-15.30 auf den Zimmern. In dieser Zeit werden Bibliotheksbücher 
gelesen, gehandarbeitet oder Sonstiges getrieben. Nach dem Kaffee ist bei 
irgend günstigem Wetter Sommers und Winters Gruppenwanderung. Nach 
der Heimkehr ist zeitweise in den Gruppen oder im Saal gemeinsam Frei-
zeitgestaltung gewährt ..." 112 

 

 Neben körperlicher Ertüchtigung nahmen vor allem mädchentypische, 

musisch orientierte Beschäftigungen wie Musik, Tanz und Handarbeiten 

einen großen Raum im Heimalltag der Mädchen ein.113 Das LJA war bemüht, 

den Heimen neue Vorschläge für eine sinnvolle Freizeitgestaltung zu bieten:  
 
" ... Herr Schröter hat so bereits vor einiger Zeit Lehrgänge für Be-
wegungsbildung und Tanz im Ev. Mädchenheim Ratingen und im Doro-
theenheim durchgeführt." 114 

 

Schwester A. erinnert sich an die vielfältigen Freizeitangebote im Bonner St. 

Agnes-Stift: 
                                                
112ALVR 14141, Schreiben Haus Elim an FE-Behörde v. 08.10.1946, Bl. 441. 
113Vgl. ALVR 18982, §19. 
114ALVR, Heimaufsichtsakte Christi Hilf, Schreiben LJA v. 19.01.1953 betr. 
Freizeitgestaltung innerhalb der Heimerziehung, Einschaltung des Tanzes, unpag. 
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"... da wurd' natürlich viel gemeinsam gemacht in den Gruppen, im Sommer 
waren sie viel draußen ... und dann haben sie natürlich viel, damals in 
unseren Jahren, viel Handarbeit gemacht, viel gestickt und gestrickt und als 
dann das Fernsehen kam, spielte das natürlich auch abends 'ne Rolle ... wir 
hatten eine Sportlehrerin, die denen wunderschöne Tänze, auch Volkstänze 
und andere, vermittelt hat ... wir hatten selbst 'ne Musik-Schwester im 
Haus, die hatte ein ganz großes Orchester, da war die Möglichkeit, ein 
Instrument zu lernen, in dem Chor zu sein. Es waren vielerlei Angebote. 
Und natürlich Einkäufe zu machen in der Stadt, sie gingen auch ins Kino 
und äh in den Jahren haben wir das mehr gemeinschaftlich getan, jetzt in 
den letzten Jahren war das gang und gäbe, dass sie auch allein gingen oder 
zu zweit." (Interview Schwester E.) 

 

 Erst ab Ende der sechziger Jahre wurde es den Mädchen in zahlreichen 

Heimen erlaubt, diese Zeit nach ihren eigenen Vorstellungen frei zu nutzen 

und nicht immer in einem vorgegebenen Gruppenplan von gemeinsamen 

Aktivitäten eingespannt zu sein, wobei sich die Vorstellungen von einer 

sinnvollen Freizeitgestaltungen seitens der Erzieherinnen und Mädchen 

häufig widersprachen:  
 
"Ihre einzigen Interessen in der Freizeit sind Bravolesen und Schlager-
hören." (Dorotheenheim v. 21.8.1971) 

 
"Es fällt ihr schwer, die Freizeit auch einmal zum Lernen zu nutzen, sie 
sitzt oft herum und blättert in Zeitungen oder unterhält sich lange und aus-
giebig. Sehr gerne hört sie Schlager oder sieht fern, am liebsten tanzt sie." 
(Monika, Jg. 1951, 1969) 

 

4. Die Ausbildung der Heimerzieherinnen 

 

 Die Erzieherinnen, meist Ordensschwestern oder Diakonissen, waren für 

die Mädchen die wichtigsten Bezugspersonen und Ansprechpartner im 

Heimalltag.  

 Im Rheinland führten zahlreiche freie Träger der Jugendhilfe eigene pri-

vaten Ausbildungsstätten für Heimerzieherinnen, um geeigneten Nachwuchs 

für den pädagogischen Dienst im Erziehungsheim zu rekrutieren.115 Allen 

                                                
115Bereits seit 1928 existierte zunächst im Dorotheenheim, anschließend im 
Mädchenheim Ratingen eine Ausbildungsstätte des Zehlendorfer Diakonievereins für 
evangelische Heimerziehung. Weitere Ausbildungstätten waren u.a.: die in Verbindung 
mit dem Jugendheim Christi Hilf seit 1947 bestehende Ausbildungsstätte der Töchter vom 
Heiligen Kreuz für katholische Heimerzieherinnen, das Soziale Seminar der 
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Einrichtungen war zu Beginn der sechziger Jahre die vorläufige Ge-

nehmigung des Kultusministeriums erteilt worden, als private Fachschulen 

Heimerzieherinnen auszubilden. 

 Der häufig von Behörden geäußerte Vorwurf, dass die pädagogische Aus-

bildung der bis in die sechziger Jahre - nicht staatlich geprüften - Heim-

erzieher unzureichend sei, lässt sich in dieser Form für die meisten Mäd-

chenheime im Rheinland nicht aufrechterhalten. Im Gegensatz zu den männ-

lichen Heimerziehern, die vielfach über keine pädagogische Vorbildung 

verfügten, sondern lediglich eine abgeschlossene Berufsausbildung 

nachweisen mussten (wie Handwerker, Boxer, Soldat, Theologe),116 war die 

Ausbildung von evangelischen und katholischen Heimerzieherinnen für die 

damalige Zeit angemessen, auch wenn sich einige von ihnen in der späteren 

Erziehungspraxis neuen pädagogischen Konzepten gegenüber skeptisch 

zeigten. 

 

 Im Düsseldorfer Dorotheenheim wurden evangelische Heimerzieherinnen 

ausgebildet: Die Kenntnisse wurden in einem Zwei-Jahreskursus (drei prak-

tische und ein theoretisches Semester) vermittelt, wobei das Evangelium die 

Grundlage der evangelischen Erziehungsarbeit war. Die Erzieherinnen wur-

den in den Fächern Psychologie, Pädagogik, Psychopathologie, Heim-

erziehung, Gesundheitslehre, Jugendrecht, Volkspflege etc. unterrichtet. 

Zudem wurden sie in Bibelkunde, Glaubenslehre, Geschichte der evan-

gelischen Erziehungsarbeit und Geschichte der Inneren Mission angeleitet. 

Der Unterricht wurde durch Praktika bei Behörden, Vorträge und Anstalts-

besichtigungen ergänzt.117 

Der Ausbildungsplan für Heimerzieherinnen im katholischen Erziehungsheim 

Christi Hilf in Düsseldorf sah einen ähnlichen Lehrplan vor: Erstens den 

theoretischen Unterricht im erziehungswissenschaftlichen, religiös-sittlichen 

und kulturellen Fächern; zweitens die methodische und praktische Er-

tüchtigung zum Zwecke einer fruchtbaren pädagogischen Begegnung mit den 

Zöglingen während der Arbeit und Freizeit. Unterrichtet wurden sie in 

folgenden Fächern: Psychologie/Psychopathologie; Deutsch; Jugendwohl-

                                                                                                                        
Diakonissenanstalt Düsseldorf-Kaiserswerth, die Ausbildungsstätte der Häuser vom Guten 
Hirten und der Dominikanerinnen. 
116Vgl. dazu Gothe/Kippe 1975, S. 156. 
117Archiv Diakonisches Werk, Bestand Ohl 73.7.1, Brief aus Erzieherinnenseminar des 
Dorotheenheims 1951, unpag. 
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fahrtsrecht; Anatomie/Hygiene; Gegenwartsgeschichte; Heimerziehungslehre, 

Geschichte der Pädagogik; Kunstgeschichte; Religion; Literatur. Im 

praktischen Teil musste jede angehende Erzieherin acht Mädchen in 

Waschen, Bügeln, Mangeln, Gesundheitslehre, Krankenpflege, Säuglings-

pflege, Flicken, Stricken, Kochen, Backen, Einmachen, Haus-

reinigungsarbeit, Hauswirtschaftslehre/Ernährungslehre, Krankenpflege, 

Deutsch/Rechnen/Geographie anleiten. 118 

 

 Die Entscheidung der jungen Frauen, einer Ordensgemeinschaft bei-

zutreten, war wohlüberlegt. Schwester A. und Schwester E. traten jeweils 

mit 21 Jahren dem Orden - der Kongregation der Schwestern der christlichen 

Liebe - bei. 

 
"Gründe, ähm, das ist etwas, was Ihnen vielleicht ein bisschen schwer wird, 
das ist wirklich eine Berufung, eine geistliche Berufung, in einen geistlichen 
Stand, in den Ordensstand und ähm ja, der Entschluss ist langsam gereift 
bis wir dann soweit waren, wir haben uns damit auseinandergesetzt, ob das 
für uns der richtige Weg war und als uns das klar war, da haben wir uns die 
Auflagen hier im Orden geholt und sind dann in dieses Kloster, in diesen 
Orden eingetreten ... Ich komm' aus 'ner größeren Geschwisterreihe und 
hab' gern mit Kindern gearbeitet und wir sind auch gefragt worden, was wir 
gern täten oder wo wir meinten, dass wir da gut arbeiten könnten. Und 
dann ist uns die Ausbildung ermöglicht worden." (Interview Schwester E.) 

 

 Außer für die Ordensschwestern, die die Betreuung gefährdeter Mädchen 

als Akt der Nächstenliebe empfanden und ihr Engagement aus christlicher 

Überzeugung und Berufung heraus formulierten, war der Beruf der Heim-

erzieherin für die meisten jungen Mädchen wenig attraktiv. Der Beruf war 

psychisch anstrengend, erforderte die Bereitschaft zu Schichtdiensten und 

wurde zudem schlecht bezahlt.  

Schon bald nach Kriegsende zeigte sich, dass eine neue Generation von Er-

zieherinnen heranwuchs, die von den bisher tätigen konservativen Mit-

arbeitern kritisch beäugt wurde. 

 
" ... Nur sehr gediegene Mädchen können im Erziehungsheim beschäftigt 
werden. Die älteren Erzieherinnen, die mit einer fertigen Ausbildung ange-
stellt wurden, machen einen sehr guten Eindruck; die jüngeren 
Schülerinnen wirken z.T. fast so kindlich und unfertig wie die Zöglinge: 

                                                
118Vgl. HStA NW 274-256, Voraussetzungen für Erzieherinnenausbildung, unpag. 
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kurze Röckchen, fliegende Haare, wie es ihre Altersgenossinnen draussen 
eben auch haben ..." 119 

 

 Die Rekrutierung und Auswahl geeigneter Heimerzieherinnen war daher 

ein wichtiges, wenn auch problematisches Anliegen der Heime, "weil unsere 

Arbeit wirklich sehr an den Nerven zerrt und wir immer wieder in Gefahr 

sind, müde zu werden und zu verzagen" wie Oberin Scholtz im Arbeits-

bericht 1954/55 anmerkte. 

Zu den Aufnahmebedingungen für evangelische Erzieherinnen gehörten  
 

"charakterliche, geistige und körperliche Eignung bei innerer Bereitschaft 
zur Mitarbeit auf dem Gebiet evangelischer Erziehung, vollendetes 20. 
Lebensjahr und gediegene Schulbildung mit erfolgreichem Abschluss". 120 

 

Die Voraussetzungen für katholische Erzieherinnen sahen ähnlich aus: 
 

"... neben guter körperlicher, geistiger und charakterlichen Eignung, wenn 
keine höhere Vorbildung (Lehrerin, Fürsorgerin, Jugendleiterin oder auch 
Krankenpflegerin) vorlag, auch ausreichendes technisches Können auf 
wenigstens einem hand- oder hauswerklichem Gebiet notwendig."121 

 

 Da die wenigsten älteren Schwestern und Diakonissen bis zu Beginn der 

sechziger Jahre über eine staatliche Anerkennung verfügten, erließ der Land-

schaftsverband Rheinland am 29. März 1963 eine geänderte Ausbildungs- 

und Prüfungsordnung für Heimerzieher, um vergleichbare Ausbildungs-

standards zu schaffen und eine erfolgreiche Erziehungsarbeit zu gewähr-

leisten. (Vgl. Jans/Beurmann 1963, S. 76) 

 Die Neuordnung der Ausbildung aus dem Jahre 1963 stellte viele Heime 

vor ungeahnte Schwierigkeiten. So wurden beispielsweise im Jahre 1965 im 

"Kloster des Guten Hirten" Aachen zahlreiche pädagogische Beurteilungen 

von Schwestern der Jahrgänge 1905 bis 1918 beim LJA zur Überprüfung 

eingereicht:  

 
" ... hat am 9.8.1965 für 7 Schwestern, die keine der in der 'Vereinbarung' 
vom 1.7.1964 genannte Ausbildung haben, die Anerkennung als Gruppen-

                                                
119ALVR 13901, Reisebericht über Besuch 7./8.01.1946 im Provinzialerziehungsheim 
Waldniel an die FEB, Bl. 49. 
120Archiv Diakonisches Werk, Bestand Ohl 73.7.1, Brief aus Erzieherinnenseminar des 
Dorotheenheims 1951, unpag. 
121Vgl. HStA BR 1058-152, unpag. 
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leiterinnen beantragt mit der Begründung, daß diese Schwestern seit über 
10 Jahren sich in der Erziehungsarbeit bewährt und das 40. Lebensjahr in-
zwischen überschritten haben ..."122 

 

Auch ohne staatliche Anerkennung wurden die Schwestern aufgrund ihrer 

langjährigen Erfahrung als Gruppenleiterinnen weiterbeschäftigt. Jüngere 

Schwestern verfügten bereits über die geforderte staatliche Ausbildung: 

 
"Wir haben in Dortmund auf der Höheren Fachschule für Sozialarbeit die 
Ausbildung gemacht, und dann Examen gemacht und nach einem Jahr 
Berufspraktikum das Kolloquium und die richtige staatliche Anerkennung 
... Nein, nein, wir brauchten ja diese staatliche Anerkennung, weil wir ja 
auch die Mädchen vom LJA zugewiesen bekamen, über die Jugendämter ... 
also das war schon gefordert, dass wir qualifizierte Ausbildungen hatten." 
(Interview Schwester E.) 

 

Die jüngeren Erzieherinnen waren moderner, nicht nur in ihrem Er-

scheinungsbild, sondern auch in ihren pädagogischen Vorstellungen, so dass 

es zwischen den Generationen gelegentlich zu Meinungsverschiedenheiten 

und Auseinandersetzungen kam. 

 
"Es gab ganz Unterschiedliche, die Älteren waren teilweise total alt-
modisch." (Interview Monika, Jg. 1946) 

 

In den handschriftlichen Aufzeichnungen aus dem Dorotheenheim, die in den 

Einzelfallakten zu finden sind, werden Konflikte zwischen älteren und 

jüngeren Erzieherinnen in den späten sechziger Jahren deutlich: 

 
"Die junge Erzieherin hat es schwer, M. erfolgreich zur Ordnung zu er-
mahnen. Sie läßt sich dabei sehr gehen, und wenn sie mir über solche Vor-
fälle Rechenschaft ablegen muß, lächelt sie und stellt die Angelegenheit als 
Lappalie hin." (1969) 

 

 Im Alltag wurden die Mädchenheime mit einer Reihe neuer Probleme 

konfrontiert, der sich gerade die älteren Schwestern nicht mehr gewachsen 

fühlten, wie etwa freizügige Kleidung, Einstellungen zur "freien Liebe" und 

der Konsum von Rauschgift.  

                                                
122ALVR, Heimaufsichtsakte Guter Hirte, Schreiben an Landesrat Dr. Jans v. 27.9.1966, 
unpag. 
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"Wenn man das Radio laut gedreht hat, wenn dann die Hitparade im Radio 
kam, meistens ist das dann wieder leiser gedreht worden. Wenn das 'ne 
ältere Schwester war, dann gab's das schon gar nicht." (Interview Monika, 
Jg. 1946) 

 

Zu Beginn der siebziger Jahre musste auch das LJA einen Mangel an ge-

eigneten Heimerzieherinnen eingestehen: 
 

"... Ein Teil der Schwestern sei zu alt, um mit vielen Problemen der 
heutigen Zeit fertig zu werden, weil sie auch überstrapaziert würden." 
(ALVR, Heimaufsichtsakte Guter Hirte) 

 

 Bereits in der zeitgenössischen Diskussion der sechziger und siebziger 

Jahre wurde darauf hingewiesen, dass sich eine christlich orientierte Heim-

erziehung in vielen Fällen bei erziehungsschwierigen Mädchen als 

problematisch erwies. Mädchen, die zuvor im Elternhaus keinerlei oder 

wenige Berührungspunkte zur christlichen Lebenseinstellung und Religion 

besaßen, waren mit dem religiösen Leben im Heim überfordert. Da die 

Ordensschwestern in ihrer Erziehung konservative und religiöse Werte 

vermittelten und gleichsam in ihrer Person verkörperten, wurden sie oftmals 

zur Projektionsfläche für den jugendlichen Unmut und Oppositionsgeist 

weiblicher Zöglinge. Eng verbunden mit der Ablehnung religiöser Werte 

stellte sich die grundsätzliche Frage, ob Ordensschwestern überhaupt 

geeignete Identifikationspersonen für heranwachsende junge Frauen seien, 

oder ob mit dem Einsatz von weltlichen Erzieherinnen nicht bessere 

Fortschritte erzielt werden könnten. 

 
"Mütterlichkeit ist kein biologischer Faktor ... Eine Frau, auch eine Or-
densfrau, würde den Sinn ihres Lebens und ihres besonderen Berufes ver-
fehlen, wenn sie nicht eine mütterliche Frau wird." (Mann 1966, S. 763) 

 

Die Rolle der "Schwester" als Erzieherin beschrieb die ehemalige Oberin des 

Dorotheenheims Toni Kessler in einer Festschrift aus dem Jahr 1957 

folgendermaßen:  
 

"Nicht hinter zugeriegelten Anstaltsfenstern und Toren, sondern im linden 
und strengen, aber immer von Liebe diktierten Gespräch unter vier Augen, 
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in dem die Schwester seelsorgerisch und mütterlich für das Versagen der 
leiblichen Mutter eintritt."123  

 

Auch wenn Ordensschwestern Mütterlichkeit zeigen konnten, fiel es ihnen 

nicht immer leicht, auch ein Vorbild beim Aufbau einer geschlechts-

spezifischen Identität für Mädchen und junge Frauen zu sein.  

 

 Erst ab Mitte der achtziger Jahre wurde es für die meisten kirchlichen 

Heime unumgänglich, verstärkt weltliche Erzieherinnen und Sozial-

pädagoginnen einzustellen, da es an jungen Schwestern mangelte. 

 
"Erst nicht, ne. Erst war das so, dass wir noch sehr viele Ordensschwestern 
hatten, die alle ausgebildet waren, sowohl in der pädagogischen Arbeit, als 
auch in der Berufsausbildung ... Und da brauchten wir schon unsere 
Schwestern, die mussten alle auch vor dem LJA eine Ausbildung nach-
weisen, das war klar. Und hinterher, also erst später, als wir Schwestern 
weniger wurden, da haben wir auch weltliches Personal eingestellt. Aber 
auch mit Ausbildung ... '83, '84, '85, so genau weiß ich das nicht genau." 
(Interview Schwester E.) 

 

5. Das Verhältnis zur Presse - Heimerziehung und Medien 

 

 In den späten vierziger und fünfziger Jahren war die Bevölkerung am 

Schicksal von Heimkindern und Fürsorgezöglingen kaum interessiert. Auch 

die gelegentlichen medialen Berichterstattungen in den sechziger Jahren über 

Missstände in den Erziehungsheimen zeigten wenig Resonanz, erst durch 

studentische Aktionen und Kampagnen der späten sechziger Jahre wurde 

eine breitere Öffentlichkeit wachgerüttelt. 

Aber nicht nur die Bevölkerung zeigte wenig Interesse an der Heim-

erziehung, sondern auch die Heime versuchten, sich vor der Außenwelt zu 

verschließen und begründeten ihre Abgeschlossenheit mit dem Schutz ihrer 

Zöglinge vor öffentlichen Diffamierungen: 

 
"... Wir wollten unsere Mädchen auch ein bisschen schützen, damit wir mit 
denen auch wirklich durch Bonn und überall hingehen konnten, ohne dass 
an jeder Ecke einige Leute pfiffen ..." (Interview Schwester E.) 

 

                                                
123Archiv Diakonisches Werk, Festschrift Dorotheenheim 1957, Archiv Bibliothek, Kartei 
VI 63 E 86 Dor A 218/1981 (Dorotheenheim 1907-1957). 
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Das Verhältnis zwischen Erziehungsanstalten und Medien erwies sich als 

äußerst schwierig. Nicht nur Heime und Behörden, sondern auch die über-

geordneten Wohlfahrtsverbände ließen keinerlei Transparenz zu, um ihre 

Position in der Öffentlichkeit nicht zu schwächen. 

 
"Jetzt steht in diesem Telegramm etwas von einer neuen Krise (Wechsel im 
Vorsitz, A.L.) - das geht die Post nun wirklich gar nichts an. Und es ist 
nicht notwendig, dass darüber in der Öffentlichkeit irgendwie eine Er-
örterung in Gang kommt; darin sind wir doch gewiss einig ..." 124 

 

 Die kirchlichen Verbands- und staatlichen Behördenvertreter formierten 

sich zu einem konservativen Block, der die Errungenschaften der Jugend-

fürsorge und die Erziehungserfolge der Fürsorgeerziehung hervorhob und 

auf die 'politische Aufhetzung' der Zöglinge einhellig empört reagierte.  

 Von Zeit zu Zeit veranstaltete die Fürsorgeerziehungsbehörde sogenannte 

Presse-Fahrten in den Erziehungsheimen, mit dem Ziel einer möglichst po-

sitiven Berichterstattung über die dortige Erziehungsarbeit. 

 
"Um die Presse über die tatsächlichen Verhältnisse innerhalb der FE auf-
zuklären, fand eine Pressefahrt statt, bei der sowohl das Raphaelshaus in 
Dormagen wie die Mädchenheime der Diakonissenanstalt in Kaiserswerth 
besichtigt wurden. Die Vertreter der Zeitung 'Freies Volk' waren dabei an-
wesend. Die Presse gewann einen ausserordentlich günstigen Eindruck von 
den Heimen, der sich vermutlich in verschiedenen Artikeln ausdrücken wird 
... Es ist allerdings auch nicht anzunehmen, dass die Angriffe fortgesetzt 
werden. Ich glaube, dass man sich mit diesem Ergebnis der Pressefahrt 
zufrieden geben muss." 125 

 

Die Medien wurden - sofern sie nicht positiv über die Einrichtungen be-

richteten - zum Feind dieser konservativ geprägten Fürsorgeerziehung er-

klärt: Im Jahr 1970 lehnte es die Oberin des Heims vom "Guten Hirten" strikt 

ab, dass ein Fernsehteam anlässlich einer vom ZDF geplanten Sendung über 

Heimerziehung in ihr Heim komme und begründete dies damit, dass das 

"Haus des Guten Hirten" in einer ähnlichen Sendung mit dem Titel 

"Stiefvater Staat" im Jahre 1961 "sehr schlecht weggekommen" sei und "daß 

                                                
124Archiv Diakonisches Werk, Bestand Ohl 73.4.9, Schreiben Ohl an Pfarrer Mundle, 
Boppard v. 30.12.1947, unpag. 
125ALVR 14041, Schreiben Jugendwohlfahrt an Vormundschaftsrichter des Amtsgerichts 
Krefeld-Uerdingen v. 15.3.1949, Bl. 248. 
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die Sendung von vorneherein trotz der Empfehlung des LJA unter einem be-

stimmten Gesichtspunkt gesendet werden sollte."126 

Gegen allzu negative Äußerungen, die das Bild der FE in der Öffentlichkeit 

gefährden konnten, wurden von Seiten des Sozialministeriums und der be-

troffenen Heime, rechtliche Schritte eingeleitet. 
 
" ... Inhalt und Tendenz dieses Artikels ('Mädchen hinter Gittern und 
Stacheldraht, Freies Volk, Nr. 24, v. 25.02.1949) sind geeignet, die Arbeit 
des Herrn Sozialministers und der Vormundschaftsgerichte auf das 
schwerste zu gefährden. Es dürfte sich empfehlen, in geeigneter Weise die 
schädlichen Auswirkungen dieses Artikels auf die Öffentlichkeit zu be-
kämpfen ..." 127 

 

 Besonders das Verhältnis zur linken Presse war seit den Heimkampagnen 

der zwanziger Jahre mehr als gespannt, da die konservative Heimerziehung 

ihre scharfe Kritik, die eine Legitimation der herkömmlichen Heimerziehung 

in Frage stellte, fürchtete. Bei der Durchsicht der Quellen wird deutlich, dass 

die Berichte der linken Presse - aus heutiger Sicht - durchaus realitätsnah die 

Missstände damaliger Heimerziehung beschrieben. Als Beispiel hierfür sei ein 

Artikel aus dem Jahre 1949 angeführt: 
 
" ... Bevor wir programmmäßig zum Rundgang aufbrechen durften, er-
mahnte uns der Heimleiter: 'Mit schulentlassenen Mädchen darf man sich 
nicht allein unterhalten!' Denn die seien nachher imstande, zweideutige Epi-
soden über das Zusammensein mit dem Reporter zu berichten, meinte er 
drohend. 'Ich selbst', so fuhr der Pädagoge fort, 'habe mich auch noch nie 
während meiner ganzen Praxis mit einem von ihnen allein unterhalten.' ... 
So berichtete die Oberin von einem 15jährigen Mädchen, das mit ihrem 10 
Monate alten Kind in das Heim gekommen sei. Das Kind stammt von dem 
Vater des Mädchens. Von einem anderen 12jährigen Mädchen wurde er-
zählt, daß es mit einer schweren Geschlechtskrankheit in das Heim kam. 
Dieses Kind habe erzählt, daß es sich auf Wunsch der eigenen Eltern acht 
bis zwölf Männern täglich hingeben mußte. Ministerialdirektor Weber ent-
schuldigte die Erziehungsmethoden damit, daß es im Heim auch anlage-
geschädigte Kinder gibt, die man nicht erziehen kann. 'Solche Mädchen läßt 
man dann einige Tage auf einem Einzelzimmer', berichtete er weiter, 'dann 
werden sie entlassen und man muß eben abwarten, bis sie straffällig oder 
geschlechtskrank werden, damit sie vom Jugendgericht belangt werden 

                                                
126ALVR, Heimaufsichtsakte Kloster vom Guten Hirten, Bericht Heimbesuch vom 
31.3.1970. 
127ALVR 14041, Schreiben Vormundschaftsrichter AG Krefeld-Uerdingen an 
Sozialminister v. 25.02.1949, Bl. 243. 
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können' ... Selbst hinter uns wurden die Türen in jedem Haus doppelt ver-
schlossen, also von irgendeiner Freiheit gar keine Rede. Die Schwestern 
bestätigten, daß die Mädchen abends keine Scheren oder Messer mit in ihre 
Schlafräume nehmen dürften. Strengstens hatte man sich in der voraus-
gegangenen Ansprache dagegen verwahrt, die Räume als Zellen zu be-
zeichnen ... Tisch und Stühle gibt es in diesen kahlen Räumen nicht ... Bei 
näherem Hinschauen bemerkte ich eine Doppeltür aus schwerem Eisen mit 
einem Spion. Die Tür kann nur von außen geöffnet und geschlossen wer-
den. Die handbreiten Fensterflügel in diesem Raum lassen sich nur durch 
eine Drehung öffnen, so daß sie offenstehend ein Gitter bilden, kaum ge-
nügend Platz bietend, um einen Arm hinauszustrecken. Selbst der Herr 
Ministerialdirektor tat plötzlich sehr erstaunt, über die Anwesenheit der 
doppelten Eisentür, deren Vorführung bestimmt nicht auf dem internen 
Rundgangsprogramm vermerkt war ..."128 
 

Die linke Presse brach in ihren Artikeln gesellschaftliche Tabus, indem sie 

über Themen wie sexuellen Missbrauch oder die Rolle der Erziehungsheime 

während des Nationalsozialismus berichtete und umfassende Reformen bean-

spruchte, wobei sich grundsätzliche Forderungen aufgrund einer kaum 

veränderten Situation innerhalb der Heimerziehung in den zwanziger, 

vierziger und späten sechziger Jahren wenig voneinander unterschieden. 

 

6. Heimkampagnen und Umbrüche - Die späten sechziger und frühen 

siebziger Jahre 

 

 Heimerziehung spielte bis Ende der sechziger Jahre weder in der öffent-

lichen, noch in der politischen Diskussion eine Rolle. Erste Reform-

bestrebungen setzten ab Mitte der sechziger Jahre - untermauert von Er-

gebnissen der Hospitalismusforschung129 zunächst im Bereich der Säuglings- 

und Kleinkinderheime ein. In den späten sechziger Jahren erfasste im Zuge 

der Studentenbewegung eine Welle der Kritik die Fürsorgeerziehungsheime. 

Durch studentische Aktionen im Bereich der Heimerziehung und kritische 

Stellungnahmen bekannter Pädagogen, Soziologen und Juristen drang der 

'Skandal' der Fürsorgeerziehung in das Bewusstsein der Öffentlichkeit: "Die 

Misere der deutschen Heimerziehung mußte allgemein eingestanden wer-

den." (Steinvorth 1973, S. 6) Die durch Heimkampagnen aufgedeckten 

repressiven und gegen das Grundgesetz verstoßenden Erziehungspraktiken in 

                                                
128ALVR 14041, Quelle: "Volksstimme"  v. 23.3.1949, unpag. 
129Vgl. Arbeiten zur Hospitalismusforschung von Rene Spitz und John Bowlby. 
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den Heimen wurden nicht mehr länger als Ausnahmeerscheinungen, sondern 

als Regelfall gewertet. (Vgl. von Bülow 1987, S. 32) Angeprangert wurden 

vor allem ungleiche Bildungschancen, fehlende Berufsausbildungen, 

insbesondere für Mädchen, ungerechte Arbeitsentlohnung, Isolation durch 

die Abgelegenheit vieler Heime, die Nichtbeachtung von Grundrechten der 

Zöglinge, mangelhafte Sexualerziehung, unzureichend ausgebildetes Personal 

und ein autoritärer und repressiver Erziehungsstil (mit Ausgangssperren, 

Essensentzug, Prügel und Arrestzellen mit Gitterstäben).130 Ein weiterer 

Vorwurf bestand darin, dass die Heimerziehung die Minderjährigen zu wenig 

auf das spätere Leben vorbereite und sie wie unmündige Kinder in strikter 

Abhängigkeit halte. 
 

"'Diese meist sehr infantilen und sozial hilflosen Mädchen werden für die 
Zeit ihres Aufenthaltes reglementiert und in strikter Anhängigkeit gehalten. 
Mit der Entlassung aus diesem Heim sind sie alle völlig sich selbst 
überlassen.'" 131 

 

Die linken Kritiker stellten übereinstimmend fest, dass die Fürsorgeerziehung 

lediglich die Symptome und nicht die gesellschaftlichen Ursachen der 

"Verwahrlosung" bekämpfe und im wesentlichen eine Einrichtung für Kinder 

aus ökonomisch und sozial benachteiligten Familien bliebe. In Mittel-

standsfamilien wurden "Verwahrlosungserscheinungen" von Kindern und 

Jugendlichen weitaus besser verdeckt gehalten, häufig wurden sie von den 

Eltern auf Internate geschickt. Mit Hilfe verschiedener Aktionen, 

sogenannter Heimkampagnen, wollten Kritiker gesellschaftspolitische 

Veränderungen erzielen und umfassende Reformen im Heimbereich 

vorantreiben. 

 

6.1 Aktionen des "SSK" im Rheinland 

 

 Der Aufstand der jungen Generation, ausgehend von der studentischen 

Protestbewegung, schaffte eine neue Sensibilität gegenüber institutioneller 

Gewalt. Nach ersten Enthüllungen von Missständen in Erziehungsheimen or-

ganisierte sich der Widerstand gegen die bestehende autoritäre Erziehungs-

struktur. Aus der Studentenbewegung gingen ab 1968/69 linke Gruppen her-

                                                
130Vgl. Post 1997, S. 28. 
131Aus dem Bericht einer Praktikantin, in: Leber 1971, S. 20. 
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vor, die sich der Fürsorgezöglinge annahmen, die traditionelle Heim-

erziehung abschaffen und neue, alternative Betreuungsformen entwickeln 

wollten. Nach Aktionen in Berlin, Frankfurt und München entstanden auch in 

Köln einige Projektgruppen, die sich für benachteiligte und diskriminierte 

Jugendliche einsetzten.  

 Im Bereich des LJA Rheinland wurde der Verein SSK 

(Sozialpädagogische Sondermaßnahmen Köln)132 durch aufsehnerregende 

Aktionen und Auseinandersetzungen mit den Behörden in der Öffentlichkeit 

und weit über die Landesgrenzen bekannt. Studenten, kritische Pädagogen 

und entflohene Heimzöglinge sammelten sich um den SSK. Der SSK hatte 

sich vor allem zur Aufgabe gemacht, entflohenen Fürsorgezöglingen eine 

alternative Unterbringungsmöglichkeit zu bieten und sie zu "legalisieren". 

Entwichene Zöglinge stellten für die Erziehungsheime und Behörden ein 

großes Problem dar: Schätzungsweise 10 Prozent aller Zöglinge waren 

ständig aus den Heimen entwichen und mussten, wenn sie sich dauerhaft 

einer Heimrückführung entziehen wollten, ein illegales Leben auf der Straße 

oder im Untergrund führen.133 Da sie während ihrer Entweichung zur 

Fahndung ausgeschrieben waren und nicht legal arbeiten durften, finanzierten 

sie ihr Leben meist durch Diebstähle und Prostitution. 

 Nachdem immer mehr Jugendliche Hilfe beim SSK suchten, richtete die 

Gruppe - zunächst ohne Genehmigung des LJA134 - 1970 ein erstes Wohn-

kollektiv für entflohene Heimzöglinge ein. (Vgl. Gothe/Kippe 1970, S. 71) 

Während die 16-19jährigen Jugendlichen, die zum SSK kamen, von den 

Jugendämtern als "besonders schwierig" eingestuft wurden, weil sie sich 

bereits in den Heimen zur Wehr gesetzt hatten, wertete der SSK den Sprung 

aus dem Heim hingegen als ein Zeichen von Ich-Stärke. (Vgl. Gothe/Kippe 

1970, S. 34) 

 Innerhalb der verschiedenen studentischen Gruppierungen kam es rasch zu 

Meinungsverschiedenheiten über Ziele und Vorgehensweisen der Organi-

sationen, die zu weiteren Zersplitterungen und Untergruppierungen führten. 

Die Gründungsmitglieder des SSK Gothe und Kippe warfen anderen 

                                                
132Der Verein ist noch heute unter dem Namen "Sozialistische Selbsthilfe Köln" (SSK) 
existent. 
133In NRW waren dies ca. 1000 entflohene Zöglinge. (Vgl. Gothe/Kippe 1970, S. 180) 
134Das Wohnkollektiv wurde etwas später vom LJA Rheinland vorübergehend bewilligt, 
so dass das LJA Rheinland die erste Jugendbehörde der BRD war, die eine 
Wohngemeinschaft für Jugendliche in der Öffentlichen Erziehung zuließ. 
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Gruppierungen wie der "Etage"135 vor, dass sie sich und ihre Ziele an die Be-

hörden verkauften, weil diese inzwischen zu einer Zusammenarbeit mit der 

Jugendbehörde bereit waren. Der SSK lehnte hingegen die herkömmliche 

Arbeit der Behörden grundsätzlich ab und fühlte sich von den anderen 

Gruppierungen in ihren Aktionen sabotiert und hintergangen. 

 
"Als Gegenleistung für ihre neuen schicken Arbeitsplätze und eine führende 
Rolle bei der Reform der Heimerziehung mußten sie aber die geplanten 
Heimaktionen der linken Studenten verhindern ... Sie schafften das auch 
durch linkes, progressives Gerede und einige kleine Hilfen für entflohene 
Jugendliche, die sie scheinbar hinter dem Rücken der Behörden durch-
führten. Mit diesem Agentenstück ... ist es den Jugendbehörden tatsächlich 
gelungen, bis zum Ende der Protestbewegung alle Aktionen gegen Er-
ziehungsheime zu unterwandern und in Nordrhein-Westfalen vollständig zu 
verhindern." (Gothe/Kippe 1975, S. 12 ff) 

 

Nachdem das Innenministerium des Landes NRW zeitweilig sogar wegen  

der Entführung Minderjähriger (§235 StGB) gegen den SSK ermittelte, ent-

wickelte die Behörde - nach Ansicht des SSK - eine neue Taktik, indem sie 

versuchte, die Arbeit des SSK in die behördlichen Institutionen zu inte-

grieren. (Vgl. Gothe/Kippe 1970, S. 75) Der SSK fühlte sich als 

"Experimentierabteilung" der Behörde missbraucht. Die Zusammenarbeit mit 

dem SSK war nur kurzzeitig möglich - zwischendurch wurden die Akti-

vitäten des Vereins SSK durch einen Erlass des Ministers für Arbeit, Ge-

sundheit und Soziales verboten - und stattdessen erhielten andere Wohn-

kollektive des "ASA" oder der "Etage" behördliche Unterstützung. (Vgl. Go-

the/Kippe 1975, S. 28) 
 

 Der SSK richtete ein Kontaktzentrum für streunende Jugendliche ein. 

(Vgl. Gothe/Kippe 1970, S. 71) Obwohl die amtliche Genehmigung erst 

später von den Behörden erteilt wurde, erhielt der SSK die vorläufige 

Erlaubnis, entwichene Minderjährige nicht gegen ihren Willen an die Heime 

"auszuliefern". (Vgl. Gothe/Kippe 1975, S. 59) Nachdem der SSK 1973 

Mitglied im Paritätischen Wohlfahrtsverband geworden war und zugesagt 

hatte, die Rechtsordnung und pädagogische Grundsätze einzuhalten, wurde 

das Kontaktzentrum offiziell genehmigt und nahm als Einrichtung für 40 Ju-

                                                
135Der Verein "Etage" war eine Untergliederung der "kritischen Christen" namens 
"Politisches Nachtgebet". 
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gendliche seine Arbeit auf. Den genehmigten 40 Plätzen standen allerdings 

ca. 200 weitere Jugendliche gegenüber, die sich tatsächlich beim SSK auf-

hielten. (Vgl. Gothe/Kippe 1975, S. 66) Der SSK versuchte weiterhin, die 

Jugendlichen privat bei Bekannten und Freunden, und damit erneut illegal 

unterzubringen. 

 

 Die Situation in den Wohngruppen und Einrichtungen des SSK war unge-

ordnet und chaotisch. Selbst die Mitinitiatoren des SSK Gothe und Kippe 

mussten nach kurzer Zeit eingestehen, dass die Zustände in den Häusern un-

haltbar wurden und sich ihre idealistischen Vorstellungen einer freiheitlichen 

Erziehung nicht verwirklichen ließen. 

Das LJA Rheinland, das zeitweilig die Heimaufsicht führte, missbilligte diese 

chaotischen Verhältnisse in den Wohngemeinschaften und kritisierte, dass 

fundierte pädagogische Konzeptionen des SSK nur in Ansätzen vorlagen. 

Der SSK lehnte die herkömmliche Heimerziehung als "fremdbestimmte Er-

ziehung" und jede Form der Einzelbetreuung ab und forderte stattdessen 

Formen der Gruppenarbeit, die an die Erlebnisse der Jugendlichen anknüpfen 

sollten.136 In der Praxis fand pädagogische Arbeit mit den Jugendlichen in 

Einrichtungen des SSK nicht statt. Die ehemaligen Zöglinge waren mit der 

ungewohnten Freiheit in den Einrichtungen überfordert. Die 

Jugendwohngemeinschaften scheiterten "und schon gar nicht erwiesen sich 

die 'Zöglinge' als das revolutionäre Potential der irrationalen studentischen 

Theorien." (Post 1997, S. 28) Die Zöglinge, die im Gegensatz zu den 

Studenten vor allem aus der Arbeiterschaft stammten, waren mit diesen 

revolutionären Ideen überfordert. Sie besaßen nicht den pädagogischen und 

philosophischen Hintergrund der Studenten und nutzten ihre neu 

gewonnenen Freiheiten hemmungslos aus. 

Auch freie sexuelle Entfaltung und Drogenkonsum - ursprünglich gedacht als 

Mittel zur Selbstfindung experimentierfreudiger Studenten - scheiterten in 

der Praxis und wirkten sich negativ auf die Psyche vieler Zöglinge aus. Bald 

herrschte in den Einrichtungen Gewalt, Kriminalität und Prostitution, so dass 

der Aufenthalt beim SSK für die Zöglinge lediglich ein kurzes Verschnaufen 

vor autoritären Heimen bedeutete, aber keine längerfristige, sinnvolle Hilfe 

bieten konnte. 

 
                                                
136Vgl. ALVR 39142, Wohngemeinschaften in Nachfolge des SSK, 1974, unpag. 
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"Im 'Astor' und Kontaktzentrum haben wir die Straße in die Häuser ge-
lassen. Alle Erscheinungen des illegalen Lebens obdachloser Jugendlicher 
spülten in den SSK hinein: Saufen, Prostitution, Kriminalität, Rauschgift, 
Schlägereien. Alle dazugehörigen Folgeerscheinungen traten im 'Astor' an 
die Oberfläche: Selbstmordversuche, Weinkrämpfe, Wutanfälle, Zu-
sammenbrüche in allen nur denkbaren Formen." (Gothe/Kippe 1975, S. 
100) 

 

In den Einrichtungen des SSK wurden Drogen, wie Haschisch oder LSD, 

konsumiert. Einige Jugendliche berichteten dem Jugendamt Köln, dass ihnen 

dort Drogen angeboten wurden.137 Auch Gothe und Kippe sahen diese 

Entwicklung ebenfalls mit Besorgnis und erkannten, dass den Zöglingen 

durch Drogenkonsum nicht geholfen werden konnte.  
 
"Es zeichnet sich ab, daß immer mehr entflohene Zöglinge in der 'Hasch-' 
und 'Trip'bewegung landen. Die Subkultur bietet sich ihnen geradezu an, 
ihre Probleme zu lösen ... Die Subkultur zeigt ihnen einen verlockenden 
Weg zur Flucht aus ihrer bedrückenden Situation." (Gothe/Kippe 1970, S. 
190) 
 

Der SSK entwickelte daraufhin - nach eigenen Aussagen - eine klare Distanz 

zur bestehenden Rauschgiftszene und zu Bestrebungen der sexuellen 

Emanzipation. Zu diesem Zeitpunkt war dem SSK bekannt, dass gerade 

Homosexuelle entflohene (männliche) Zöglinge bei sich aufnahmen, sie 

sexuell ausbeuteten oder auf den Strich schickten. (Vgl. Gothe/Kippe 1975, 

S. 48) Laut behördlicher Aktenlage waren dem LJA Rheinland diese 

Zustände bekannt und in entsprechenden Heimaufsichtsakten wurde am 

6.6.1974 vermerkt, dass ein ehemaliger (homosexueller) Erzieher des SSK 

Jugendliche in die Haushalte Homosexueller vermittelte und Einnahmen, die 

aus der Prostitution Jugendlicher erzielt wurden, für den Verein SSK ver-

wendete.138 

 

 Obwohl die Kollektive anfänglich auf männliche Jugendliche ausgerichtet 

waren, wurden auch entflohene Mädchen von den Gruppen nicht ab-

gewiesen. Die Zahl der hilfesuchenden Mädchen blieb aber im Verhältnis zu 

der der Jungen eher gering. In den Einrichtungen des SSK wurde die 

                                                
137Vgl. ALVR 39113, Schreiben v. 23.8.1973, betr. Einzelprobleme, die sich aufgrund der 
Vereinbarung des JA Köln mit dem SSK vom 11.5.1973 ergeben, Bl. 42. 
138ALVR 39114, Vermerk vom 6.6.1974, unpag. 

Lex
ilo

g-S
uch

pool



-115- 

Koedukation praktiziert. Im "Hotel Astor" lebten im September 1973 45 

Jugendliche, davon 15 Mädchen und im Kontaktzentrum Vorgebirgsstraße 

ca. 50 Jugendliche, davon zehn Mädchen. (Vgl. ALVR 39112) Die 

Wohngemeinschaften des SSK entsprachen den Vorstellungen des LJA 

Rheinland weder in baulicher, noch in hygienischer oder moralischer Hin-

sicht. "Im LJA wurde aus verschiedenen Berichten bekannt, daß der Ge-

schlechtsverkehr in Gruppensituationen üblich sei." 139 

Nach Angaben von Gothe und Kippe beschwerte sich ein 15 jähriges Mäd-

chen beim LJA Rheinland, dass es in einer Einrichtung des SSK in einer 

Nacht fünfmal mit Minderjährigen den Beischlaf vollziehen musste. (Vgl. 

Gothe/Kippe 1970, S. 2 ff.) 

Am 21.9.1973 notierte die Heimaufsicht über die Kontaktzentren des SSK in 

Köln, dass in "Hotel Astor" zur Zeit 55 Jugendliche wohnten, die in einem 

ausgesprochenen "pädagogischen Freiraum" lebten. 
 

"An der Anschlagtafel im Flur war folgender Hinweis angebracht: 'Bitte die 
ausgegebenen Pariser nicht herumliegen lassen'. Auf Befragen erklärten die 
Jugendlichen, die Verhütungsmittel würden abends ausgegeben." 140 

 

Nach Vorstellungen des LJA sollten die Schlafgelegenheiten für Jungen und 

Mädchen nach Etagen getrennt werden. Bei einem erneuten Besuch am 

15.11.1973 im "Hotel Astor" musste die Heimaufsicht feststellen, dass sich 

an den Zuständen nichts geändert hatte:  
 

"Der größte Teil der Jugendlichen schlief noch (8.40 Uhr, A.L.) ... daß 
Jungen und Mädchen wahllos in einem Zimmer oder in einem Bett zu-
sammenschliefen." 

 

Um die unmoralischen Zustände zu dokumentieren, wurde im Bericht der 

Heimaufsicht akribisch genau festgehalten, wer mit wem in einem Zimmer 

oder Bett genächtigt hatte:  

 
" I. Obergeschoß: 1 Zimmer mit 2 Mädchen und 1 Jungen; 1 Zimmer mit 1 
Mädchen und 1 Jungen; 1 Zimmer mit 3 Mädchen und 2 Jungen ... Dach-
geschoß: 1 Zimmer mit 2 Mädchen und 2 Jungen. Der anwesende Betreuer 
gab auf Befragen an, daß man während der Nacht keinen Überblick darüber 

                                                
139ALVR 39112, Schreiben an Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales NRW v. 
4.2.1974, Heimaufsicht und Ausführung ö.E., hier SSK, unpag. 
140ALVR 39112, Vermerk vom 21.9.1973, Heimaufsicht: Kontaktzentren SSK, unpag. 
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habe, wer sich überhaupt im Hotel aufhalte, geschweige denn wer wo und 
mit wem in einem Zimmer schlafe ..."141 

 

 Darüberhinaus brachte das Erscheinen entflohener Mädchen für den SSK 

unerwartete Problemsituationen mit sich, so war zu dieser Zeit in Köln ein 

regelrechter Kampf zwischen einer Gruppe von Zuhältern und dem SSK ent-

brannt:  

 
"Für diese Zuhälter sind vor allem Mädchen, die aus Heimen entflohen sind, 
eine leichte Beute. Den SSK betrachten sie daher als Konkurrenz." 
(Gothe/Kippe 1975, S. 123) 

 

 Obwohl fast die Hälfte aller in Öffentlichen Erziehung befindlichen 

Minderjähriger weiblich waren, fanden medienwirksame 

"Befreiungsaktionen" in der Regel in Erziehungsheimen für Jungen statt, so 

dass sich diese Ereignisse auf die Mädchenheime im Rheinland kaum 

auswirkten. 
 
"Wir nicht, also wir sind davon verschont gewesen. Aber ich denk' so, das 
Aachener Haus hat schwer darunter gelitten. Und wir sind wirklich ver-
schont geblieben von den Sonderpädagogischen Maßnahmen, das SSK war 
das, beim LJA haben sie Sitzstreiks gemacht, also, Frau Raabe haben die 
schon, arg ins Verhör genommen. Und dann hat Aachen viel davon 
mitgekriegt ... aber zu uns sind sie nie gekommen. Wir haben davon nichts 
mitgekriegt. Wir haben nur immer davon gehört, dass es so ist, dass die da 
ihre Wohnungen, in leere Wohnungen reingegangen sind, in leere Häuser 
reingegangen sind und diese Mädchen abgefangen haben, auch Jungen ab-
gefangen haben, also manche, wenn die vom Ausgang zurückkamen. Das 
stimmt. Ein Heim - 20 Jungen weg. 20 Jungen weg, vor den Toren ge-
standen und haben die abgefangen und haben die in Köln in diese Häuser 
reingeholt, in unmögliche Zustände. Ich weiß, ich weiß wir haben manch-
mal gedacht (lacht), wenn sie uns heimsuchen, was machen wir. Aber da 
sind wir Gott sei dank, verschont geblieben." (Interview Schwester A.) 
 

 Im Jahre 1974 befreiten Mitglieder des SSK ein Mädchen aus einem 

Kölner Erziehungsheim: 

 
"Fünf von ihnen (SSK, A.L.) drangen (am 27.1.74, A.L.) in ein Mädchen-
heim in Deutz ein und holten ein 15 jähriges Mädchen heraus, das nach 

                                                
141ALVR 39112, Vermerk vom 16.11.1973, Heimaufsicht: 15.11.1973, Hotel Astor, 
unpag. 
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einem Selbstmordversuch in dem Heim untergebracht worden war. Zwei 
von ihnen und das entwichene Mädchen wurden später gestellt. 'Holt mich 
hier heraus' hatte das Mädchen, das früher ebenfalls in einem der SSK-
Häuser gelebt hatte, an ihre Freunde geschrieben." 142 

 

Sie verprügelten Betreuerinnen und Heiminsassen, warfen Möbel um und 

rissen die Telefonleitung aus der Wand. Gothe und Kippe kritisierten diesen 

Vorfall und verurteilten die gewaltsame Vorgehensweise der SSK-Mit-

glieder:  

 
"Bis auf einzelne Gewaltausbrüche, wie der Versuch von drei Jugendlichen, 
mit Gewalt ihre Freundin aus einem Kölner Heim zu befreien, bewiesen die 
Jugendlichen eine beispielhafte Disziplin." (Gothe/Kippe 1975, S. 98) 

 

 Mädchen, die sich beim SSK aufhielten, wurden von den 

Erziehungsheimen ungern wieder aufgenommen, sie konnten nur unter 

größten Bemühungen des LJA wieder einen Heimplatz finden. Nach einem 

Stand vom 31.1.1974 waren Mädchen aus dem Gertrudisheim, dem 

Agnesheim, dem Dorotheenheim und dem Ratinger Mädchenheim beim SSK 

untergebracht. Für 15 Mädchen war die Unterbringung noch nicht geregelt, 

für weitere zehn Mädchen im Alter von 15 bis 17 Jahren musste ein 

Heimplatz gefunden werden. Die angesprochenen Mädchenheime zeigten 

ihre Ablehnung sehr offen und befürchteten, dass diese als äußerst renitent 

bekannten Mädchen Unruhe in den Heimalltag bringen würden und andere 

Mädchen negativ beeinflussen könnten.143 

 
"Die Heime weigern sich, Jugendliche, die über einen längeren Zeitraum 
hinweg beim SSK waren, wieder zurückzunehmen, da sie eine negative 
Beeinflussung übriger Jugendlicher befürchteten. Auch die Jugendlichen 
selbst möchten dann in den meisten Fällen nicht mehr ins Heim zurück."144 

 

 

 

 

                                                
142ALVR 39099, Köln Stadtanzeiger vom 29.1.1974 "Mädchen wurde entführt", unpag. 
143Zusagen, wenn auch erst nach Überprüfung des Einzelfalles, machten das Marita-
Lörsch-Heim, das Gertrudisheim und das Ratinger Mädchenheim. (Vgl. ALVR 39116) 
144ALVR 39113, Schreiben v. 23.8.1973, betr. Einzelprobleme, die sich aufgrund der 
Vereinbarung des JA Köln mit dem SSK v. 11.5.1973 ergeben, Bl. 42. 
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6.2 Reformen und Liberalisierungsprozesse 

 

 Neben den Einrichtungen des SSK gründeten sich in Köln und benach-

barten Städten weitere Jugendwohnkollektive, wie 1970 "Haus Mahnert" der 

AWO Düsseldorf in Mettmann.145 Wohngemeinschaften wurden auch von 

den Behörden bald als Alternative zur Heimerziehung anerkannt, wobei 

darauf geachtet wurde, dass die Träger und Mitarbeiter sozialpädagogische 

Ziele verfolgten und eine kontinuierliche Zusammenarbeit mit den Behörden 

gewährleistet wurde. 

 Infolge der Studentenbewegung der späten sechziger Jahre war ein gesell-

schaftlicher Wandel nicht mehr aufzuhalten, dem sich auch die Heimer-

ziehung unter dem zunehmenden Druck der Öffentlichkeit nicht mehr länger 

verschließen konnte. Das Kölner LJA sah als Heimaufsichtsbehörde für das 

Rheinland einen dringenden Bedarf an entsprechenden Reformen und ab 

1970 ließen sich allmähliche Veränderungen im Bereich der Heimerziehung 

verzeichnen. (Vgl. Sauer 1979, S. 94)  

 
"Daß man die Symbolhaftigkeit der Heimkampagnen auch verstand, zeigten 
die überraschend schnellen Reaktionen der Jugend- und Verbands-
bürokratien. Bäuerle/Markmann ... konnten bereits für die Jahre 1970 bis 
1972 sechs Reformprogramme mit den Schwerpunkten 
'Humanisierung/Liberalisierung' und 'Qualifizierung' der Heimerziehung 
präsentieren." (Blandow 1989a, S. 283) 

 

 Die Heimkampagnen deckten auch in Mädchenheimen des Rheinlandes 

zahlreiche repressive und zum Teil gegen Grundgesetze verstoßende Er-

ziehungspraktiken auf. Jugendliche Mädchen wurden wie unmündige Kinder 

behandelt: kein Ausgang ohne Begleitung, Verweigerung von Zigaretten, 

keine Fernsehsendungen für Erwachsene. Das Grundrecht auf freie persön-

liche Entfaltung, Selbstbestimmung und die Achtung der menschlichen 

Würde sollte auch für "Zöglinge" gelten. Die Wahrung des 

Briefgeheimnisses, Freiheit der Berufswahl, eine großzügigere Ausgangs- 

und Urlaubsregelung und die Anerkennung der Mädchen als Mitgestalter des 

Heimalltags gehörten zu den vielfältigen Forderungen, denen sich 

Erziehungsheime fortan stellen mussten.146 

                                                
145Vgl. Liebel u.a. 1972. 
146Vgl. Bäuerle/Markmann 1978, S. 267-275. 
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 Das Landesjugendamt Rheinland nahm als Heimaufsichtsbehörde 

weiterhin die Position eines Beraters und Vermittlers zwischen den 

Vorstellungen der Erzieherinnen und Mädchen ein und versuchte wiederholt, 

sehr konservativ eingestellte Heime von einer freieren, liberaleren Erziehung 

zu überzeugen. 
 
" ... Ausgang, so wie das LJA es sich vorstellt, wird auch in Immerath nur 
vereinzelt gegeben ... Ich habe gebeten, größere Freiheiten zu erwägen ... 
Ich habe dringend gebeten, diese Briefkontrolle entscheidend zu lockern ... 
Die Heimleiterin erwog, Briefe an Eltern nach und nach auszunehmen, aber 
Schreiben an Freunde (Mädchen oder Jungen) zu kontrollieren. Ich habe 
darauf hingewiesen, daß durchaus eine Freundin oder ein Freund die 
einzige Vertrauensperson mit förderlichem Bezug sein könnten. Das Thema 
wurde nicht vertieft ..." (ALVR Heimaufsichtsakte Haus Immerath, Heim-
aufsichtsbesuch 1970) 

 

Das 'Klima' eines Heimes und die Qualität der pädagogischen Arbeit wurden 

vor allem durch die Persönlichkeit der Schwestern und Erzieherinnen ge-

prägt. Obwohl die meisten von ihnen stets bemüht waren, aus innerster Be-

rufung heraus jungen Mädchen zu helfen, gelang es ihnen jedoch nicht, sich 

von althergebrachten Erziehungsmethoden und moralischen Vorstellungen 

eines christlich orientierten Weltbildes zu lösen. Noch im Jahre 1973 zeigte 

sich in einigen Mädchenheimen eine große Diskrepanz zwischen Theorie und 

Praxis:  
 

"... im Empfangsraum fromme Bibelzitate, - die Aufenthaltsräume für die 
Mädchen steril und kalt, - in den Schlafräumen übereinandergestellte Eisen-
betten ... Die Schlüsselgewalt hat allein die Heimleiterin. - Nachts werden 
Kübel in die verschlossenen Schlafzimmer gestellt ... Im Haus darf nicht ge-
raucht werden."147 
 

Die Kritik der Gegner traditioneller Fürsorgeerziehung erhalte vor dem 

Hintergrund dieser Realität eine überzeugende Dimension, merkte das LJA 

dazu an.  
 

"So etwas darf es 1973 genau so wenig geben wie Verwahrlosungs-
erscheinungen in Einrichtungen des SSK ... Die Situation der ö.E. ist trotz 

                                                
147ALVR 39112, Schreiben Kraus (LJA) an LR Dr. Jans vom 10.9.1973, Heimaufsicht 
Aufnahmeheim Tempel-Str. (Ev. Träger), unpag. 
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einiger Einrichtungen, die sich sehen lassen können - insgesamt: desolat! 
..."148 

 

 Zu Beginn der siebziger Jahre gründeten sich zahlreiche staatlich 

geförderte Kommissionen, Konferenzen und Arbeitskreise. Im Jahre 1973 

erschienen zudem drei Veröffentlichungen, deren Ergebnisse wesentlichen 

Einfluss auf die Neugestaltung der Öffentlichen Erziehung besaßen.149  Das 

Bundesjugendkuratorium hatte sechs wesentliche Leitgedanken150 

entwickelt, denen das Ziel des "mündigen Bürgers" übergeordnet wurde. 

(Vgl. Liegel 1999, S. 56) Auf der Grundlage dieser Leitbilder erstellte der 

Landschaftsverband Rheinland 1973/74 "Allgemeine Richtlinien zur Durch-

führung der Öffentlichen Erziehung in Heimen". 

 
"Aufgabe der Erziehung ist es, den Jugendlichen zu befähigen, als verant-
wortliche Persönlichkeit von den Grundrechten einen unserer Rechts- und 
Sozialordnung entsprechenden Gebrauch zu machen. Mit fortschreitender 
Entwicklung muß daher an die Stelle der Fremdbestimmung zunehmend 
das Recht der Selbstbestimmung treten, um den jungen Menschen zu Selb-
ständigkeit und Selbstverantwortung zu befähigen." (Bäuerle/Markmann 
1978, S. 267 ff.) 

 

 Auch wenn die ersten ungeordneten Versuche alternativer Wohnformen in 

der Praxis scheiterten, gelang es den kritischen Gruppen wie dem SSK, 

letztendlich, Impulse für die Weiterentwicklung der Mädchenheimerziehung, 

besonders in Hinblick auf koedukative Erziehungsformen und ein modernes 

Rollenverständnis, zu geben. 

 
"Jedesmal, wenn sich der SSK in einem neuen Schritt durchsetzte, bewirkte 
das in den Heimen eine weitere Liberalisierung ... Sogar in Westfalen, 
dessen LJA demselben Ministerium in Düsseldorf untersteht wie das 
Kölner, herrschen noch ungebrochen die Zustände, die wir hier vor fünf 
Jahren angegriffen haben: Zwangsarbeit, Isolierzellen, Schläge und das 
ganze System gewalttätiger Unterdrückung sind nach wie vor unein-

                                                
148ALVR 39112, Schreiben Kraus (LJA) an LR Dr. Jans vom 10.9.1973, Heimaufsicht 
Aufnahmeheim Tempel-Str. (Ev. Träger), unpag. 
149Es handelt sich hier um die Ergebnisse des Bundesjugendkuratoriums, des Dritten 
Jugendberichtes der Bundesregierung und Ergebnisse der europäischen Familienkonferenz 
zum Thema "Gefährdete Kinder und Jugendliche". (Vgl. Liegel 1999, S. 56) 
150Als Erziehungsziele wurden genannt: Autonomie, Sozialbilität, Produktivität, 
Kreativität, Sexualität (als humaner Umgang mit Sexualität) und Religiosität (als 
weltanschauliche Sinngebung). (Vgl. Liegel 1999, S. 57) 
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geschränkt in kraft. Im Rheinland hat man hingegen unter dem Einsatz 
immenser Gelder die Heime aus dem Mittelalter in die pädagogische 
Gegenwart geholt ... Eine neue Ära ist angebrochen, in den Heimen halten 
die modernen sozialwissenschaftlichen Erkenntnisse ihren Einzug." 
(Gothe/Kippe 1975, S. 113) 

 

 Trotz allem Optimismus gingen die Liberalisierungsprozesse in den Mäd-

chenheimen nur langsam voran. Im Heimalltag vollzogen sich Veränderungen 

in kleinen Schritten: da sich die Lebens- und Freizeitgewohnheiten der 

Jugendlichen seit den sechziger Jahren stark verändert hatten, erschien es den 

meisten Heimen notwendig, neue Angebote zu machen und sich den 

Bedürfnissen der Mädchen ein wenig anzupassen. Bei den Mädchen traten 

hausfrauliche Interessen deutlich zurück. Tanzen und Schallplattenhören 

waren neben Diskothekenbesuchen und Treffen mit Freunden die beliebtesten 

Freizeitbeschäftigungen. Im Mädchenwohnheim Marita-Lörsch, einem 

(halb)offenen Heim für berufstätige Mädchen in Aachen, wurde dieser 

Entwicklung durch erweiterte Ausgangsregelungen Rechnung getragen. 

Zudem fanden regelmäßige gemeinsame Abendgespräche und Diskussionen 

über zeitnahe Themen wie Freundschaften, Eheproblem und den §218 StGB 

statt. 
 

"Eine Minderjährige nimmt an einem Tanzkursus mit der Schulklasse teil. 
Tanzen ist für die jungen Mädchen neben Schallplattenhören das größte 
Freizeitvergnügen ..." 151 

 

 Dennoch setzten Veränderungen in der Mädchenerziehung im Vergleich 

zur gesamten Jugendhilfe verspätet ein. Wie im sechsten Jugendbericht aus 

dem Jahr 1984 betont wurde, hatten die Reformbestrebungen der Jugendhilfe 

aus den Jahren 1970 bis 1973 erst Mitte der achtziger Jahre die Mädchen-

heime erreicht. (Vgl. Pankofer 1997, S. 49) Wesentliche Änderungen im All-

tag größerer konfessioneller Heime, wie die Einstellung weltlicher Er-

zieherinnen und Sozialpädagoginnen oder die Wahrnehmung mädchen-

spezifischer Problemlagen, wie sexueller Missbrauch, lassen sich erst auf 

Mitte bis Ende der achtziger Jahre datieren. 

 Die Zahl der Überweisungen in die Öffentliche Erziehung nahm zwischen 

den fünfziger und siebziger Jahren kontinuierlich ab: Seit Ende der sechziger 

                                                
151ALVR, Heimaufsichtsakte Marita-Lörsch-Heim, Meldung an LJA Stand 1.10.1971 
betr. Gegebenheiten der Heimerziehung in Erziehungsheimen, unpag. 
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Jahre wurde die Freiwillige Erziehungshilfe weitaus häufiger gewährt als die 

Fürsorgeerziehung. Da das Volljährigkeitsalter von 21 auf 18 Jahre gesenkt 

wurde, sank die Zahl der Mädchen ab 1975.152 Doch ihre Zahl verringerte 

sich in den nachfolgenden Jahren auch, weil sich die Grenzen der Be-

wertungsmaßstäbe - was "Verwahrlosung" und was noch gewöhnliches, 

"normales" jugendliches Verhalten war - erweiterten.  

 In den siebziger Jahren begann eine zunehmende Ausdifferenzierung der 

Angebote innerhalb der Jugendhilfe wie therapeutische Hilfen und Wohn-

gruppen für Mädchen. Als Folge dieser Entwicklungen mussten aufgrund der 

veränderten Bedarfsstruktur einige traditionelle Mädchenheime geschlossen 

werden, wie das "Haus Nazareth" in Immerath 1971 und im Jahr 1973 ein 

Heim des "Guten Hirten" in Köln und ein weiteres Heim dieser Ordens-

gemeinschaft 1975 in Aachen.153 

 Da allerdings nach wie vor ein Grundbedarf an Einrichtungen zur Be-

treuung von gefährdeten Mädchen bestand, waren die konfessionellen Heime 

fortan gezwungen, sich dem weltlichen Leben allmählich zu öffnen und ihre 

bisherigen pädagogischen Konzeptionen kritisch zu überprüfen und neue, 

zeitgemäße und vor allem auf mädchenspezifische Problemlagen eingehende 

Angebote zu machen. 

 

7. Zusammenfassung 

 

 Wie bereits im geschichtlichen Rückblick angedeutet, stellte das Jahr 1945 

in der Praxis von Fürsorgeerziehungsheimen und im Alltag der weiblichen 

Zöglinge keine wesentliche Zäsur dar. Die Chance zum Neubeginn wurde 

nur unzulänglich genutzt, im rechtlichen wie pädagogischen Bereich griff 

man im Heimbereich  unkritisch auf althergebrachte Vorstellungen zurück.  

 Gerade in der Nachkriegszeit ging es Behörden und Heimen um die 

Wiederherstellung von Disziplin unter der "verwahrlosten" Jugend, wobei 

das straffe Durchgreifen dieser ordnungspolitischen Bestrebungen mehrfach 

von der britischen Militärregierung bemängelt und eine liberalere Heimpraxis 

mit Verzicht auf die üblichen Arrestmaßnahmen angeregt wurde. Doch erst 

die späten fünfziger Jahre brachten (bauliche) Veränderungen, weil man 
                                                
152Z.B. befanden sich 1969 1554 Mädchen in FE, 1498 in FEH und im Jahr 1975 364 in 
FE und 725 in FEH, Statistik in: LVR (Hrsg.): Leistung in Zahlen 1964-1974, Köln 1975, 
S. 126 und Leistung in Zahlen 1975-1984, Köln 1985, S. 141. 
153 Vgl. Sr. M. Laetitia Scherer 1990, S. 30. 
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bemüht war, die bisherige Massenerziehung durch die Schaffung kleinerer 

Wohneinheiten ("Familienprinzip") zu ersetzen.  

Die grundsätzlichen Prinzipien und Ziele der Heimerziehung bewiesen von 

der Nachkriegszeit bis in die frühen siebziger Jahre eine erstaunliche 

Kontinuität: In diesen Jahrzehnten basierte Heimerziehung vor allem auf 

Disziplinierung, Gehorsam und Unterordnung der Zöglinge.  

 In den meisten Mädchenerziehungsheimen besaßen die Heimerzieherinnen 

eine vergleichsweise fundierte pädagogische Ausbildung und führten ein 

strenges Regiment im klösterlichen Leben. Für die Situation der Zöglinge 

brachten sie oftmals wenig Verständnis auf und forderten unnachgiebig 

Zucht, Ordnung und Anstand von den eingewiesenen Mädchen.  

Neben der Disziplinierung stand die Vorbereitung der Mädchen auf ihre 

spätere Rolle als Hausfrau und Mutter - in Form hauswirtschaftlicher und 

z.T. gewerblicher Arbeit - auf dem Erziehungsplan aller Heime. Dennoch 

war das vermittelte Mädchenbild bis zu Beginn der siebziger Jahre 

keineswegs durchgängig traditionell bestimmt, so ergaben sich aufgrund des 

Einflusses unterschiedlicher Erzieherinnenpersönlichkeiten durchaus 

Widersprüchlichkeiten, d.h. es gab eine Reihe aufgeschlossener 

Heimerzieherinnen für die eine spätere (wirtschaftliche) Unabhängigkeit der 

Mädchen weitaus wichtiger war als die alleinige Vorbereitung als Ehe- und 

Hausfrau. Erst ab Mitte der sechziger Jahre wurde eine weitreichende 

Umorientierung eingeleitet und die schulische Ausbildung der Mädchen trat 

allmählich in den Vordergrund. 

 

 Die Heimkampagnen der späten sechziger und frühen siebziger Jahre 

hatten auf die Erziehungsheime für Mädchen weitaus weniger Auswirkungen 

als auf entsprechende Einrichtungen für Jungen. Obwohl auch hier 

Missstände und Verstöße gegen die Grundrechte der Zöglinge nachgewiesen 

werden konnten, gingen Liberalisierungsprozesse nur langsam voran und 

stießen gerade bei der älteren Generation von Heimerzieherinnen auf heftiges 

Unverständnis. Zu Beginn der siebziger Jahre wurden Lockerungen im Alltag 

zuerst in einigen fortschrittlichen Heimen sichtbar, während in anderen 

Heimen die Zustände - inzwischen auch von der Heimaufsichtsbehörde des 

Rheinlandes kritisiert - noch bis Mitte der siebziger Jahre nahezu unverändert 

blieben. Erst in den achtziger Jahren, als vermehrt weltliches Personal 
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eingestellt wurde, gestaltete sich der Heimalltag zunehmend freiheitlicher und 

ließ individuellere Hilfsangebote für die Mädchen zu. 
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III. BILDER "VERWAHRLOSTER" MÄDCHEN UND IHRER  

FAMILIEN IN FÜRSORGEAKTEN - ERGEBNISSE DER DURCH-

GEFÜHRTEN AKTENANALYSEN 

 

1. Informationsaustausch in Fürsorgeakten und Beobachtung von Zög-

lingen 

 

 Für die vorliegende Arbeit wird bisher unveröffentlichtes Quellenmaterial 

ausgewertet, wobei sich die nachfolgenden Aktenanalysen vor allem auf 133 

Einzelfallakten aus dem Bestand "Öffentliche Erziehung, Fürsorgeerziehung 

und Landesjugendamt" des Archivs des Landschaftsverbandes Rheinland und 

40 weitere Fürsorgeakten aus dem hauseigenen Archiv des Düsseldorfer 

Dorotheenheims, einem evangelischen Erziehungsheim für schulentlassene 

Mädchen, stützen. Da die z.T. recht umfangreichen Fürsorgeakten den 

gesamten (behördlichen) Informationsaustausch über die Zöglinge 

dokumentieren, ermöglichen sie sowohl eine empirische Auswertung 

grundlegender Daten zur Herkunft und Familiensituation der eingewiesenen 

Mädchen, als auch eine qualitative Untersuchung, wie bestimmte "Bilder" 

unangepasster, auffälliger Mädchen und ihrer Familien konstruiert und durch 

behördliche Vorurteile und Zuschreibungen verfestigt werden.1 

 

 Mit der Durchführung der Öffentlichen Erziehung waren verschiedene 

Institutionen, wie Jugendamt, Vormundschafts-/Amtsgericht und Landes-

jugendamt beauftragt. Das Jugendamt stellte - unter Berufung auf ent-

sprechende Berichte von Fürsorgerinnen - einen Antrag auf Fürsorge-

erziehung und war für die Betreuung nach dem Heimaufenthalt verant-

wortlich.2 

 
"Auf ihre (Fürsorgerin, A.L.) Empfehlung hin entscheidet der Sach-
bearbeiter im Jugendamt- und zwar fast immer in ihrem Sinne - über das 
weitere Vorgehen." (Schuhmann 1975, S. 43) 

                                                
1Siehe zu den Inhalten der untersuchten Akten und ihrer Vergleichbarkeit bereits Punkt I. 
3. der Arbeit (Quellenlage). 
2Nach dem Heimaufenthalt wurden weibliche Zöglinge entweder in Dienststellen - meist 
als Hausgehilfinnen - vermittelt und vom Heim betreut oder es wurde ihnen 
"Arbeitsurlaub" am Heimatort gewährt, d.h. sie wohnten zuhause, gingen einer geregelten 
Arbeit nach und wurden vom zuständigen Jugendamt/Fürsorgeverein 'beaufsichtigt'. (Vgl. 
Düchting 1952, S. 147) 
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Häufig strengten die Gerichte ihrerseits keine eigenen Nachforschungen mehr 

an, sondern verließen sich auf die 'glaubhaften' Angaben der Gutachterinnen 

und übernahmen sogar den Wortlaut ihrer Berichte. (Vgl. Kuhlmann 1989, S. 

89ff.) 

 Nach der Einweisung in die Öffentliche Erziehung übernahm das LJA die 

erzieherische Verantwortung für die Minderjährigen. Für die Dauer der Für-

sorgeerziehung gaben die Eltern ihr Sorgerecht ans LJA ab, so dass das LJA 

als gesetzlicher Vertreter der Zöglinge über deren gesamte Lebensgestaltung 

bestimmte.3 Die Ersteinweisung erfolgte in Aufnahmeheime, nach einer 

sechs- bis achtwöchigen Beobachtungszeit wurden "Erziehungslisten" 

angefertigt und die Zöglinge aufgrund bisheriger Beurteilungen in ein ge-

eignetes Erziehungsheim überwiesen.4  

 Zwischen allen beteiligten Institutionen (Heim, Jugendamt, Wohlfahrts-

verband, LJA) erfolgte ein regelmäßiger Berichtsaustausch über die Ent-

wicklung und Erziehung der Zöglinge.5 
 
"Der Bericht entwirft das Porträt eines Mädchens durch die Brille der 
Bürokratie." (Kenkmann 1992, S. 139)  

 

Da die Akten vielmehr die jeweiligen Wertmaßstäbe, Einstellungen und Be-

urteilungsmuster der sozialen Kontrollinstanzen widerspiegelten, lässt das 

Aktenmaterial lediglich indirekte Rückschlüsse auf die wirkliche Lebens-

situation der Mädchen zu. (Vgl. Schuhmann 1975, S. 39) Zudem ist zu 

bedenken, dass ausschließlich diejenigen Vorgänge von den Behörden 

dokumentiert wurden, von denen sie erfuhren, d.h. Situationen, in denen 

Jugendliche in der Öffentlichkeit auffällig wurden, und die sie darüberhinaus 

für relevant erachteten. 
 

                                                
3Das LJA verfügte über den Aufenthalt (Erziehungsheim, Pflegefamilie, Dienststellen 
o.ä.), über Schul- und Berufsausbildungen, die Lebensweise, den Kontakt zu Angehörigen, 
über die Verwaltung des Verdienstes und Schließung von Lehr- und Arbeitsverträgen. 
Ferner besaß es das Recht, in allen gesundheitlichen Fragen (z.B. Operationen) 
Entscheidungen zu fällen, sowie beim Vorliegen von Geistesschwäche beim 
Vormundschaftsgericht einen Antrag auf Entmündigung zu stellen. (Vgl. Carspecken 
1966, S. 41ff.) 
4Vgl. HStA, NW 41-5, Schreiben Sozialminister (Jugendwohlfahrt) vom 1.2.1947, 
Gliederung der Heimerziehung der Nordrheinprovinz nach dem Stand von Februar 1947, 
Bl. 67. 
5Z.B. Entwicklungsberichte, Führungsberichte, Heimberichte. Vgl. Weiland 1966, S. 110. 
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"Durch diese Reduktion auf das Krasse gerann die gesamte Lebenswelt der 
Betroffenen in der Sicht, die die Akten nahelegten, zu einer Serie von Not-
lagen, Fehlverhalten, Bedürftigkeit und Widersetzlichkeit." (Kenkmann 
1992, S. 150) 

 

Obwohl die bürokratische Perspektive vorrangig ist, eignen sich Fürsorge-

berichte, um die Rolle der behördlichen Kontrollinstanzen im Umgang mit als 

auffällig stigmatisierten Jugendlichen sichtbar zu machen. Dem Vorbehalt, 

dass die Fürsorge- und Heimberichte einseitig seien, wird auch dadurch be-

gegnet, dass Verzerrungen thematisiert und Widersprüche aufgelöst werden 

sollen. 

 

Die Akte reduziert die Persönlichkeit des Mädchens auf einige sozial-

statistische Angaben, stellt Lebenssituationen vereinfachend dar und erstellt 

letztenendes bestimmte Kategorien und "Typen" weiblicher Zöglinge und 

ihrer Familien. 

 Die für die Zöglinge unzugängliche Fürsorgeakte lässt sich als ein In-

strument behördlicher Macht interpretieren: Die Akte mit ihren unbekannten 

Berichten blieb etwas Bedrohliches, und machte den Zöglingen im Heim-

alltag immer wieder bewusst, dass Fürsorgerinnen und Erzieherinnen die 

Definitionsmacht über ihr Verhalten besaßen. Akteneintragungen wurden 

häufig als subtiles Druckmittel benutzt, um bei den Mädchen ein er-

wünschtes, angepasstes Verhalten zu erzielen.  
 
"Die H. macht nur spärliche Angaben über ihre diversen Aufenthalte, wie 
sie angibt, da sie fürchtete, ihre 'Akten' noch mehr zu belasten." (Vermerk 
1958, Ingrid H., Jg. 1940)  

 

Vielfach wurde den Mädchen fälschlicherweise vermittelt, dass sie durch 

gute Führung im Heim und eine entsprechende Berichterstattung die 

Möglichkeit besäßen, die Dauer ihres Heimaufenthaltes zu verkürzen. In der 

Praxis war dies kaum möglich, da Jugendliche selbst bei "guter Führung" 

nicht entlassen wurden, wenn sich die familiären Verhältnisse - aus Sicht der 

Fürsorgerinnen - nicht gebessert hatten. (Vgl. Martikke 1971, S. 14) 

 Im Erziehungsheim wurde jede Alltagsverrichtung der Zöglinge zur 

Beobachtungssituation, die Mädchen standen fast rund um die Uhr - auch in 

ihrer Freizeit - unter erzieherischer Beaufsichtigung, wie die nachfolgende 

Eintragung aus dem Dorotheenheim zeigt:  
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"Mittags sonnte sie sich mit Erika Müller auf der Wiese. Sie lachen laut und 
ordinär und unterhalten andere Mädchen mit." (1969) 

 

 Da das Aktenmaterial dieser Arbeit vor allem auf Vermutungen und Aus-

sagen aus behördlicher Perspektive verweist und Selbstaussagen der Mäd-

chen, wie abgefangene Briefe, Aufsätze etc. seltener zu finden sind, ist auf-

grund der Untersuchungsergebnisse davon auszugehen, dass sich Behörden 

und Heime kaum für die Erforschung von Hintergründen und Zusammen-

hängen auffälliger Verhaltensweisen der Zöglinge interessierten. 
 

"Die genaue Beobachtung erschöpfte sich darin, den Zöglingen eine Fülle 
von Eigenschaften zuzuschreiben, ohne je Interesse für die Ursachen zu 
entwickeln. Auch die psychiatrische Zugangsweise war eher dazu angetan, 
neue Begriffe zur Diffamierung der Minderjährigen zu liefern, als die Ju-
gendlichen in ihrer Entwicklung zu fördern." (Schmidt 1999, S. 201) 

 

Sachliche Begründungen für Verhaltensauffälligkeiten werden eher selten 

gegeben und stattdessen zahlreiche Leerformeln stereotyper Etikettierungen 

aneinandergereiht. 

 
"In den von ihm verfaßten Führungsberichten ans Amt reichert er (der 
Heimleiter, A.L.) alte Beurteilungen mit neuen Einschätzungen an. Aber 
nichts, was früher über das Kind gesagt wurde, wird so einfach vergessen. 
Die Beurteilungen werden also von Stelle zu Stelle weitergegeben und un-
diskutiert übernommen. Dabei werden sie stereotypisiert und verkürzt, sie 
werden inhaltslos und sinnentleert, eine bloße Anhäufung von Bewertungs-
formeln." (Schuhmann 1975, S. 43) 

 

 Überwiegend finden sich negative Etikettierungen des Verhaltens von Zög-

lingen. Sofern überhaupt positive Etikettierungen vorkommen, beziehen sie 

sich meist auf die Struktur und Systematik negativer Etikettierung, d.h. sie 

bezeichnen lediglich eine mögliche Reduzierung oder ein temporäres Zurück-

treten negativer Verhaltensweisen: 
 

"Bei häuslichen und leichten handwerklichen Arbeiten benimmt sich E. 
nicht ungeschickt, doch ..." oder "... arbeitet bis jetzt noch mit Zu-
friedenheit in ihrer Stelle." (1956) 

 

Das Aktenmaterial zeigt, dass der objektive Stil der Berichtsform wiederholt 

durch wertende und stigmatisierende Formulierungen durchbrochen wurde. 

Die Akten aus den Erziehungsheimen offenbaren darüberhinaus in der täg-
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lichen - und teilweise auch inoffiziellen - Dokumentation der diensthabenden 

Erzieherin Details über Verhaltensweisen der Mädchen und den Tagesablauf 

im Heim und vermitteln subjektive Eindrücke von Erzieherinnen.6 Bei-

spielsweise äußerte sich eine Schwester des Dorotheenheims in einer aus 

dem Jahre 1969 stammenden Eintragungen abfällig über den Kleidungsstil 

von Monika (Jg. 1951): 

 
"Für ihre kurzen Röcke sind die Oberschenkel allerdings nicht schlank ge-
nug." (1.4.1969)  
 

Und auch: 
 
"... möchte sich gern ein wenig flittchenhaft kleiden (holte sich ver-
schiedene Sachen aus den Koffern, die hier nicht zu tragen waren - ihr 
außerdem nicht paßten)." (31.7.1969) 

 

In den Fürsorgeakten gehen die Zuschreibungsprozesse vielfach so weit, dass 

alle zu einem früheren Zeitpunkt gemachten Beschreibungen als gesichertes 

Wissen über den Zögling fortgeschrieben wurden, auch wenn sie mit seinem 

aktuellen Verhalten gar nicht mehr übereinstimmten. (Vgl. Schuhmann 1975, 

S. 39) 

 

2. Die untersuchten Mädchen 

 

2. 1. Nationalität, Konfession, Wohnort 

 

Alle untersuchten Mädchen waren deutscher Nationalität.  

 

 Das Dorotheenheim war ein Erziehungsheim für evangelische Mädchen.7 

Bei der Auswertung der LJA-Akten überwog die Zahl der katholischen 

Mädchen mit 54,1% leicht, wobei sich bei den jüngeren Geburtsjahrgängen 

ein deutlicher Anstieg evangelischer Mädchen verzeichnen ließ.8 

                                                
6Aufzeichnungen in den Akten des Dorotheenheims, die in dieser Form und 
Ausführlichkeit in späteren offiziellen Führungs- und Entwicklungsberichten nicht mehr 
zu finden waren. 
7In den untersuchten Akten gibt es zwei Ausnahmen: ein Mädchen war katholisch getauft 
und ein weiteres neuapostolischen Glaubens. 
8Diese Entwicklung entspricht der konfessionellen Verteilung innerhalb der Bevölkerung 
Nordrhein-Westfalens. 
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 Das Dorotheenheim nahm neben Zöglingen aus dem Bereich des Land-

schaftsverbandes Rheinland drei Mädchen auf, die von anderen Landes-

jugendämtern (hier Hannover und Bremen) überwiesen wurden. Ein weiteres 

Mädchen war vor der Heimeinweisung aus der DDR geflohen.  

 

 Die Auswertung der LJA-Akten ergibt ein ähnliches Bild: Bis auf zwei 

Mädchen, die zuvor in der DDR aufwuchsen, stammten alle Mädchen aus 

dem gesamten Einzugsgebiet des Landschaftsverbandes Rheinland.  

 

 Eine Auflistung nach Wohnorten für beide Untersuchungen zeigt, dass die 

Mehrheit der Mädchen aus größeren Städten Nordrhein-Westfalens wie 

Essen (23 Mädchen), Duisburg (21), Wuppertal (14) und Düsseldorf (13) 

stammte. Jeweils neun Mädchen stammten aus den Städten Köln und Bonn, 

acht Mädchen aus Aachen, sieben aus Krefeld, sechs aus Oberhausen und 

vier aus Moers. Deutlich seltener wurde die Öffentliche Erziehung für Mäd-

chen aus Kleinstädten und ländlichen Gebieten angeordnet: Jeweils drei 

Mädchen wohnten vor ihrer Heimeinweisung in Mülheim/Ruhr, Mönchen-

gladbach, Remscheid, Viersen und Leverkusen. Jeweils zwei Mädchen 

stammten aus kleineren Gemeinden Nordrhein-Westfalens wie Euskirchen, 

Heiligenhaus, Erkelenz und jeweils ein Mädchen wohnte in Emmerich, Dins-

laken, Bergheim, Laurensbach, Repelen etc. (Siehe Anhang, Tabelle 1) 

 

2.2 Alter der Mädchen bei Anordnung der Öffentlichen Erziehung 
 

Im Dorotheenheim9 wurden Mädchen zwischen dem 14. und 19. Lebensjahr 

aufgenommen. 12,5% (5) Mädchen kamen mit 14 Jahren und 17,5% (7) mit 

15 Jahren in Öffentliche Erziehung. Jeweils 27,5% (11) waren bei der An-

tragstellung 16 bzw. 17 Jahre alt. 15% (6) der Mädchen kamen mit 18 bzw. 

19 Jahren in FE/FEH. 

 

In den Akten des LJA war die Altersspanne weitaus größer: hier lag das 

Alter der Mädchen bei der Antragstellung zwischen dem ersten und 18. 

Lebensjahr. Im Alter vom ersten bis zum sechsten Lebensjahr wurden vier 

Mädchen (3,1%) aufgenommen. Für neun Mädchen (6,9%) wurde die Für-

                                                
9In der Regel nahm das Dorotheenheim schulentlassene Mädchen ab dem 14. Lebensjahr 
auf. 
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sorgeerziehung im Alter von sieben bis zehn Jahren angeordnet. Elf Mädchen 

(8,3%) wurden mit elf bis 13 Jahren aufgenommen. 81,9% (109) aller 

Mädchen waren 14 Jahre und älter und gehörten damit zur Gruppe der 

schulentlassenen Mädchen: Mit 14 und 15 Jahren kamen 35,3% (47) aller 

Mädchen in FE. Im Alter von 16 bis 17 Jahren wurden 38,3% (51) 

überwiesen. Im Alter von 18 bis 19 Jahren wurden elf Mädchen (8,3%) in 

Heimerziehung genommen. 

 

 Die Auswertung aller Einzelfallakten ergibt, dass für die meisten Mädchen 

die Öffentliche Erziehung im Alter von 16 bzw. 17 Jahren angeordnet wurde. 

In den jüngeren Geburtsjahrgängen nahm der Anteil der mit 18 oder 19 

Jahren spät eingewiesenen Mädchen erheblich ab, vor allem, weil sich das 

gesenkte Volljährigkeitsalter in den Statistiken bereits bemerkbar machte.10 

(Siehe Anhang, Tabelle 2) 

 

2.3 Schulbildung der Mädchen  

 

 Über 70% aller Mädchen besuchten vor ihrer Heimeinweisung die Volks-

schule. Der Anteil der Mädchen, die eine Hilfsschule besuchten, lag in den 

Akten des LJA deutlich höher (23,5%) als in denen des Dorotheenheims 

(12,5%). 

 Die zuletzt besuchten Schuljahre lagen zwischen der vierten (LJA) bzw. 

fünften (Dorotheenheim) und der neunten Klasse, wobei die meisten Mäd-

chen (24,8%) aus den LJA-Akten zuletzt die siebte Klasse und die meisten 

Mädchen des Dorotheenheims die siebte bzw. achte Klasse der Volksschule 

(mit jeweils 27,5%) besuchten. Höhere Schulen wurden vor der 

Heimeinweisung hingegen kaum besucht: lediglich ein Mädchen aus dem 

Dorotheenheim besuchte zuvor die Realschule. In den Akten des LJA 

besuchte ein Mädchen (0,8%) die siebte Klasse einer Oberschule, ein anderes 

Mädchen die achte Klasse der Realschule und ein weiteres Mädchen die 

höhere Handelsschule. Mädchen, die eine weiterführende Schule besuchten 

und ein höheres Bildungsniveau besaßen, waren im gesamten 

Untersuchungszeitraum kaum von einer Heimeinweisung betroffen. (Siehe 

Anhang, Tabelle 3)  

                                                
10Das Volljährigkeitsalter wurde am 1.1.1975 vom 21. auf das 18. Lebensjahr 
herabgesetzt. 

Lex
ilo

g-S
uch

pool



                   -   -  132 

2.3.1 Arbeitsstellen und Lehrausbildungen vor der Heimeinweisung 

 

 Bis zu zwei Drittel aller (schulentlassenen) Mädchen waren vor ihrer 

Heimeinweisung erwerbstätig. Die Mädchen waren vor allem als Haus-

mädchen/"Hausgehilfinnen" oder (Hilfs-)Arbeiterinnen beschäftigt. 

Die meisten von ihnen hatten bereits mehrfach (durchschnittlich zwei bis fünf 

mal) die Arbeitsstellen gewechselt hatten: 23 Mädchen (57,5% Doro-

theenheim) bzw. 60 Mädchen (45,1% LJA) wechselten zwei bis fünf mal ihre 

Arbeitsstelle. Zwei Mädchen (5% Dorotheenheim) und neun Mädchen (6,8% 

LJA) wechselten sechs bis zehn mal ihre Stelle und jeweils ein Mädchen 

(2,5% Dorotheenheim und 0,8% LJA) arbeitete bereits in elf bis 15 ver-

schiedenen Stellen. Ein Mädchen (0,8% LJA) wechselte mehr als 15 mal die 

Arbeitsstellen. (Siehe Anhang, Tabelle 4)  

Dieser häufige Arbeitsstellenwechsel dokumentiert, dass sich viele Mädchen 

im Berufsleben nicht zurechtfanden oder mit ihrer beruflichen Situation un-

zufrieden waren. Aufgrund ihrer geringen Schulbildung konnten sie den be-

ruflichen Anforderungen häufig nicht genügen oder ihnen wurde oftmals 

bewusst, dass ihre weiteren Berufsaussichten schlecht waren und sie von 

zahlreichen Arbeitgebern als billige Arbeitskräfte schikaniert wurden. 

 

 Im Dorotheenheim, einem Heim für schulentlassene Mädchen, lag der An-

teil der Mädchen, die vor der Anordnung der Öffentlichen Erziehung eine 

Lehrausbildung begonnen hatten, mit 35% (14) wesentlich höher als in den 

Akten des LJA mit 15,8% (21). (Siehe Anhang, Tabelle 5) 

 Obwohl ab Mitte der sechziger Jahre die Zahl der begonnenen Lehr-

ausbildungen unter den weiblichen Zöglingen leicht anstieg, blieb die Aus-

wahl nach wie vor auf wenige frauentypische Berufe, wie Friseuse, Ver-

käuferin, Schneiderin und kaufmännische Angestellte beschränkt: Drei 

(21,4% Dorotheenheim) bzw. sieben Mädchen (33,3% LJA) begannen eine 

Ausbildung als Friseuse, vier (28,6% Dorotheenheim) bzw. sechs Mädchen 

(28,6% LJA) entschieden sich für eine Verkaufslehre. Zur kaufmännischen 

Angestellten ließen sich vier (28,6% Dorotheenheim) bzw. zwei Mädchen 

(9,5% LJA) ausbilden. 

 Vor der Heimeinweisung schloss lediglich ein Mädchen seine Lehraus-

bildung (als Friseuse) ab (LJA-Akten). Viele brachen die Lehre aus 

persönlichen Gründen, wie Interessenlosigkeit, Schwierigkeiten mit 
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Vorgesetzten etc., vorzeitig ab oder wurden vom Arbeitgeber gekündigt, 

weil sie die Anforderungen nicht erfüllten. Bei anderen weiblichen Zöglingen 

wurde die Lehrzeit erst durch die Anordnung der Öffentlichen Erziehung 

zwangsweise unterbrochen. 

 

2.4 Dauer des Heimaufenthaltes und "Verlegungspraxis" 

 

 Die Aufenthaltsdauer im Dorotheenheim schwankte zwischen wenigen 

Wochen und dreieinhalb Jahren. Die meisten Mädchen (72,5%) wurden nach 

einem halben bis zu zwei Jahren aus der Heimerziehung entlassen. Der 

häufigste Wert lag bei einer Aufenthaltsdauer von einem Jahr (11 = 27,5%). 

(Siehe Anhang, Tabelle 6) 

 

 In den Akten des LJA lag die Dauer des Heimaufenthalts zwischen einem 

halben und zehn Jahren. Der häufigste Wert lag bei bis zu zwei Jahren (20 = 

15%). Insgesamt blieben 57,1% aller Mädchen bis zu drei Jahren im Heim. 

(Siehe Anhang, Tabelle 7) 

 

 In beiden Untersuchungen lässt sich tendenziell feststellen, dass sich die 

Dauer der Heimaufenthalte im Laufe der sechziger Jahre deutlich verkürzte. 

 

 Die meisten Mädchen (65% Dorotheenheim und 42,1% LJA) blieben wäh-

rend der gesamten Zeit in einem Heim. (Siehe Anhang, Tabelle 8) Die 

Datenauswertungen ergeben darüberhinaus, dass die weiblichen Zöglinge 

während ihres Aufenthaltes in der Öffentlichen Erziehung bis zu fünf 

verschiedene Erziehungsheime durchliefen, wobei die Mehrheit aller 

Mädchen bis zu zweimal in ein anderes Heim verlegt wurde (82,5% 

Dorotheenheim und 69,2% LJA).  

 Mädchen, die häufiger als ein oder zweimal in ein anderes Heim 

wechselten, wurden von Heimen und Behörden als besonders 

"erziehungsschwierig", "psychopathisch" und "renitent" wahrgenommen. 

Häufige Verlegungen lassen sich damit erklären, dass sich manche Heime 

weigerten, besonders schwierige Mädchen aufzunehmen, um Konflikte im 

Heimalltag zu vermeiden. Bei entsprechenden Erklärungsversuchen wurden 

von den Heimen stets pädagogische Begründungen vorgeschoben, um sich 

dieser Mädchen zu entledigen. 
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" ... Wir sind nicht gewillt, das äußerst renitente, von der Unmoral ge-
kennzeichnete Mädchen in unser Heim zurückzunehmen. Selbst die 
Gruppenkameradinnen atmeten auf, als Monika am 22.4. ds. Js. aus dem 
Heim entlassen wurde, weil sie mit ihrem ordinären, lauten Wesen die 
Heimatmosphäre nivelliert." (ALVR, Heimaufsichtsakte Guter Hirte, Ver-
merk LJA v. 14.11.1966) 

 

An der Praxis der Verlegungen hatte sich auch bis zum Ende des Unter-

suchungszeitraums wenig geändert. Einige Heime fühlten sich aufgrund der 

häufigen Zuweisung problematischer Mädchen vom LJA sogar benachteiligt. 

 
" ... Ihre Mitteilung, Sie halten es nicht für sinnvoll, 'die Versager ein- und 
desselben Heimes' bei Ihnen 'zu konzentrieren', ist mir insoweit nicht ganz 
verständlich, als in Ihr Heim keineswegs nur Mädchen aus ein- und dem-
selben Heim verlegt werden. Das LJA ist im Gegenteil um eine 'Streuung' 
bemüht, die allerdings Grenzen in den Persönlichkeiten der Jugendlichen 
und in der Situation der Erziehungsheime hat ..." (ALVR, Heimauf-
sichtsakte Guter Hirte, Schreiben LJA v. 19.05.1969 betr. Belegungs-
fragen)  

 

Monika (Jg. 1951) sollte aufgrund ihres mehrfachen Entweichens in ein an-

deres Heim gebracht werden. 
 

"In provozierender Weise erzählte sie den Mädchen ihrer Gruppen-
gemeinschaft von ihren 'Erlebnissen' während der Entweichung ... Da sie 
durch ihre Fluchtpläne und die dreimalige Entweichung viel Unruhe in die 
Gruppe gebracht hatte, baten wir das LJA, M. nach ihrem Aufgreifen einem 
anderen Heim zuzuführen." (1969) 

 

 Zahlreiche Untersuchungen (wie Brusten) bewiesen, dass sich die Be-

hörden gewünschte Informationen zuarbeiteten.11 In vielen Heimen war es 

üblich, dass äußere Umstände, wie Heimbelegung, Einfluss auf einen vor-

zeitigen oder länger hinausgezögerten Aufenthalt hatten und die Berichte 

dieser Situation gemäß verfasst wurden. Ebenso verhielt es sich bei 

schwierigen Mädchen, die ein Heim schnell wieder loswerden wollte, in 

diesen Fällen war es möglich, dass sie plötzlich nach Hause beurlaubt wurden 

                                                
11Clemenz, M., Habicht, W., Rudoph, B.: Verwahrlosung - Sprache und Interaktion in 
Systemen sozialer Kontrolle. Aus einem Forschungsprojekt zur Genese sozialer 
Auffälligkeit, Teil 1, 1977, S. 169. 
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oder bei Schulentlassenen ein erneuter Arbeitsversuch außerhalb des Heims 

unternommen wurde. 
 
" ... Vor allem Heime können sich weigern, einen bestimmten Jugendlichen 
weiter bei sich zu behalten, mit der Begründung, er sei für die dortige Ge-
meinschaft nicht mehr tragbar. Wenn ein solcher Jugendlicher dann einige 
Male von einem Heim ins andere 'abgeschoben' worden ist, kann es ge-
schehen, daß plötzlich festgestellt wird, daß sich die familialen Verhältnisse 
saniert haben, so daß man es mit ihm zu hause 'noch einmal versuchen' 
wolle." (Clemenz/Habicht/Rudoph, Teil 1, 1977, S. 169) 

 

2.4.1 Gesamtdauer der Öffentlichen Erziehung 

 

 In den Akten des Dorotheenheims betrug die Dauer der Öffentlichen 

Erziehung eineinhalb bis sechs Jahre. Die meisten Mädchen (42,5%) blieben 

zwei bis vier Jahre in Öffentlicher Erziehung. 

 

 In den Akten des LJA war die Spanne deutlich größer, hier lag die Dauer 

der Öffentlichen Erziehung zwischen einem halben Jahr und 18 Jahren. Der 

häufigste Wert lag bei zweieinhalb Jahren (21=15,8%). Über fünf bis zu zehn 

Jahre blieben 12,9% (17) und über zehn Jahre blieben 4% (5) der Mädchen. 

Über ein Mädchen (0,8%) liegen keine Daten vor. (Siehe Anhang, Tabelle 9) 

 

 Tendenziell verkürzt sich im Laufe der sechziger Jahre - ähnlich wie die 

Dauer des Heimaufenthaltes - auch die Gesamtdauer der Öffentlichen Er-

ziehung.  

 

2.4.2 Alter bei Beendigung der Öffentlichen Erziehung 

 

 Bis auf wenige Ausnahmen, in denen die Anordnung bereits im frühen 

Kindesalter erfolgte, lag das Alter der Mädchen bei der Beendigung der 

Maßnahme zwischen dem 17. und 21. Lebensjahr. 

 Soweit in den Akten des Dorotheenheims vermerkt, wurden dort die 

meisten Mädchen (32,5%) mit Vollendung des 21. Lebensjahres entlassen. 

Jeweils 20% wurden im Alter von 19 bzw. 20 Jahren und weitere 15% im 

Alter von 18 Jahren entlassen. 

 In den Akten des LJA zeigt sich ebenfalls, dass die meisten Mädchen 

(36,1%) mit 20 bzw. 21 Jahren entlassen wurden. 31,6% wurden mit 19 
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Jahren entlassen. Weitere 24,8% der Mädchen wurden mit 17 bzw. 18 Jahren 

entlassen. 

 Insgesamt wurden die meisten Mädchen mit 21 Jahren aus der Öffentlichen 

Erziehung entlassen. Ab 1975 stieg der Anteil der 18-jährigen deutlich an, 

weil das Volljährigkeitsalter von 21 auf 18 Jahre gesenkt wurde. (Siehe An-

hang, Tabelle 10) 

 

3. Familienhintergrund der eingewiesenen Mädchen 

 

3.1 Alter der Eltern bei Geburt des Mädchens 

 

 Die Altersspanne der Mütter lag bei der Geburt der Tochter zwischen dem 

17. und 42. Lebensjahr, wobei das häufigste Alter zwischen dem 21. und 25. 

Lebensjahr (42,5% Dorotheenheim und 27,8% LJA). Der Anteil der min-

derjähriger Mütter (unter 21 Jahren) fiel mit ca. 10 Prozent insgesamt eher 

gering aus. (Siehe Anhang, Tabelle 11)  

 

 Das Alter der Väter lag zwischen dem 18. und 58. Lebensjahr, wobei das 

häufigste Alter der Väter zwischen 21 und 30 Jahren (42,5% Dorotheenheim 

und 45,3% LJA) lag. Das Durchschnittsalter der Väter ist mit 30 Jahren 

(Dorotheenheim) bzw. 31 Jahren (LJA) ebenfalls vergleichbar. (Siehe An-

hang, Tabelle 12) 

 

 In beiden Untersuchungen waren die Väter durchschnittlich um einige Jahre 

älter als die Mütter, und die Zahl der sehr jungen, minderjährigen Mütter und 

Väter blieb gering.  

 

3.2 Die Berufe der Eltern 

 

 Die wirtschaftliche und soziale Lage einer Familie wurde von den 

Jugendbehörden anhand von Faktoren wie Ausbildung, Beruf und 

Einkommen des Vaters eingeschätzt. 

 Im Dorotheenheim stammten 65% aller Mädchen aus Arbeiter- und Hand-

werkerfamilien: 35% (14) der Väter waren Arbeiter und weitere 30% (12) 

als Handwerker tätig. 5% (2) verfügten über keine berufliche Ausbildung und 

arbeiteten als ungelernte Hilfsarbeiter. Zwei Väter (5%) besaßen als Polizei-
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meister bzw. als Angestellter eine höhere berufliche Qualifikation. Ein Vater 

war bereits im Rentenalter. Über die Berufsausbildung von neun Vätern 

(22,5%) ist nichts bekannt. 

 

 Bei der Stichprobe der LJA-Akten waren 31,6% (42) der Väter Arbeiter 

und 18,8% (25) in handwerklichen Berufen tätig, davon zwei als Meister. 

Zehn Väter (7,5%) verfügten über keine abgeschlossene Berufsausbildung 

und arbeiteten als Hilfsarbeiter. Drei Väter (2,3%) waren Berufssoldaten. Ein 

Vater (0,8%) war selbständig. Insgesamt besaßen vier Väter als kauf-

männischer Angestellter, Kaufmann, Polizist und Ingenieur eine höhere 

Berufsausbildung und konnten zur gesellschaftlichen Mittelschicht gezählt 

werden. 12 Väter (9%) waren bereits pensioniert. (Siehe Anhang, Tabelle 

13)  

 

 Weit über 80 Prozent aller Mütter (87,5% Dorotheenheim und 85% LJA) 

gingen nach ihrer Eheschließung keiner Erwerbstätigkeit nach. (Siehe 

Anhang, Tabelle 14) Die Tätigkeit der Hausfrau galt als "weiblicher 

Hauptberuf". Ähnlich hoch wie im Untersuchungszeitraum der fünfziger und 

sechziger Jahre war der Anteil der 'hauptberuflichen' Hausfrauen unter den 

Ehefrauen bereits in vorangegangenen Jahrzehnten, wie auch die Arbeit von 

Hagemann (1990) belegt: Im Jahr 1907 waren 94 Prozent aller Ehefrauen 

Hausfrauen, 1925 89 Prozent und 1933 87 Prozent. (Siehe Hagemann 1990, 

S. 29) 

 

Eine eigenständige Erwerbstätigkeit wurde in den fünfziger und sechziger 

Jahren lediglich alleinerziehenden Müttern zugebilligt oder als 

vorübergehende Beschäftigung bei Ehefrauen verstanden, die durch ihre 

Arbeit ein geringes Familieneinkommen aufbesserten. Mütter, die finanzielle 

Engpässe in der Familie ausgleichen mussten, verrichteten meist ungelernte 

Arbeiten (Hilfsarbeiterinnen: 3 = 7,5% Dorotheenheim und 2 = 1,5% LJA). 

Von den dauerhaft erwerbstätigen Müttern waren die meisten als 

Arbeiterinnen (12 = 9% LJA) beschäftigt oder als einfache Angestellte tätig 

(2 = 5% Dorotheenheim und 6 = 4,5% LJA). Obwohl die Erwerbsquote der 

verheirateten Frauen in der Bundesrepublik Deutschland kontinuierlich 
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anstieg12 und im Jahr 1950 bei ca. 25 Prozent, 1961 bei ca. 35 Prozent und 

1970 bei ca. 40 Prozent lag, gerieten in den fünfziger und sechziger Jahren 

berufstätige Frauen weiterhin schneller als Hausfrauen in den Verdacht, ihren 

häuslichen Pflichten nicht ausreichend nachzukommen und ihre Kinder zu 

vernachlässigen.13  

 

3.3 "Problemlagen" in der Familie14 

 

 Bei der Entstehung von "Verwahrlosungserscheinungen" und Erziehungs-

schwierigkeiten gingen zeitgenössische Autoren von einem vielfältigen Ur-

sachengeflecht aus ungünstigen Anlagen und Umwelt-/Milieueinflüssen aus.  

 
"Jeder Faktor allein ruft noch keine Auffälligkeit der Minderjährigen her-
vor. Es muß immer ein auslösender Faktor oder eine ganz bestimmte Si-
tuation vorliegen, in der die psychische Konstitution der Probandinnen und 
die Umwelteinflüsse die Minderjährigen so stark beeinflussen, daß es zu 
einem auffälligen Verhalten kommt." (Herrfahrdt 1971, S. 49) 

 

Wie Bock im Jahre 1960 feststellte, lösten verschiedene Ursachen eine "Ver-

wahrlosung" junger Mädchen aus: 

 
"Sie kann in der Veranlagung des Mädchens liegen, sie kann im Milieu des 
Elternhauses oder besonderer Notstände dort begründet sein, sie kann be-
dingt sein durch Kontakt zu Freundinnen und Freunden, durch die Zuge-
hörigkeit zu einer Clique, auch durch eine falsche Berufswahl oder einen 
ungünstigen Arbeitsplatz. Wo immer die Quelle der Verwahrlosung auch 
liegen mag, meist greifen mehrere Ursachen ineinander ..." (Bock 1960, S. 
7) 

 

                                                
12Zahlen nach Assenmacher 1988, S. 30. Im Laufe des 20. Jahrhunderts nahm die Zahl 
der erwerbstätigen verheirateten Frauen zu, wie Zahlen von Pfau 1998, S. 178, belegen: 
Während im Jahr 1907 26% der verheirateten Frauen am Erwerbsleben beteiligt waren, 
betrug 1965 die Quote 34% und erreichte 1990 die Höhe von 40%. 
13Der Status einer Frau definierte sich zur damaligen Zeit vor allem über Beruf und 
Einkommen des Ehemannes, an dieser traditionellen Wertvorstellung änderte auch das 
Gleichberechtigungsgesetz aus dem Jahre 1958 wenig. Auch wenn die Ehefrau jetzt das 
Recht besaß, ohne Zustimmung des Mannes arbeiten zu gehen, durfte sie ihre häuslichen 
Pflichten nicht vernachlässigen. 
14In den Akten erschlossen sich mögliche Problemlagen der Familien erst bei der 
Durchsicht des gesammelten Aktenmaterials (Berichte und Anträge in der Einzelfallakte). 
In meiner statistischen Auswertung habe ich eigene Kategorien erstellt, um familiäre 
Probleme adäquat zu erfassen. 
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Erziehungswissenschaftler der fünfziger und sechziger Jahre sahen in un-

günstigen und zerrütteten Familienverhältnissen einen wesentlichen Faktor 

für "Verwahrlosungserscheinungen", Specht (1967) hielt die "gestörte 

Familie" sogar für das zentrale Phänomen zur Erklärung von 

"Verwahrlosung". (Vgl. Steinvorth 1973, S. 56)15 

 

 In beiden Untersuchungen lassen sich bis zu fünf verschiedene Problem-

lagen in jeder Familie angeben. Zu den häufigsten Problembereichen gehörten 

Ehe- und allgemeine familiäre Probleme (Dorotheenheim: 29%/LJA: 29,2% 

aller Nennungen), beengte und unzureichende Wohnverhältnisse 

(Dorotheenheim: 15,9%/LJA: 16,5%), sowie Probleme alleinerziehender 

Eltern (Dorotheenheim: 11,6%/LJA: 16,5%). Zu den weiteren schwierigen 

Situationen, die zu einer Heimeinweisung der Kinder führten, zählten eine 

schlechte finanzielle Lage der Familie (Dorotheenheim: 8,7%/LJA: 8,5%), 

Krankheiten der Eltern, wie psychische Erkrankungen und Sucht-

erkrankungen (Dorotheenheim: 13%/LJA: 12,7%) und innerfamiliale Gewalt, 

wie körperliche Misshandlungen und sexueller Missbrauch (Dorotheenheim: 

5,8%/LJA: 6,8%). (Siehe Anhang, Tabelle 15) 

 

3.4 Familienstand bei Antragstellung 

 

 15 bis 20% aller untersuchten Mädchen wurden außerehelich geboren. Ob-

wohl dieser Wert deutlich unter dem zeitgenössischer Untersuchungen lag - 

nach einer Studie Schumanns (1975, S. 41) wurden fast 50 Prozent aller 

Zöglinge unehelich geboren - überschritt er den Bevölkerungsdurchschnitt 

um das drei- bis vierfache.16 

Diese Überrepräsentation bestätigt das Selektionsprinzip, wonach uneheliche 

Kinder bis ins Jahr 1970 automatisch unter (Amts)Vormundschaft standen 

und für sie aufgrund einer stärkeren Beobachtung durch das Jugendamt 

häufiger vorbeugend die Öffentliche Erziehung angeordnet wurde. (Vgl. 

Schuhmann 1975, S. 41)17 

                                                
15Eine unvollständige Familie wurde häufig mit einer gestörten Familie gleichgesetzt, 
obwohl eine genaue Begriffsabgrenzung notwendig gewesen wäre. 
16Im Jahr 1965 lag der Anteil der unehelich geborenen Kinder in der Bevölkerung der 
BRD bei etwas mehr als 5%. (Vgl. Claessens/Lönne/Tschoepe 1965, S. 360) 
17Zudem galt bis zu Beginn der siebziger Jahre die Unehelichkeit als kriminogener 
Faktor. 
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 Rund 60 Prozent aller Mädchen stammten aus unvollständigen 

Herkunftsfamilien: Die größte Gruppe unter ihnen stellten die Halbwaisen 

(30% Dorotheenheim und 27,1% LJA), weitere 17,5% (Dorotheenheim) 

bzw. 21,1% (LJA) stammten aus geschiedenen Ehen und 10% 

(Dorotheenheim) bzw. 8,3% (LJA) wuchsen nach der Heirat der (zuvor 

ledigen) Mutter in Stieffamilien auf. Mit 2,5% (Dorotheenheim) bzw. 1,5% 

(LJA) machte die Gruppe der Vollwaisen unter den weiblichen Zöglingen 

den geringsten Anteil aus. (Siehe Anhang, Tabelle 16) 

 

3.4.1 Größe und Struktur der Familie 

 

 Die Untersuchungen ergeben, dass sich die Familiengröße problem-

verschärfend auf die wirtschaftliche und soziale Lage eines Haushaltes aus-

wirkte. 

 Im Vergleich zum Bevölkerungsdurchschnitt waren die meisten Familien 

der weiblichen Zöglinge kinderreich.18 52,5 Prozent aller Mädchen wuchsen 

mit bis zu drei weiteren Geschwistern auf. Lediglich 12% (LJA) bzw. 15% 

(Dorotheenheim) aller Mädchen waren Einzelkinder.  

In den Akten des Dorotheenheims lebten in 13 Familien (32,5%) fünf bis acht 

Kinder. Die Auswertung der LJA-Akten ergibt ein ähnliches Bild, hier hatten 

30,1% (40) aller Familien fünf bis neun Kinder. Weitere sechs Familien 

(4,5%) hatten zehn Kinder und in einer weiteren Familie (0,8%) wuchsen elf 

Kinder auf. Zwei Mädchen aus den Akten des LJA waren Zwillingskinder. 

(Siehe Anhang, Tabelle 17)  

 

3.4.2 Geschwisterbeziehungen 

 

 Die Auswertungen zeigen, dass rund 60 Prozent (64,7% Dorotheenheim 

und 56,4% LJA) zu den älteren Kinder der Familie - als erstes oder zweites 

Kind geboren - zählten, wobei über ein Drittel aller Mädchen als erstes Kind 

geboren wurden (38,2% Dorotheenheim bzw. 33,3% LJA). (Siehe Anhang, 

Tabelle 18) 

 Der hohe Anteil an Erstgeborenen unter den weiblichen Zöglingen ist dar-

auf zurückzuführen, dass viele Mädchen nach Strukturveränderungen in der 

                                                
18Die maximale Größe einer Familie lag im Dorotheenheim bei acht, bei der Stichprobe 
des LJA bei elf Kindern. 
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Herkunftsfamilie in neu zusammengefügten Familien aufwuchsen, in denen 

jüngere Halbgeschwister nachgeboren wurden. 

 Grundsätzlich war die Position der älteren bzw. ältesten Geschwisterkinder 

dadurch gekennzeichnet, dass sie oftmals von den Eltern strenger erzogen 

wurden als nachfolgende Kinder und sich stärker gegen ihre Eltern 

durchsetzen mussten, um sich eigene Freiräume zu erkämpfen. Gleichzeitig 

übertrugen Elternteile gerade der ältesten Tochter früh die Verantwortung 

für Haushalt und jüngere Geschwister, so dass viele Mädchen aufgrund ihres 

jugendlichen Alters überfordert waren. 

 

 Wie sah das Geschlechterverhältnis unter den Geschwistern aus? Wurden 

Mädchen, die hauptsächlich mit Brüdern aufwuchsen, häufiger "auffällig" als 

solche aus Mädchenfamilien? Beide Untersuchungen ergeben, dass über die 

Hälfte aller Mädchen ausschließlich mit weiblichen Geschwistern aufwuchsen 

(61,8% Dorotheenheim bzw. 53,8% LJA). (Siehe Anhang, Tabelle 19) 

Aufgrund dieser Ergebnisse kann vermutet werden, dass sich das 

Aufwachsen in Mädchenfamilien konfliktreicher gestaltete, da die elterlichen 

Maßstäbe in bezug auf Sittsamkeit und jugendliche Freiheiten der Töchter 

noch enger ausgelegt wurden als in gemischten Familien, was besonders 

während der Pubertät zu heftigen Auseinandersetzungen zwischen Eltern und 

Töchtern führen konnten. 

 

3.5 Desolate Familien- und Wohnverhältnisse 

 

 Ein Großteil aller Mädchen stammte aus sogenannten Multiproblem-

Familien: Vor allem schwierige Partnerbeziehungen der Eltern, familiäre 

Strukturerschütterungen, Konflikte und Streitigkeiten wirkten sich auf die 

emotionale Entwicklung der Mädchen aus und verhinderten, dass sie dauer-

hafte Beziehungen, Vertrauen und Verlässlichkeit kennenlernten. Neben 

existentiellen Sorgen, unzureichenden Wohnverhältnissen und anderen, aus 

dieser Situation resultierenden sozialen Problemen, wie Alkoholismus, Ge-

walt oder sexueller Missbrauch, bestimmten auch Schicksalsschläge wie 

Krankheiten und Tod von Familienangehörigen das Leben vieler Mädchen 

vor der Heimeinweisung.  
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 In den Akten wurden die Familienverhältnisse der meisten Mädchen als 

zerrüttet beschrieben:  

Im Falle von Helga (Jg. 1945) wurde im vorläufigen Beschluss zur FE vom 

21.12.1961 festgehalten, unter welchen Bedingungen das 16jährige Mädchen 

bisher aufwuchs: Obwohl Helga "während der Kriegsgefangenschaft des 

Vaters gezeugt wurde", zweifelte der Vater ihre Ehelichkeit nicht an, er war 

wegen Betrug und Diebstahl vorbestraft und trank, die Mutter war angeblich 

"liederlich". Es kam zu häufigen Streitigkeiten zwischen den Eltern. Die 

Wohnverhältnisse waren schlecht, die Familie lebte in Unterkünften der Ob-

dachlosenfürsorge. Ein Bruder verbüßte eine Gefängnisstrafe und drei 

weitere Geschwister befanden sich in Fürsorgeerziehung. Im Alter von 16 

Jahren begann Helga, sich "herumzutreiben", wechselte mehrfach ihre Ar-

beitsstellen und wurde schwanger. 
 

Ein anderer typischer Fall ist die bisherige Lebensgeschichte von Martina (Jg. 

1955): 
 
"Die Familie lebt seit 1961 in einer Obdachlosenunterkunft. Der Vater leidet 
an Diabetes und trinkt, geht aufgrund seines schlechten Gesundheits-
zustandes seit Dezember 1970 keiner Arbeit nach."  
 

Im Jahre 1967 starb Martinas Großmutter, woraufhin der Großvater Selbst-

mord beging. Ein Jahr später kam Martinas Mutter durch ein Verbrechen 

ums Leben. Als Folge dieser Ereignisse wurde Martina ins Kinderheim ge-

geben und entwickelte in den folgenden Jahren Auffälligkeiten wie Schul-

schwänzen, Weglaufen und häufigen Stellenwechsel. Bei der Anordnung der 

Fürsorgeerziehung Ende 1971 war Martina von einem griechischen Gast-

arbeiter schwanger und gab ihr Kind kurz nach der Geburt zur Adoption frei. 

 

 Junge Mädchen, die sich in einer ohnehin schwierigen Lebensphase 

befanden, entwickelten aufgrund familiärer Probleme zahlreiche Verhaltens-

auffälligkeiten, die zur Heimeinweisung führten. Von den Behörden wurden 

die Mädchen nicht als Hilfesuchende, die unter familiären und sozialen Pro-

blemen litten, gesehen, sondern als Heranwachsende, die ihrer Umgebung 

Probleme bereiteten.  
 

 Aufgrund der Kriegsereignisse blieben die Lebens- und Wohnverhältnisse 

in den späten vierziger und frühen fünfziger Jahren katastrophal: bei-
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spielweise wurden in den Großstädten Köln 70 Prozent und in Duisburg 64,8 

Prozent der Wohnungen zerstört. In Mittelstädten wie Düren sah die 

Wohnsituation noch verheerender aus, dort waren 99,2 Prozent aller 

Wohnungen zerstört. (Vgl. Plato/Leh 1997, S. 43) In der britischen Zone 

standen im Jahr 1946 jedem Deutschen 6,2 Quadratmeter an Wohnraum zu. 

(Vgl. Wolf u.a. 1997, S. 29) Im Herbst 1950 wurde für das Bundesgebiet 

(ohne West-Berlin) ein Defizit von 4,8 Millionen Wohnungen ermittelt. (Vgl. 

Plato/Leh 1997, S. 44) Der Wohnraum blieb jahrelang knapp und auch in 

späteren Jahren gerade für sozial schwache, kinderreiche Familien finanziell 

nicht erschwinglich.  

Nicht alle Familien profitierten von den Wirtschaftswunderjahren: Einigen 

Familien gelang der Wechsel von Nachkriegs-Übergangsheimen zur eigenen 

Wohnung nicht mehr, sie lebten weiterhin im sozialen Elend in Not-

unterkünften oder Obdachlosenheimen, wie die Familie von Albertine (Jg. 

1950), die 1966 in einer "sehr beengten Barackenwohnung" lebte. 

 

 Nach lokalen Untersuchungen in Bremen und Berlin aus der direkten 

Nachkriegszeit, die nach Plato/Leh (1997) allerdings kaum ver-

allgemeinerungsfähig sind, betrug die durchschnittliche Raumbelegung 

eineinhalb bis zwei Personen; nur die Hälfte der Befragten besaß ein eigenes 

Bett. (Siehe Plato/Leh 1997, S. 47) Die vorliegende Aktenauswertung 

bestätigt, dass viele weibliche Zöglinge der fünfziger und sechziger Jahre vor 

ihrer Heimeinweisung in häuslicher Enge und Armut aufwuchsen: 1955 lebte 

eine elfköpfige Familie, davon neun Kinder, in einer 4-Zimmer-Wohnung. In 

anderen Fällen schliefen sechs Personen in einem kleinen Raum. Viele 

Mädchen besaßen kein eigenes Bett, sie teilten sich ein Bett oder eine andere 

Schlafgelegenheit mit Eltern und Geschwistern: Irmgard (Jg. 1939) teilte sich 

Mitte der fünfziger Jahre ein Bett mit ihrer Mutter und Ingeborg (Jg. 1948) 

schlief vor der Anordnung der Fürsorgeerziehung im Jahre 1964 auf einer 

Couch im elterlichen Schlafzimmer. 

 Ebenso wie der Zustand der Wohnung und ihrer Einrichtung bestimmte die 

Wohngegend den Status der Familie. In welchem Viertel, in welcher Sied-

lung eine Familie lebte, floss in die Beurteilung der Fürsorgerin mit ein, wie 

die folgenden Auszüge zeigen:  
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"... die in einer ungünstigen Umgebung des Höherweges in der Nähe eines 
Zigeunerlagers wohnen: Die Familie bewohnt mit 7 Personen 2 Baracken-
räume." (1955, Adele, Jg. 1938) 
 
"Die Familie bewohnt in einer Gegend, wo sozial schwache Familien an-
sässig sind, eine 5-räumige Wohnung in einem reparaturbedürftigen 
Siedlungshaus." (1970, Angelika, Jg. 1953) 

 

 Beengte Wohnverhältnisse blieben die ganzen fünfziger Jahre über be-

stehen, in diesem Bereich setzte das Wirtschaftswunder am spätesten ein.19 

Räume, im weitesten Sinne des Wortes, in denen Jugendliche unter sich sein 

konnten, gab es kaum. Da das Zusammenleben auf engstem Raum in vielen 

Familien zu Konflikten führte, suchten sich jugendliche Mädchen ihre Frei-

räume außerhalb der elterlichen Wohnung. Eine ehemalige Fürsorgerin 

beschreibt die schwierigen Lebensbedingungen, unter denen die Kinder und 

Jugendlichen in der Nachkriegszeit und den fünfziger Jahren aufwuchsen: 

 
"... aber sie müssen in den Anfängen, müssen sie noch die Zeit berück-
sichtigen. In den fünfziger Jahren, da war das ja auch nicht einfach, es 
wurde ja auch wenig angeboten, es war alles kaputt, es musste aufgebaut 
werden. Viele haben noch im Keller gewohnt, im Bunker ... Auf engsten 
Wohnverhältnissen. Es war also nicht so wie heute üblich, dass die Kinder 
ihr eigenes Zimmer hatten." (Frau S., ehemalige Fürsorgerin, Jg. 1924) 

 

3.5.1 Bilder "geordneter" und "zerrütteter" Familien 

 

 Nach außen hin unauffällige Familien wurden von den Behörden als 

"geordnet" beurteilt, in diesen wenigen Fällen (13% Dorotheenheim und 

5,5% LJA) wurde ein Gegenbild zur vermeintlich zerrütteten und asozialen 

Familie entworfen. 

Im Gegensatz hierzu stammten nach einer Untersuchung von Specht aus dem 

Jahre 1967 lediglich drei Prozent der männlichen und dreieinhalb Prozent der 

weiblichen Probanden aus äußerlich unauffälligen Familien, obwohl weitaus 

mehr - nämlich 35 Prozent der männlichen und 30 Prozent der weiblichen 

Probanden - in vollständigen Familien aufwuchsen. In diesen Fällen wurden 

die Familien bereits zuvor beispielweise aufgrund der Straffälligkeit oder des 

                                                
19Der einzige autonome Raum, der Kindern und Jugendlichen offenstand, war die Straße, 
die allerdings im wesentlichen den Jungen vorbehalten war. 
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Alkoholmissbrauchs der Eltern von den Behörden als "auffällig" wahr-

genommen. (Specht 1967, S. 71) 

Im Gegensatz zu zerrütteten Verhältnisse wurde ein Elternhaus als geordnet 

bezeichnet,  
 

" ... wenn über die elterlichen Verhältnisse nichts Nachteiliges bekannt und 
die Erziehung der Kinder gesichert war, Sauberkeit und Ordnung in der 
Familie herrschten und in den Akten auch nichts Nachteiliges (Trunk, 
Strafen) berichtet wurde." (Düchting 1952, S. 120) 

 

Die Eltern von Brigitta (Jg. 1947) wurden im vorläufigen Beschluss zur FE 

vom 19.8.1963 als "rechtschaffende Leute" beschrieben, die "in der Nachbar-

schaft einen guten Ruf" genossen. 

 

Auch die Familie von Karin (Jg. 1946) wurde von den Behörden als geordnet 

und "unauffällig" wahrgenommen: 

 
"Der Vater geht regelmäßig und ausdauernd seiner Arbeit als Dreher nach 
... Frau G. ist eine gute Hausfrau ... Der Bruder L. hat den Eltern noch nie 
Schwierigkeiten gemacht." (1966)  

 

Helga (Jg. 1950) stammte aus  
 

"geordneten Verhältnissen, 3 1/2 Zimmer-Wohnung in ordentlicher Wohn-
gegend. Die Eheleute stehen in gutem Ruf und leben in harmonischer Ehe." 
(1966)  

 

 Die vorliegenden Untersuchungen zeigen, dass die meisten weiblichen 

Zöglinge vor der Anordnung der Öffentlichen Erziehung in sehr schlechten 

sozio-ökonomischen Verhältnissen aufwuchsen. Zeitgenössische Studien der 

fünfziger und sechziger Jahre stellten übereinstimmend fest, dass die meisten 

Kinder und Jugendliche in der Öffentlichen Erziehung aus unterprivilegierten 

Schichten stammten. (Vgl. Schwarzmann 1971, S. 10) Steinvorth ging nach 

allgemeinen Schätzungen sogar davon aus, dass rund 80 bis 90% aller 

"Verwahrlosten" aus der Unterschicht kamen. (Vgl. Steinvorth 1973, S. 54) 

Darüberhinaus stellte Thomae (1976) bei einer Analyse von Fürsorgeakten 

des LJA Rheinland aus den Jahren 1960 bis 1965 eindeutig fest, dass für 

Minderjährige aus sozialen Randgruppen deutlich häufiger die Für-

sorgerziehung vorbeugend angeordnet wurde, während bei Minderjährigen 
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